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Den Wandel zur Informationsgesellschaft  für

Innovation und Beschäft igung nutzen

Die Bundesregierung hat  dem vorliegenden Akt ions-

programm den Titel „Innovat ion und Arbeit splätze in

der Informat ionsgesellschaf t  des 21. Jahrhunderts“

gegeben, denn die Bekämpfung der Arbeit slosigkeit

und die Sicherung eines hohen zukunf t sfähigen

Beschäf t igungsniveaus sind in der Bundesrepublik

Deutschland die entscheidenden Herausforderungen,

vor denen die Polit ik zu Beginn des neuen Jahrhun-

dert s steht . 

Die Arbeit slosigkeit  kann aber nur bekämpf t  werden,

wenn es gelingt , in unserem Land den Übergang von

der Indust rie-  zur Informat ionsgesellschaf t  zu mei-

stern. Zusätzliche Beschäf t igung entsteht  in vielen

Wirt schaf t szweigen aktuell nur temporär und ist  in

stabiler Form vor allem im Dienst leistungssektor

vorzuf inden. Die modernen Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechnologien gehören hier zu den

t reibenden Kräf ten. Die Chancen der Informat ionsge-

sellschaf t  müssen noch konsequenter zur Wissenspro-

dukt ion, Wissensverwertung und für Beschäf t igungs-

zuwächse genutzt  werden. Deutschland muss sein

Wissen besser einsetzen – für neue Produkte, neue

Dienst leistungen und neue Chancen auf  wachsenden

Märkten. Die Voraussetzungen hierfür sind gut . Jetzt

kommt  es darauf  an, in gemeinsamer Anst rengung

von Polit ik, Wirt schaf t  und Gewerkschaf ten die Kräf -

te zu bündeln und notwendige Akt ionen auf  den Weg

zu bringen.

Digitales Zeitalter wird alle Lebensbereiche
verändern

Ohne Zweifel gehen von den modernen Informat ions-

und Kommunikat ionstechnologien nachhalt ige ge-

samtwirt schaf t liche und beschäf t igungspolit ische

Impulse aus. Die ort sunabhängige und unmit telbare

Verfügbarkeit  von Informat ionen und die Fähigkeit

zum raschen Austausch von Informat ionen und zur

Erneuerung von Wissen haben existent ielle Bedeu-

tung für Beschäf t igung und Wachstum erhalten. Die

durch die neuen Informat ions-  und Kommunikat ions-

technologien angestoßenen Entwicklungen werden

dabei in vielen Lebensbereichen neue Chancen eröf f -

nen. In der Gesundheit sversorgung werden moderne

Informat ions-  und Kommunikat ionstechniken immer

stärker genutzt . Sie werden auch den Verkehrsbereich

gravierend verändern, Mobilit ät  sichern, Verkehrsf lüs-

se lenken und durch verbesserte Informat ions-  und

Datenverarbeitungsmöglichkeiten eine nachhalt ige,

umwelt vert rägliche Entwicklung unserer Gesellschaf t

unterstützen.

Die modernen Informat ions-  und Kommunikat ions-

technologien eröf fnen neuart ige Chancen, dem Ein-

zelnen ein Opt imum unterschiedlicher Aus- , Fort -

und Weiterbildungsmöglichkeiten zur Verfügung zu

stellen, die ihm ein eigenverantwort liches und selbst -

organisiertes individuelles Lernen und ein Einstellen

auf  unterschiedliche, sich rasch wandelnde beruf -

lichen Anforderungen ermöglichen. Netzbasiertes

Lernen bricht  die St rukturen herkömmlicher Lehran-

gebote auf  und verbindet  inhalt lich und organisato-

risch stärker als bisher beruf liche Erstausbildung und

spätere Weiterbildung. Auf  diese Weise ist  es ein

unverzichtbarer Baustein eines lebenslangen Lernens,

das selbstverantwortetes, individuelles Lernen in

neuen Kooperat ionsformen nach sich zieht .

In der Wirt schaf t  ergeben sich gravierende Verände-

rungen. Bisher get rennte Wirt schaf t sbereiche wie die

Telekommunikat ion, die Informat ionstechnik und die

neuen Medien wachsen zusammen. Mit  der explosi-

onsart igen Verbreitung des Internet  eröf fnen sich den

Unternehmen Chancen, bisher nicht  mögliche Pro-

dukt ivit ät szuwächse, vor allem im sogenannten Elec-

t ronic Business, zu erzielen und neue Märkte zu

erschließen.

Globalisierung macht  sich nirgendwo so deut lich

bemerkbar, wie beim Internet  sowie den Märkten und

Produkten der Medien-  und Kommunikat ionswirt -

schaf t . Ihre Entwicklung und Ausbreitung sind nicht

nur Ausdruck, sondern auch maßgebliche Triebkräf te

der Globalisierung. Für kein Land ist  es selbstver-

ständlich, dass es seine im Indust riezeitalter erworbe-

ne Posit ion bei Einkommen und Beschäf t igung im

Informat ionszeitalter erhalten kann. Wissen und

Innovat ionsfähigkeit  sind dabei die entscheidenden

Produkt ionsfaktoren. Sie im Interesse der Schaf fung

von neuen Beschäf t igungsmöglichkeiten zu nutzen,

ist  zent rale Aufgabe für das 21. Jahrhundert .

Zusammenfassung
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Deutschlands Ausgangslage ist  in vielen

Bereichen gut

Die Informat ionswirt schaf t  ist  in unserem Land

bereit s heute einer der wicht igsten Wirt schaf t szweige

für Wachstum und Beschäf t igung. Sie beschäf t igt

inzwischen 1,7 Millionen Menschen. 1999 rechnet  die

Branche mit  einer weiter anziehenden Nachf rage, die

den Informat ions-  und Kommunikat ionstechnik-

Markt  von 191 Mrd. DM im Jahr 1998 um 7,8 % auf

206 Mrd. DM wachsen läßt . Hiermit  würde er den

Automobilmarkt  erstmals an Bedeutung übert ref fen.

Die erwarteten Beschäf t igungszuwächse werden

1999 im Vergleich zu 1998 bei 3 % liegen und die

Wachstumsrate des Vorjahres erneut  beacht lich über-

steigen. Schätzungen gehen davon aus, dass in

Deutschland bis zum Jahr 2002 etwa 350.000 zusätz-

liche Arbeit splätze in diesem Bereich entstehen könn-

ten, wenn entsprechende Rahmenbedingungen ge-

schaf fen und in allen relevanten Handlungsfeldern

weiter deut liche Fort schrit t e erzielt  werden.

Das gesellschaf t liche Klima hierfür ist  gut : In breiten

Teilen der Gesellschaf t  gibt  es Konsens, dass der Wan-

del zur Informat ions-  und Wissensgesellschaf t  nur

gestaltet  werden kann, wenn Staat  und Wirtschaf t  eine

gemeinsame St rategie entwickeln und umsetzen. Die

Init iat ive der Wirtschaf t  „Deutschland 21“, mit  der

konkrete öf fent lichkeitswirksame Projekte und Akt io-

nen im Rahmen von public- private-partnerships

geplant  und umgesetzt  werden, zielt  in diese Richtung

und f indet  die Unterstützung der Bundesregierung.

Die technischen Voraussetzungen sind in vielen Berei-

chen hervorragend, z.B. bei Teilen der Inf rast ruktur in

den Bereichen Telekommunikat ion und Informat ions-

technologien. Auf  einer St recke von 230.000 km gibt

es Glasfaserverkabelung. Die Übert ragungskapazitä-

ten für Daten haben sich insbesondere über längere

Ent fernungen im Vergleich zu herkömmlichen Kup-

fernetzen vertausendfacht . Mit  dem Deutschen For-

schungsnetz haben wir die schnellste Wissenschaf t s-

Datenautobahn der Welt . In Forschung und Entwick-

lung auf  dem Gebiet  der opt ischen Netze und der

Mobilkommunikat ion hat  Deutschland weltweit  eine

Spit zenposit ion.

Mit  dem Informat ions-  und Kommunikat ionsdienste-

Gesetz wurde ein erster Schrit t  f ür einen verlässlichen

Rechtsrahmen bei der Nutzung und Anwendung

neuer Medien getan, der auch auf  europäischer und

internat ionaler Ebene zunehmend Anerkennung

erfährt . Dies gilt  auch für die Zulassungsf reiheit  von

Mult imedia- Diensten, die Regelungen des Daten-

schutzes in Netzen sowie die f reiwillige Selbstkont rol-

le im Bereich des Jugendschutzes. Die Liberalisierung

der Telekommunikat ionsmärkte seit  dem 1.1.1998 hat

zu einer drast ischen Preissenkung und damit  zu einer

wirksamen Steigerung der Wet tbewerbsfähigkeit

deutscher Unternehmen beiget ragen. Die Regulie-

rungsbehörde für Telekommunikat ion und Post  hat

seit  Beginn der Liberalisierung über 500 Lizenzen

allein für Sprach-  und Telefonnetze vergeben. 

Bestehende Schwächen müssen abgebaut werden

Allerdings müssen wir f eststellen: Bei Internetverbrei-

tung und - nutzung und modernen mult imedialen

Anwendungen haben bisher andere Länder die Nase

vorn. In den USA nutzen über 30 % der Bevölkerung

das Internet , in Deutschland sind es gerade erst  etwa

9 %, t rotz beacht licher Wachstumsraten. Hinzu

kommt , dass die Entwicklung der Informat ionswirt -

schaf t  weltweit  eine rasante Dynamik ent faltet . Der

Internetverkehr wächst  pro Monat  um 10–20 %. Dem

elekt ronischen Handel werden atemberaubende

Wachstumsprognosen bescheinigt . Internet - Anwen-

dungen wie Elect ronic Commerce kennen keine

Ladenschlusszeiten und keine Cit y- Lagen. Wer den

komplet ten elekt ronischen Einkauf  möglich macht ,

online aktuelle Produkt informat ionen anbietet  und

damit  Markt t ransparenz schaf f t , belebt  den Wet tbe-

werb und erschließt  neue Geschäf t sfelder. Neue

Märkte und damit  Wachstums-  und Beschäf t igungs-

opt ionen entstehen und werden jet zt  verteilt . Zwar

erleben Nutzung und Verbreitung moderner Informa-

t ions-  und Kommunikat ionstechnologien auch bei

uns in den let zten Monaten einen Aufschwung mit

immer höheren Nutzerzahlen. Aber immer weniger

technologische Neuerungen in diesem Bereich sind

Made in Germany.

Hinzu kommen eine unzureichende Breitenwirkung

moderner Informat ions-  und Kommunikat ionstech-

nologien in deutschen Unternehmen, insbesondere im

Mit telstand, eine schwache Posit ion Deutschlands in

internat ionalen Gremien im Bereich der Informa-

t ions-  und Kommunikat ionstechnologien, eine zu

Zusammenfassung
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schwache Forschungsbasis bei internet - spezif ischen

Themen und ein mangelnder Einsatz von Internet  und

Mult imedia in allen Bildungseinrichtungen, angefan-

gen von der Schule, über die beruf liche Bildung und

Hochschulen. 

Die deutsche Wirt schaf t  leidet  unter einem erheb-

lichen Mangel an bedarfsgerecht  qualif izierten Fach-

kräf ten für Informat ions-  und Kommunikat ionstech-

nik. Dem deutschen Arbeit smarkt  fehlen derzeit

75.000 Fachkräf te für Informat ionstechnik und Medi-

en. Es wird erwartet , dass sich der Bedarf  an Fach-

kräf ten für die Informat ionswirt schaf t  mit telf rist ig

noch vergrößert . Hier sind gemeinsame Anst rengun-

gen von Bundesregierung, Wirt schaf t  und Gewerk-

schaf ten gefordert , die im Bündnis für Arbeit , Ausbil-

dung, Wet tbewerbsfähigkeit  – Of fensive zum Abbau

des IT- Fachkräf temangels – verabredet  sind und

angegangen werden. 

Europaweite Spitzenposit ion in der Informations-
gesellschaft  erringen

Für die Bundesregierung hat  die beschleunigte Nut -

zung und Verbreitung moderner Informat ions-  und

Kommunikat ionstechnologien wirt schaf t s- , f or-

schungs- , t echnologie-  und bildungspolit ische Prio-

rit ät . Sie sieht  es als ihre Aufgabe an, den Wandel zur

globalen Informat ionsgesellschaf t  akt iv mit zugestal-

ten und die beschleunigte Nutzung und Verbreitung

moderner Informat ions-  und Kommunikat ionstech-

nologien in Wirt schaf t  und Gesellschaf t  voranzubrin-

gen. Die Polit ik ist  gefordert , die Anpassungsfähigkeit

der Gesellschaf t  und die Wet tbewerbsfähigkeit  der

Wirt schaf t  zu fördern und damit  nachhalt ig neue

Beschäf t igungspotent iale zu erschließen. Die Vision

der Bundesregierung für die Zukunf t  ist , Deutschland

in der Informat ionswirt schaf t  in eine europaweite

Spit zenposit ion zu bringen. Nahezu alle Polit ikberei-

che sind bet rof fen. Neben den recht lichen Rahmen-

bedingungen, inf rast rukturellen Voraussetzungen,

Forschung und Technologie ist  die Modernisierung

des Bildungswesens ein zent raler Schwerpunkt . 

Übergreifende Ziele

Im vorliegenden Akt ionsprogramm „Innovation und

Arbeitsplätze in der Informationsgesellschaft  des

21. Jahrhunderts“ der Bundesregierung sind die

Akt ivit äten für den Aufbruch in das Informat ionszeit -

alter gebündelt . Folgende übergreifende Ziele werden

verfolgt :

1. Steigerung der Verbreitung und Nutzung moder-

ner Informat ions-  und Kommunikat ionstech-

niken in allen Bereichen von Wirt schaf t  und

Gesellschaf t  mit  dem Ziel, innerhalb der nächsten

fünf  Jahre internat ional einen Spit zenplatz zu

belegen. Hierzu ist  es erforderlich, das gesamte

verfügbare Qualif ikat ionspotent ial von Frauen

und Männern zu mobilisieren und zu erschließen

sowie ein gründungsf reundliches Klima zu schaf -

fen. 

2. Gewährleistung der Teilhabe aller gesellschaf t -

lichen Gruppen und gleicher Chancen von Frauen

und Männern an der umfassenden Nutzung

moderner Informat ions-  und Kommunikat ions-

techniken. Bisher unterrepräsent ierten und be-

nachteiligten Bevölkerungskreisen soll der Zu-

gang zu modernen Informat ions-  und Kommuni-

kat ionstechniken erleichtert  werden. 

3. Wahrung der Interessen der Allgemeinheit  und

Schutz der Menschenwürde, insbesondere Ge-

währleistung des Schutzes von Kindern und

Jugendlichen, des Schutzes von Verbrauchern,

des Rechts auf  informat ionelle Selbstbest im-

mung sowie der Möglichkeit , sensible Informa-

t ionen ausreichend zu schützen.

4. Durchgängige Modernisierung schulischer und

beruf licher Ausbildungssysteme mit  dem Ziel,

jedem Schüler und jeder Schülerin ein Basiswissen

für den verantwortungsbewussten Umgang mit

modernen Informat ions-  und Kommunikat ions-

techniken zu verschaf fen, auf  wirtschaf t lich selb-

ständiges Handeln vorzubereiten und Lehrkräf ten

mult imediale Wissensvermit t lung zu ermöglichen. 

5. Erhaltung und Ausbau des hohen Niveaus in der

Grundlagenforschung und in der Entwicklung

neuart iger Anwendungen auf  dem Gebiet  der

Informat ions-  und Kommunikat ionstechniken, um

die Möglichkeiten für Innovat ion und Wachstum

innerhalb Deutschlands opt imal zu nutzen und

internat ional einen  vorderen Rang einzunehmen.

Zusammenfassung
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16. Ausbau der informat ions-  und kommunikat ions-

technischen Inf rast rukturen, um den derzeit  im

Bereich der Telekommunikat ion belegten inter-

nat ionalen Spit zenplatz zu erhalten.

17. Steigerung der Verbreitung innovat iver Formen

der Arbeit s-  und Unternehmensorganisat ion, um

die Potent iale der IuK- Techniken für die Stärkung

von Innovat ionsfähigkeit , Flexibilit ät  und Pro-

dukt ivit ät  der Unternehmen nutzbar zu machen.

Qualif ikat ion und Mot ivat ion der Beschäf t igten

müssen sich in f lexiblen Formen der Arbeit sorga-

nisat ion ent falten können. 

18. Ausschöpfung der Potent iale, die mit   der  Ent -

wicklung und Einführung der neuen Technologi-

en für eine ökologische Modernisierung, die sich

am Leitbild der Nachhalt igkeit  auf  der Grundlage

der AGENDA 21 der Rio- Konferenz orient iert ,

verbunden sind. 

19. Umfassende Nutzung der Informat ions-  und

Kommunikat ionstechniken in allen Bereichen der

öf fent lichen Hand und damit  gleichzeit ig Steige-

rung der Ef f izienz öf fent licher Verwaltungen. Ziel

ist  die zeitnahe und übersicht liche Bereit stellung

öf fent lich verfügbarer Informat ionen und die

Vereinfachung der Kommunikat ion zwischen

Bürgerinnen und Bürgern bzw. Unternehmen und

Verwaltung.

10. Förderung der Zusammenarbeit  in Europa und

auf  internat ionaler Ebene zur Beseit igung beste-

hender Hemmnisse und zur Vermeidung neuer

Barrieren auf  dem Weg zur globalen Informa-

t ionsgesellschaf t .

Konkrete Zielmarken bis 2005

Um Deutschland einen Spit zenplatz im digitalen Zeit -

alter zu sichern, sollen durch die gemeinsamen

Anst rengungen von Polit ik, Wirt schaf t  und allen

maßgeblichen gesellschaf t lichen Gruppen innerhalb

der nächsten fünf  Jahre folgende konkrete Zielmar-

ken erreicht  werden:

n Steigerung des Anteils der Internetabonnent in-

nen und - abonnenten an der Gesamtbevölkerung

von 9 % im Jahr 1999 auf  über 40 % bis zum Jahr

2005; dabei soll eine gleichwert ige Internetbetei-

ligung von Frauen gesichert  werden.

n Zukunf t sfähige Fortentwicklung des Ordnungs-

rahmens für Informat ion, Kommunikat ion und

Medien unter Beachtung der jeweiligen Kompe-

tenzen von Bund und Ländern. 

n Ausstat tung aller Schulen, beruf lichen Ausbil-

dungsstät ten, Einrichtungen der allgemeinen und

beruf lichen Weiterbildung mit  mult imedia-

fähigen PC und Internetanschlüssen bis zum Jahr

2001. Erreichung einer weltweiten Spit zen-

posit ion bei Bildungssof tware bis zum Jahr 2005.

n Flächendeckende Durchdringung der Hochschu-

len mit  der Nutzung vernetzter Computer in Prä-

senzlehre und Selbststudium. Integrat ion der

neuen Medien in sich verändernden Formen

lebenslangen Lernens.

n Verdopplung der Zahl der Mult imedia- Unterneh-

men von heute rd. 1.500 Firmen bis zum Jahr

2001. Steigerung des Anteils der kleinen und

mit t leren Unternehmen, die die Techniken exter-

ner Vernetzung nutzen, auf  ein für größere

Unternehmen vergleichbares Niveau.

n Ausweitung des Ausbildungsvolumens in den

neuen IT- Berufen bis 2003 auf  40.000 Plätze.

Steigerung des Fachkräf teangebots für qualif i-

zierte IT- Aufgaben bis zum Jahr 2005 um weite-

re 250.000. Dabei deut liche Steigerung des

Frauenanteils an IT- Berufsausbildungen und des

Anteils von Studienanfängerinnen in Informa-

t ikstudiengängen auf  40 % bis 2005.

n Entwicklung einer IT- St rategie der Bundesregie-

rung mit  zeitgemäßen Grundlagen für die Infor-

mat ionsdienst leistungen der Bundesverwaltung

bis zum Sommer 2000. Breitenwirksamer

Einsatz der modernen Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechnologien in der öf fent lichen

Verwaltung.

n Einführung elekt ronischer Angebote und Ver-

t ragsabschlüsse im öf fent lichen Auf t ragswesen,

breite Einführung der elekt ronischen Steuerer-

Zusammenfassung
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klärung im Bereich der Finanzverwaltung ab dem

Jahr 2000.

n Ausbau des Deutschen Forschungsnetzes (DFN)

zum Hochgeschwindigkeit snetz im Gigabitbe-

reich bis zum Jahr 2000.

n Entwicklung rein opt ischer Netzwerke bis 2005

– Glasfaser bis zum Hausanschluß f lächen-

deckend in 2010. Entwicklung neuart iger breit -

bandiger Mobilkommunikat ionssysteme mit  Zu-

grif f smöglichkeit  auf  mult imediale Dienste zu

jeder Zeit  an jedem Ort . Draht loser Internet -

zugang ab 2002.

Strategische Handlungsfelder

Die Erreichung dieser Ziele erfordert  konkrete Akt io-

nen in den folgenden st rategischen Handlungs-

feldern: 

Gewährleistung eines breiten Zugangs zu neuen

M edien und Vermitt lung von M edienkompetenz

Die gesellschaf t liche Akzeptanz der neuen Informa-

t ions-  und Kommunikat ionstechnologien ist  der

Schlüssel f ür ihre breite wirt schaf t liche Anwendung.

In Deutschland bestehen jedoch bei allen Anwender-

schichten – Haushalten, kleinen und mit t leren Unter-

nehmen, der öf fent lichen Hand, in Bildungseinrich-

tungen – erhebliche Def izit e. Deshalb muss der

Nutzen der Anwendung von Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechnologien stärker als bisher breiten

Anwenderkreisen nahe gebracht  werden. Allen Bevöl-

kerungskreisen muss der Zugang zum Internet

ermöglicht  und Hilf estellung durch die Vermit t lung

von Medienkompetenz gegeben werden.

Um das Ziel eines verbesserten Zugangs zu den neuen

Medien und einer Stärkung der Medienkompetenz zu

erreichen, werden folgende Akt ionen durchgeführt : 

n Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen,

die Nutzung des Internet  im Rahmen einer Infor-

mat ions-  und Demonst rat ionskampagne unter

dem Titel „Internet  für alle“ einem großen Kreis

der Bevölkerung zugänglich zu machen. Sie wird

Init iat iven starten, um eine gleichberecht igte

Teilhabe von Frauen und Männern an der Gestal-

tung der Informat ionsgesellschaf t  zu gewährlei-

sten. Eine wicht ige Plat t f orm hierfür ist  das

Forum Informat ionsgesellschaf t . Die Bundes-

regierung wird eine Innovat ionspartnerschaf t

zwischen Wirt schaf t  und Polit ik anst reben und

private Init iat iven unterstützen.

n Die Bundesregierung wird gemeinsam mit  den

Ländern und der Wirt schaf t  Init iat iven starten,

um die Computerausstat tung – und - vernetzung

in Schulen, in beruf lichen Ausbildungsstät ten

und an Hochschulen zu verbessern. Sie wird im

Rahmen einer Gesamtst rategie dieser Moderni-

sierungskampagne die Entwicklung hochwert iger

Lern-  und Lehrsof tware fördern und eine Compu-

terbörse für Schulen einrichten. 

n Die Bundesregierung hat  gemeinsam mit  der

Wirt schaf t  und den Sozialpartnern Maßnahmen

verabredet , mit  denen der Mangel an Fachkräf ten

in der Informat ionswirt schaf t  zügig behoben

werden soll und die wachsende Nachf rage nach

qualif iziertem IT- Personal in den kommenden

Jahren bedarfsgerecht  bedient  werden kann.

Hierzu gehört  die Unterstützung des Aufbaus

eines IT-  und medienspezif ischen Weiterbil-

dungssystems, die Ausdehnung des Angebotes

von Weiterbildungsmaßnahmen durch die Bun-

desanstalt  f ür Arbeit  sowie die Unterstützung des

als public- private- partnership konzipierten Aus-

bildungsfonds. 

Stärkung des Vertrauens durch sicheren 

Rechtsrahmen

Für die wirt schaf t liche und technologische Entwick-

lung der Informat ionsgesellschaf t  sind das Vert rauen

aller Beteiligten – Anbieterinnen und Anbieter, Nut -

zerinnen und Nutzer, staat liche Aufsichtsbehörden

sowie Datenschutzkont rollinstanzen -  in die Sicher-

heit  der technischen Systeme und der Schutz vor

deren Mißbrauch durch illegale und schädigende

Handlungen eine wesent liche Voraussetzung. Ent -

scheidend ist , dass Deutschland für den Aufbruch ins

Informat ionszeitalter einen Ordnungsrahmen ent -
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wickelt , der sich bei zunehmender Konvergenz von

Telekommunikat ion, Medien und Informat ionstech-

nologien als zukunf t sfähig erweist . Auch hier gilt :

Firmen werden nur wachsen können und zukunf t s-

fähige Arbeit splätze bereit stellen, wenn der Rechts-

rahmen sicher und verläßlich ist  und den Wet tbewerb

nicht  behindert .

Um das Ziel eines sicheren und Vert rauen fördernden

Rechtsrahmens zu erreichen, werden folgende Akt io-

nen eingeleitet :

n Die Bundesregierung wird Gespräche mit  den

Ländern aufnehmen, um unter Beachtung der

jeweiligen Kompetenzen gemeinsame Vorschläge

für eine zukunf t sfähige Fortentwicklung des Ord-

nungsrahmens für Informat ion, Kommunikat ion

und Medien zu erarbeiten.

n Mit  der Fort führung und Intensivierung der Kam-

pagne „Sicherheit  im Internet “ wird die Bundes-

regierung das Sicherheit sbewußtsein breiter Be-

völkerungskreise stärken. Die Anfang des Jahres

beschlossenen Maßnahmen zur Kryptopolit ik sol-

len zügig umgesetzt  werden. Der Einsatz von

digitalen Signaturen wird durch Pilotanwendun-

gen und Gesetzes-  und Standardisierungsinit iat i-

ven im nat ionalen Bereich als auch auf  interna-

t ionaler Ebene unterstützt  werden.

n Die Bundesregierung wird eine umfassende Neu-

konzept ion des Bundesdatenschutzgesetzes ein-

leiten, bei der die Grundsätze des Teledienste-

Datenschutzgesetzes als übergreifende Prinzipien

verankert  werden und so eine Verschlankung und

bessere Transparenz des Regelwerkes in diesem

Bereich erreicht  wird.

n Die Bundesregierung wird in Kürze einen Gesetz-

entwurf  vorlegen, mit  dem ein adäquater recht -

licher Rahmen für den Schutz der Verbraucherin-

nen und Verbraucher gesetzt  werden soll. Im

Mit telpunkt  steht  dabei die Umsetzung der euro-

päischen Richt linie über den Verbraucherschutz

bei Vert ragsabschlüssen im Fernabsatz.

n Die Bundesregierung wird sich weiter akt iv an der

Schaf fung internat ional akzept ierter Rahmenbe-

dingungen für die globale Informat ionsgesell-

schaf t  beteiligen. Sie wird dabei insbesondere auf

wet tbewerbsfördernde Regeln u.a. bei Steuern

für internetbasierte Transakt ionen und einen

wirksamen Schutz von Verbrauchern und Nut -

zern hinwirken.

Sicherung und Ausbau der Spitzenposit ion in

Technologieentwicklung und Infrastruktur

Die Informat ionsgesellschaf t  braucht  im Vergleich zur

Indust riegesellschaf t  eine neue Inf rast ruktur – sie

braucht  vor allem leistungsfähige Informat ionsnetze.

Das starke Wachstum des Internetverkehrs und die

Notwendigkeit , in kürzerer Zeit  und über längere

Distanzen wachsende Datenmengen zu t ransport ie-

ren, erfordern noch schnellere und leistungsfähigere

Kommunikat ionsnetze. Technologische Voraussetzun-

gen für neue Netzgenerat ionen müssen geschaf fen

werden, die bei Übert ragungsgeschwindigkeiten

einen Vorstoß in den Terabitbereich, das sind 1.000

Gigabit  pro Sekunde, ermöglichen. Notwendig sind

breitbandige Mobilkommunikat ionsnetze mit  Zu-

grif f smöglichkeiten auf  mult imediale Dienste zu jeder

Zeit  und an jedem Ort , die das draht lose Internet

ermöglichen.

Um das Ziel der Sicherung und des Ausbaus der welt -

weiten Spit zenposit ion in der Technologieentwick-

lung und Inf rast ruktur zu erreichen, werden folgende

Akt ionen durchgeführt :

n Die Bundesregierung wirkt  über eine moderne

Telekommunikat ionspolit ik auf  die Bereit stellung

innovat iver breitbandiger Übert ragungstechni-

ken hin. Hierzu gehört  auch die Beschleunigung

des Übergangs von der analogen zur digitalen

Rundfunkübert ragung und die rasche Einführung

der drit t en Mobilf unkgenerat ion („Internet  über

Handy“). 

n Die Bundesregierung wird die Entwicklung der

für die nächste Netzgenerat ion benöt igten Tech-

nologien und deren Erprobung unter realist i-

schen Netzbedingungen sowie die Entwicklung

breitbandiger Mobilkommunikat ionssysteme mit

Zugrif f smöglichkeiten zu jeder Zeit  und an jedem

Ort  fördern.
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n Die Bundesregierung wird spezif ische Internet -

Technologien, wie z.B. mobile Agenten, Sof t -

wareentwicklungen sowie netznahe Anwendun-

gen unterstützen und Pilotprojekte starten, mit

denen Lösungen für die sichere Kommunikat ion

in of fenen Netzen und eine für mobiles Mult ime-

dia erforderliche Sof tware-  und Hardware- Plat t -

form entwickelt  werden.

n Die Bundesregierung wird das Deutsche For-

schungsnetz zu einem Hochleistungsnetz für alle

wissenschaf t lichen Einrichtungen ausbauen.

Erschließung innovativer Anwendungs-

möglichkeiten 

Das Internet  und die neuen Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechniken bieten vielfält ige Anwen-

dungs-  und Beschäf t igungsmöglichkeiten. Dazu

gehören der elekt ronische Geschäf t sverkehr, Tele-

arbeit , Aufbau virtueller Unternehmensst rukturen,

mult imediale Bürgerinformat ionssysteme bei Ge-

meinden, Parlamenten und Regierungen, digitale

Bibliotheken, die verstärkte Nutzung von Verkehrste-

lemat iksystemen und der Einsatz von Mult imedia für

eine ökologische Modernisierung und nachhalt ige

Entwicklung der Gesellschaf t . Bei neuen Mult imedia-

Anwendungen müssen sich gerade die mit telständi-

schen deutschen Anbieter entsprechend posit ionie-

ren, denn neue Märkte entstehen und werden jet zt

verteilt . In der Öf fent lichkeit  müssen mult imediale

Anwendungen stärker bekannt  gemacht , demon-

st riert  und verbreitet  werden.

Um neue Anwendungsfelder von Mult imedia und

damit  Chancen für zusätzliche Beschäf t igung zu

erschließen, startet  die Bundesregierung folgende

Akt ionen:

n Die Bundesregierung wird die regionalen

Kompetenzzent ren für den elekt ronischen

Geschäf t sverkehr bis Mit te 2001 f inanziell unter-

stützen. Mit  den Zent ren soll ein umfassendes

Netzwerk für Fragen des elekt ronischen Ge-

schäf t sverkehrs aufgebaut  werden (elekt ronische

Plat t form, gemeinsame Veranstaltungen zu spe-

ziellen Themen wie z.B. digitale Signatur, elekt ro-

nische Bezahlverfahren). 

n Die Bundesregierung wird durch die gezielte För-

derung von technologiebasierten Unternehmens-

gründungen, u.a. dem „Gründerwet tbewerb Mul-

t imedia“, die Schaf fung von Arbeit splätzen im

Mult imedia- Bereich unterstützen. 

n Die Bundesregierung startet  Init iat iven, um Tele-

arbeit  in unserer Gesellschaf t  auszuweiten und

eine stärker familienbezogene Gestaltung der

Telearbeit  zu ermöglichen. Gemeinsam mit  der

Wirt schaf t  wird eine Internetbörse für Telearbeit

eingerichtet .

n Die Bundesregierung wird Init iat iven starten, um

durch Nutzung und Verbreitung moderner Infor-

mat ions-  und Kommunikat ionstechnologien in

der Verkehrstelemat ik, Gesundheit svorsorge, im

Dienst leistungssektor neue Anwendungs-  und

Beschäf t igungsfelder zu erschließen und Beit räge

zu einer ökologischen Modernisierung und

nachhalt igen Entwicklung der Gesellschaf t  zu lei-

sten.

Staatliche M odernisierung vorantreiben

Der öf fent liche Sektor sollt e insgesamt  zum Motor

für eine beschleunigte Anwendung der neuen Infor-

mat ions-  und Kommunikat ionstechniken werden,

indem er selbst  als Modell f ür beispielhaf te Init iat iven

vorangeht  und indem er die elekt ronische Vernetzung

mit  Bürgerinnen und Bürgern und Unternehmen

bereit stellt . Gerade für die Durchsetzung des elekt ro-

nischen Geschäf t sverkehrs kann er als Schnit t stelle zu

wicht igen Unternehmensbereichen eine fördernde

Rolle spielen. Die im Folgenden genannten Projekte

dienen dazu, die Transparenz der öf fent lichen Ver-

waltung zu steigern und den Service für Bürgerinnen

und Bürger sowie für die Wirt schaf t  zu verbessern.

Gleichzeit ig haben diese Projekte eine Pilot funkt ion,

um prakt ische Erfahrungen mit  den Möglichkeiten

und Chancen von Informat ionstechnik in der öf fent -

lichen Verwaltung zu sammeln.

n Die Bundesregierung wird für den Bereich der

öf fent lichen Verwaltung bis zum Jahr 2000 eine

umfassende IT- St rategie mit  zeitgemäßen

Grundlagen für die Informat ionsdienst leistungen

der Bundesverwaltung entwickeln.
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n Die Bundesregierung wird die Kernvorschrif t en

der Vergaberegeln bis Ende des Jahres 1999 an

die neuen Möglichkeiten elekt ronischer Vergabe

anpassen, so dass künf t ig öf fent liche Auf t ragge-

ber die Möglichkeit  haben, elekt ronische Aus-

schreibungsverfahren zu nutzen. 

n Bund und Länder wirken darauf  hin, dass Ein-

kommensteuererklärungen ab Januar 2000 auf

elekt ronischem Weg abgegeben werden können.

Die elekt ronische Abgabe wird auf  weitere Steu-

erarten ausgedehnt . 

n Im Rahmen ihres Vorhabens „Arbeit samt  2000“

wird die Bundesanstalt  f ür Arbeit  (BA) die Infor-

mat ionsverarbeitung modernisieren und ausbau-

en. Die Dienst leistungen der BA sollen qualit at iv

verbessert  und möglichst  aus einer Hand erbracht

werden. Die hierfür notwendige ort sunabhängige

Verfügbarkeit  von Informat ionen wird durch die

Computervernetzung aller Arbeit splätze der BA

erreicht . 

Gemeinsam den Wandel gestalten

Das vorliegende „Akt ionsprogramm für Innovat ion

und Arbeit splätze in der Informat ionsgesellschaf t  des

21. Jahrhunderts“ legt  geschlossen Akt ionen und Ziele

der Bundesregierung dar, um Deutschland im Bereich

der Informat ions-  und Kommunikat ionstechnologien

einen Spit zenplatz in Europa zu sichern. Es ist  aber

mehr als ein Akt ionsprogramm der Bundesregierung.

Es ist  das Angebot  an alle gesellschaf t lichen Gruppen,

die Informat ionsgesellschaf t  mit zugestalten. Das

Akt ionsprogramm soll begonnene Diskussionen mit

den Ländern, der Wirt schaf t , Wissenschaf t  und

Gewerkschaf ten sowie die einschlägigen Gespräche

im Rahmen des Bündnisses für Arbeit , Ausbildung

und Wet tbewerbsfähigkeit  nicht  abschließen, son-

dern weitere Verabredungen und gemeinsame Maß-

nahmen anregen.
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1. Chancen und Herausforderungen

An der Schwelle zum 21. Jahrhundert  bef indet  sich

Deutschland im Übergang zur Informat ionsgesell-

schaf t . Die durch die neuen Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechnologien angestoßenen Entwicklun-

gen werden dabei in allen Lebensbereichen zu teil-

weise fundamentalen Veränderungen führen. Kaum

ein Bereich des Privat lebens und der Arbeit swelt  wird

davon ausgenommen sein. So werden in der Gesund-

heit sversorgung die Möglichkeiten der Telemedizin

immer stärker genutzt . In Hochschulen und For-

schungseinrichtungen ist  Computernutzung und

Kommunikat ion über Netze für Wissenschaf t  und

Forschung seit  vielen Jahren selbstverständlich. Die

Schulen werden zunehmend vernetzt  und beginnen,

die mult imedialen Techniken für den Unterricht  zu

nutzen. Auch in der Wirt schaf t  zeichnen sich gravie-

rende Veränderungen ab. Früher get rennte Branchen

wie die Telekommunikat ion, die Informat ionstechnik

und die neuen Medien wachsen immer stärker

zusammen. Der Fort schrit t  des Internet  ist  ein ein-

drucksvolles Beispiel f ür die Dynamik, mit  der die Ent -

wicklung voranschreitet .  Im Jahr 1993 gab es gerade

einmal 130 Web- Angebote im Internet . Nur drei Jahre

später waren es bereit s 100.000 und heute sind es

mehrere Millionen. Mit  Hilf e des Internet  eröf fnen

sich den Unternehmen Möglichkeiten, drast ische Pro-

dukt ivit ät szuwächse, z.B. im Business- to- Business- E-

Commerce, zu erzielen. Das E- Business wird zum Epi-

zent rum der Veränderung der Wirt schaf t . Die Globa-

lisierung hebt  den internat ionalen Wet tbewerb und

die internat ionale Kooperat ion quasi auf  eine neue

Stufe. Gleichzeit ig wird die Welt  durch die globalen

Informat ionsnetze zu einem elekt ronischen Dorf . Für

kein Land ist  es vor diesem Hintergrund selbstver-

ständlich, dass es seine im Indust riezeitalter erworbe-

ne Posit ion hinsicht lich Einkommen und Beschäf t i-

gung im Informat ionszeitalter erhalten kann. Wissen

und Innovat ionsfähigkeit  sind dabei die entscheiden-

den Produkt ionsfaktoren, die bereit s im ausgehenden

Jahrhundert  den Wohlstand Deutschlands bewirkt

haben. Sie im Interesse gerade der Schaf fung von

neuen Beschäf t igungsmöglichkeiten weiterzuent -

wickeln, ist  zent rale Aufgabe im 21. Jahrhundert . 

Bundeskanzler Schröder hat  bereit s in seiner Regie-

rungserklärung vom 10. November 1998 die Bedeu-

tung der neuen Medien und der Informat ions-  und

Kommunikat ionswirt schaf t  f ür die Polit ik der Bun-

desregierung deut lich herausgestellt . Einer verant -

wort lichen Medienpolit ik komme „zent rale Bedeu-

tung“ zu. Die Polit ik der Bundesregierung zielt  „auf

die beschleunigte Nutzung und Verbreitung moder-

ner Informat ions-  und Kommunikat ionstechnologie

in der Gesellschaf t “. Dabei gilt  es, alle gesellschaf t li-

che Gruppen einzubeziehen und damit  auch auf  die

gesellschaf t liche und beruf liche Gleichstellung von

Frauen und Männern hinzuwirken. Ziel ist  es,

Deutschland auf  dem Weg in die Informat ions-  und

Wissensgesellschaf t  einen Spit zenplatz in Europa zu

sichern. 

Welt weit  st eht  die Gest alt ung des Weges in die

Inf ormat ionsgesellschaf t  und die Nut zung der

Chancen der neuen Medien an der Spit ze der polit i-

schen Agenda der Indust rieländer. Einzelne Länder

wie Großbrit annien, Frankreich, USA und Japan

haben nat ionale Akt ionspläne ent wickelt , um eine

int ensive Nut zung der modernen Inf ormat ions-  und

Kommunikat ionst echnologien voranzut reiben. Die

hierin gest eckt en Ziele sind zum Teil ehrgeizig. So

will die Regierung Blair die Zahl der kleinen und

mit t leren Unt ernehmen, die die neuen Inf ormat i-

ons-  und Kommunikat ionst echnologien zur St eige-

rung ihrer Wet t bewerbsf ähigkeit  einset zen, bis zum

Jahr 2001 verdoppeln. Bis zum Jahr 2002 sollen in

Großbrit annien 25 % der Dienst leist ungen des

St aat es elekt ronisch verf ügbar sein. In Frankreich

hat  die Regierung Jospin im Januar 1998 einen

Akt ionsplan vorgelegt , der insbesondere Maßnah-

men zum Einsat z von IuK- Technik im Bildungswesen

und in der öf f ent lichen Verwalt ung vorsieht . So

sollen alle behördlichen Formulare im Int ernet  ver-

f ügbar gemacht  werden und den Unt ernehmen bis

1999 die Möglichkeit  zur elekt ronischen Sozialabga-

benerklärung eröf f net  werden. Ausgangspunkt  der

Init iat iven in allen Ländern ist  die Erwart ung, dass

von den modernen Inf ormat ions-  und Kommunika-

t ionst echnologien nachhalt ige gesellschaf t l iche,

gesamt wirt schaf t l iche und beschäf t igungspolit ische

Impulse ausgehen. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist  die Bekämp-

fung der Arbeit slosigkeit  und die Sicherung einer

hohen und zukunf t sfähigen Beschäf t igung – bei

gleichzeit iger ökologischer Modernisierung im Sinne

einer nachhalt igen Entwicklung – die entscheidende

I. Deutschlands Aufbruch 
ins Informationszeitalter
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Herausforderung für die Polit ik am Ende des 20. Jahr-

hunderts. Deshalb hat  die Bundesregierung in ihrer

Regierungserklärung vom 10. November 1998 den

Abbau der Arbeit slosigkeit  als das wicht igste Ziel in

dieser Legislaturperiode formuliert .

Dieses Ziel kann nur erreicht  werden, wenn es gelingt ,

den Übergang von der Indust rie-  zur Informat ionsge-

sellschaf t  zu meistern. Die Entwicklung einer moder-

nen, weltweit  wet tbewerbsfähigen Informat ionswirt -

schaf t  am Standort  Deutschland und die Schaf fung

opt imaler recht licher Rahmenbedingungen und inf ra-

st ruktureller Voraussetzungen hat  daher für die Bun-

desregierung wirtschaf ts- , forschungs- , technologie-

und bildungspolit ische Priorität . Sie sieht  es als ihre

aktuelle Aufgabe an, den Wandel zur globalen Infor-

mat ionsgesellschaf t  akt iv mitzugestalten sowie die

beschleunigte Nutzung und Verbreitung moderner

Informat ions-  und Kommunikat ionstechnologien in

Wirtschaf t  und Gesellschaf t  voranzut reiben. 

Dabei muss sichergestellt  werden, dass die Potent iale

der Informat ions-  und Kommunikat ionstechnologien

allen Mitgliedern der Gesellschaf t  zugute kommen.

Eine Spaltung in eine „Informat ionselit e“ und einen

weniger informierten Teil der Gesellschaf t  muss ver-

hindert  werden. Sie wäre nicht  nur ungerecht ,

sondern auch in hohem Maße inef f izient , da neben

Kapital vor allem die intellektuellen und kreat iven

Ressourcen der Menschen ein wicht iger Produkt ions-

faktor der Informat ionsgesellschaf t  sind. Die Wet tbe-

werbsfähigkeit  Deutschlands hängt  daher noch stär-

ker als im Indust riezeitalter davon ab, dass die Men-

schen in unserem Land im Umgang mit  den neuen

Informat ions-  und Kommunikat ionstechniken quali-

f iziert  sind und diese kreat iv nutzen. 

Das vorliegende Akt ionsprogramm formuliert  die

Ziele der Bundesregierung für die Gestaltung der

Informat ionsgesellschaf t  und gibt  einen Überblick

über die staat lichen Init iat iven für eine Intensivie-

rung des Zugangs zu neuen Medien, die Stärkung der

Medienkompetenz in allen Schichten der Bevölke-

rung, die Fest igung eines sicheren Rechtsrahmens, die

Weiterentwicklung der technologischen Basis, den

Ausbau der Inf rast ruktur und die Sicherung der

gesellschaf t lichen Teilhabe. Es baut  auf  zahlreichen

Akt ivit äten der let zten Jahre im parlamentarischen

und exekut iven Bereich auf . Hierzu gehören vor allem

die Analysen und Empfehlungen der Enquête- Kom-

mission „Zukunf t  der Medien in Wirt schaf t  und

Gesellschaf t “, des Rates für Forschung, Technologie

und Innovat ion zur „Informat ionsgesellschaf t  -  Chan-

cen, Innovat ionen und Herausforderungen“ sowie der

Bericht  der Bundesregierung „Info 2000 – Deutsch-

lands Weg in die Informat ionsgesellschaf t  1996/97“.

Einen Schub für die Gestaltung der Informat ions-

gesellschaf t  haben auch das Telekommunikat ionsge-

setz und das Informat ions-  und Kommunikat ions-

dienste- Gesetz sowie die Förderung von Forschung

und Entwicklung im Bereich der Informat ions-  und

Kommunikat ionstechnologien gegeben, für die der

Bund in den let zten Jahren p.a. etwa 1,1 Mrd. DM

aufgewendet  hat .

1.1. Dynamische Expansion der
Informationswirtschaft

Der Einsatz der modernen Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechnologien hat  schon heute erheb-

lichen Einf luß auf  die Entwicklung der Volkswirtschaf t

und best immt  nachhalt ig Unternehmensabläufe und 

- st rukturen. Dies gilt  seit  Jahren bereit s für große

Unternehmen, die f rühzeit ig durch den Einsatz infor-

mat ionstechnischer Systeme ihre nat ionalen und glo-

balen Akt ivitäten vernetzt  haben. Neu ist  aber, dass

von dieser Entwicklung jetzt  auch alle anderen, vor

allem die kleineren und mit t leren Unternehmen, pro-

f it ieren können. Mit  den of fenen Standards des Inter-

net  und der Verbilligung der Internetsof tware ist  die

Nutzung der globalen Datennetze nicht  mehr allein

eine Domäne der großen Konzerne. 

Nicht  zuletzt  durch die wirt schaf t liche Entwicklung

des Internet  ist  die Informat ions-  und Telekommuni-

kat ionstechnik heute einer der wicht igsten Wachs-

tumsmotoren der deutschen Wirt schaf t . Allein 1998

legten die Umsätze in Deutschland um 6,5 % auf  191

Mrd. DM zu. Für 1999 rechnet  die Branche mit  einem

weiteren Wachstum, das den IuK- Markt  über die

Schwelle von 200 Mrd. DM heben würde (s. Abb. 11)).
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1) Aus Gründen der internat ionalen Vergleichbarkeit  sind
hier Zahlen des European Informat ion Technology Obser-
vatory (EITO) zugrunde gelegt  worden. Diese st immen
nicht  in jedem Fall mit  nat ionalen Erhebungen (z.B. der
Regulierungsbehörde für Telekommunikat ion und Post )
überein.
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Der IuK- Markt  wird damit  voraussicht lich den Auto-

mobilmarkt  erstmals übert ref fen.

Die Dynamik dieser Entwicklung zeigt  sich in der Ver-

breitungsgeschwindigkeit  des Internet  im Vergleich zu

anderen Kommunikat ionstechnologien. Brauchte das

Fernsehen 13 Jahre, um eine Teilnehmerzahl von 50

Mio. Nutzern zu erreichen und der PC rd. 16 Jahre, so

hat  das Internet  dies bereit s in rd. 4 Jahren erreicht . 

Es ist  absehbar, dass neue Anwendungsfelder der IuK-

Technologien, wie z.B. Elekt ronischer Geschäf t sver-

kehr, eine ähnlich rasante Entwicklung durchmachen

werden. So wird der Gesamtmarkt  für E- Commerce

(Business- to- Business und Business- to- Consumer)

allein in den G7- Staaten (ohne Kanada) nach einer

Zusammenstellung von Booz, Allen & Hamilton bis

zum Jahr 2002 auf  rd. 679 Mrd. DM anwachsen

(s. Abb. 2).

Dies entspricht  einer durchschnit t lichen jährlichen

Wachstumsrate von fast  90 %. Für den europäischen

Gesamtmarkt  ist  davon auszugehen, dass Deutsch-

land hieran einen überdurchschnit t lichen Anteil

haben wird (s. Abb. 3). 

Um die Chancen des Elekt ronischen Geschäf tsverkehrs

zu nutzen, besteht  auch hier wirt schaf ts-  und techno-

logiepolit ischer Handlungsbedarf . Zum einen müssen

die technologische Basis und die Inf rast ruktur fort lau-

fend angepaßt  und verbessert  werden, um den Anfor-

derungen für hochwert ige Mult imediadienste zu ent -

sprechen. Zum anderen bedürfen kleinere und mit t le-

re Unternehmen sowie  neue technologieintensive

Unternehmen besonderer Förderung und Beratung bei

der Finanzierung, Planung und Durchführung von

Mult imedia- Projekten. Sie verfügen of t  nicht  über das

notwendige Eigenkapital und das für den Erfolg einer

techologiebasierten Gründung notwendige bet riebs-

wirtschaf t liche Know how. Die Beschaf fung von Kapi-

tal ist  t rotz erfolgversprechender Unternehmensideen,

eines stark gewachsenen Risikokapitalmarktes und

neuer Rahmenbedingungen für Venture Capital, wie

insbesondere der Etablierung einer eigenen Börse für

schnell wachsende Technologieunternehmen (Neuer

Markt ) in unserem Land nach wie vor vergleichsweise

schwierig. Handlungsbedarf  für die Forschungs-  und

Wirtschaf tspolit ik ergibt  sich auch bei der Schaf fung

innovat iver regionaler Netzwerkst rukturen, mit  denen

die Beschäf t igungs-  und Innovat ionspotent iale auf

regionaler Ebene akt iviert  werden können.
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1.2. Beschäft igungspotentiale der
Informationswirtschaft

In Deutschland sind gegenwärt ig 1,7 Mio. Menschen

im Bereich der Informat ionswirt schaf t 2) beschäf t igt

(s. Tabelle 1). Hierzu zählen z.B. Sof tware- Ingenieu-

rinnen und - Ingenieure und Telekommunikat ions-

spezialisten, aber auch Mediengestalterinnen und 

- gestalter und die Beschäf t igten der Unterhaltungs-

elekt ronik. Hinzu kommen nach Schätzung des Fach-

verbandes Informat ionstechnik (FVIT) noch ca.

300.000 IT- Fachkräf te, die bei den Anwendern der

Informat ionstechnik in den verschiedensten Berei-

chen von Wirt schaf t  und Verwaltung tät ig sind. Aber

auch die Entwicklung in allen anderen Wirt schaf t s-

bereichen hängt  entscheidend von der Verbreitung

der IuK- Techniken ab. Es geht  um den Arbeit smarkt

in seiner ganzen Breite, da nahezu jeder Arbeit s-

platz von der fort schreitenden Informat isierung

beeinf lusst  wird. 

Ein Beispiel f ür die Dynamik, die durch die wachsen-

de Durchdringung der Gesellschaf t  mit  Informat ions-

und Kommunikat ionstechnologien ausgelöst  wird,

sind die zahlreichen neuen Berufe wie IT- System-

Kauf f rau/Kaufmann, IT- System- Elekt ronikerin/Elek-

t roniker oder Fachinformat ikerin/Fachinformat iker,

die von dem Siegeszug des Internet  prof it ieren. Allein

im Jahr 1998 sind in den neuen IT- Berufen fast

14.000 Ausbildungsvert räge geschlossen worden,

allerdings sind hier Frauen mit  knapp 25 % unterre-

präsent iert . 

Darüber hinaus bestehen erhebliche Beschäf t igungs-

potent iale, die bislang nur unzureichend aus-

geschöpf t  sind. Dies zeigt  die hohe Zahl der nicht

besetzbaren Arbeit splätze, die heute auf  bis zu

75.000 geschätzt  wird3). Mit  einem Rückgang dieses

Fachkräf temangels ist  nach Einschätzung der Branche

auch nach der Bewält igung des Jahr- 2000- Com-

puterproblems nicht  zu rechnen. Es wird erwartet ,

dass er sich  mit telf rist ig eher noch vergrößert . So

wird in einer neuen Studie der Internat ional Data

Corporat ion prognost iziert , dass in der Europäischen

Union insgesamt  bis zum Jahr 2002 rd. 600.000

Arbeit splätze allein für sogenannte Netzwerkqualif i-

kat ionen nicht  besetzt  werden können. Auf  Deutsch-

land ent fallen danach über 180.000 Stellen dieses

Def izit s. 

Neben dem akuten Fachkräf temangel im IT-  und Mul-

t imediabereich bestehen wesent liche Def izite auch im

allgemeinen Bildungssektor, die eine volle Ausschöp-

fung der Beschäf t igungspotent iale erschweren. So ist

gerade in den technikorient ierten Studienfächern die

Zahl der Studierenden zu gering: Im Bereich Informa-

t ik machen in Deutschland jährlich nur etwa 5.000

Student innen und Studenten ihren Abschluß, während

der Markt  jährlich rd. 15.000 neue Informat iker auf -

nehmen könnte. Die gegenüber den achtziger Jahren

wieder gesunkene Beteiligung von jetzt  nur noch 12 %

Frauen an diesen Studiengängen gilt  es nachhalt ig zu

überwinden. Von der Wirtschaf t  werden zu lange

Studienzeiten und zu geringe Praxisorient ierung der

Studiengänge krit isiert . Die Berufsschulen werden den

Anforderungen der Praxis nicht  immer gerecht . An den

allgemeinbildenden Schulen fehlt  es of t  an der Quali-

f ikat ion der Lehrkräf te im Umgang mit  den neuen

Medien. Es zeigt  sich beispielsweise selbst  bei Schüle-

rinnen und Schülern aus Mathemat ik- , Physik-  und

Informat ikleistungskursen, dass sich zwar 38 % der

männlichen Schüler für Computertechnologie und

Chipentwicklung interessieren, aber nur 8 % der Schü-

lerinnen (Quelle: VDE Jugendstudie 1998). Hier sind

Weichenstellungen erforderlich, um neben Jungen

auch Mädchen f rühzeit ig auf  die Informat ionsgesell-

schaf t  vorzubereiten und ihnen bessere Zugangsmög-

lichkeiten zu zukunf tsfähigen Berufen zu eröf fnen.

Neben Maßnahmen zur Qualif izierung von IT- Fach-

kräf ten und im Bildungsbereich generell spielen Maß-

nahmen zur weiteren Verbesserung der Rahmenbe-

dingungen für die Nutzung und Verbreitung der IuK-

Technologien, zur Erschließung neuer Anwendungen

und zur Verbesserung der technologischen Basis eine

entscheidende Rolle. Es besteht  Einigkeit , dass das Ziel

einer kräf t igen Beschäf t igungsausweitung im IT-

Bereich nur durch ein Bündel von kurz- , mit tel-  und

längerf rist igen Maßnahmen erreicht  werden kann.

Neben der Bundesregierung können gerade auch die

Landesregierungen und die Teilnehmer des Bündnis-
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2) Angaben des Fachverbandes Informat ionstechnik im VDMA
und ZVEI (FVIT). Die Informat ionswirt schaf t  umfaßt  die Sek-
toren Hardware/Sof tware, Informat ionstechnik, Telekommu-
nikat ion, Elekt ronische Bauelemente, Unterhaltungselekt ro-
nik, Fachhandel und Medien.

3) Quelle: Von einem Def izit  dieser Größenordnung geht  auch
das Bündnis für Arbeit , Ausbildung und Wet tbewerbsfähig-
keit  – Fach-  und Themendialog „Beschäf t igungspotent iale
im Bereich IuK- Technologie“ aus.



ses für Arbeit , Ausbildung und Wet tbewerbsfähigkeit ,

d.h. die Arbeit sverwaltung, Unternehmen und Ver-

bände hierzu wesent liche Beit räge liefern.

Die Bundesregierung erwartet , dass bei Umsetzung

geeigneter Maßnahmen (z.B. Behebung des Mangels

an IT- Fachkräf ten, Verbesserung der Rahmenbedin-

gungen für Gründungen, Anwendung innovat iver

Technologien in der Telekommunikat ion) in Deutsch-

land bis zum Jahr 2002 rd. 350.000 zusätzliche

Arbeit splätze allein in der Mult imedia- Branche ent -

stehen können4). Dieses Potent ial wird aber nur dann

ausgeschöpf t , wenn Deutschland bei allen relevanten

Handlungsfeldern weiter deut liche Fort schrit t e er-

reicht  und die hohe Qualif ikat ion von Frauen und

Männern gleichberecht igt  nutzt . 

I.Deutschlands Aufbruch
ins Informationszeitalter

19
Erwerbstätige in der Informationswirtschaft

Bereich Erwerbs- Erwerbs- Erwerbs- 98/97 99/98*
tätige 1997 tätige 1998 tätige 1999*

Hardware, Software 
& Services 973.500 1.001.500 1.037.420 3 % 4 %

Informationstechnik 379.000 396.000 433.160 4 % 9 %

Herstellung von Büro-  

maschinen und DV- Geräten 147.000 128.000 135.680 - 13 % 6 %

Sof tware und IT- Dienst -

leistungen 232.000 268.000 297.480 16 % 11 %

Telekommunikation 322.000 338.000 338.000 5 % 0 %
Herstellung von nachrichten-

technischen Geräten (1) 101.000 101.000 101.000 0 % 0 %

Fernmeldedienste 221.000 237.000 237.000 7 % 0 %

Elektronische Bauelemente (2) 83.500 83.500 81.500 0 % - 2 %
Unterhaltungselektronik 41.000 36.000 35.280 - 12 % - 2 %
Fachhandel und Distribution* 148.000 148.000 149.480 0 % 1 %

M edien 692.000 691.020 698.690 0 % 1 %

Verlagsgewerbe 222.000 217.000 219.170 - 2 % 1 %

Druckgewerbe 285.000 284.000 284.000 0 % 0 %

Film-  u. Videoherstellung, 

- verleih,- vert rieb, Filmtheater 24.000 32.000 32.640 33 % 2 %

Hörfunk u. Fernsehen,  

Programmherstellung 72.000 62.000 65.100 - 14 % 5 %

Korrespondenz-  u. Nachrichten-

büros, f reie Journalisten 38.000 44.000 45.760 16 % 4 %

Buch- , Zeit schrif t en-  und 

Musikhandel* 51.000 52.020 52.020 2 % 0 %

Insgesamt 1.665.500 1.692.520 1.736.110 2 % 3 %

Fachverband Informat ionstechnik im VDMA und ZVEI; Stat ist isches Bundesamt ; 

(1) FV Kommunikat ionstechnik; (2) FV Bauelemente; *geschätzt

4) Zu diesem Ergebnis gelangt  die Studie von Booz, Allen &
Hamilton „Fort schreibung der Ermit t lung und Prognose
von Mult imediamärkten“ (1999)



1.3. Polit ische und wirtschaft liche
Ausgangslage

Das vorliegende Akt ionsprogramm baut  auf  zahlrei-

chen Akt ivit äten im parlamentarischen und exekut i-

ven Bereich auf . Mit  dem Ende der 13. Legislaturperi-

ode des Deutschen Bundestages hat  die Enquête-

Kommission „Zukunf t  der Medien in Wirt schaf t  und

Gesellschaf t “ ihre Arbeit  abgeschlossen und am 22.

Juni 1998 ihren Schlußbericht  „Deutschlands Weg in

die Informat ionsgesellschaf t “ vorgelegt . Primär an die

Adresse des Bundes gerichtet , gab sie darin polit ische

Empfehlungen zu relevanten Sektoren, die von den

Veränderungen im Medienbereich berührt  sind

und für die dringender staat licher Handlungsbedarf

besteht . 

Im Vorfeld der Arbeit  der Enquête- Kommission hat te

sich die Bundesregierung bereit s durch einen Kreis

hochrangiger Expert innen und Experten aus Wirt -

schaf t , Wissenschaf t , Gewerkschaf ten und Polit ik

beraten lassen. Die Analysen dieses Kreises fanden

ihren Niederschlag in den  Empfehlungen des Rates

für Forschung, Technologie und Innovat ion: „In-

format ionsgesellschaf t  – Chancen, Innovat ionen und

Herausforderungen“ vom Dezember 1995. Die

Bundesregierung hat  daraufhin im Februar 1996

ihre polit ische Konzept ion mit  dem Bericht  „Info

2000: Deutschlands Weg in die Informat ionsgesell-

schaf t “ beschlossen. Der Bericht  beschrieb die

Ausgangssituat ion in Deutschland und polit ische

Handlungsfelder. Eine zent rale Rolle spielten die

weitere Liberalisierung im Bereich der Telekommuni-

kat ion und die Schaf fung nat ional einheit licher

recht licher Rahmenbedingungen für das Angebot

und die Nutzung neuer Informat ions-  und Kommuni-

kat ionsdienste. 

Um die Wet tbewerbsfähigkeit  Deutschlands auf  dem

Weg in die globale Informat ionsgesellschaf t  zu

sichern, hat  die Polit ik in den let zten Jahren bereit s

entscheidende Weichenstellungen vollzogen. So hat

die Öf fnung der Telekommunikat ionsmärkte seit  dem

Jahr 1998 zu einer wirksamen Steigerung der Wet t -

bewerbsfähigkeit  deutscher Unternehmen beiget ra-

gen. Gleichzeit ig sind die Wahlmöglichkeiten für Ver-

braucherinnen und Verbraucher durch die schnellere

Einführung von neuen Diensten und Endgeräten

deut lich ausgeweitet  worden. Die Regulierungsbehör-

de für Telekommunikat ion und Post  hat  seit  dem

Beginn der Liberalisierung bereit s über 500 Telekom-

munikat ionslizenzen vergeben. Die Telefontarif e sind

im Zuge der Marktöf fnung gesunken; entsprechend

haben sich auch die Zugangskosten zum Internet

verringert . Gerade die Kosten im Bereich Telekommu-

nikat ion sind aber – neben der Anpassung der Quali-

f ikat ionst rukturen – als einer der wesent lichen Treiber

für eine schnellere Ausbreitung der Informat ions-

und Kommunikat ionstechnik in Wirt schaf t  und

Gesellschaf t  anzusehen. Deshalb muss – nicht  zuletzt

I. Deutschlands Aufbruch 
ins Informationszeitalter

20

Digitale Telefonhauptanschlüsse je 100 Einwohner in 1998

0 10 20 30 40 50 60 70

USA

Frankreich

Deutschland

Großbritannien

Japan

Westeuropa

Italien

Spanien

Fachverband Informat ionstechnik im VDMA und ZVEI; Basis: EITO

37

46

48

51

55

57

59

62

Abb. 4



mit  Blick auf  die insgesamt  geringe Internetverbrei-

tung und - nutzung in Deutschland – über die Förde-

rung funkt ionsfähiger Wet tbewerbsst rukturen für

kostenorient ierte Preise gesorgt  werden. 

Deutschland hat  mit  dem Informat ions-  und Kommu-

nikat ionsdienste- Gesetz (IuKDG) einen Rechts-

rahmen, der zunehmend auch auf  europäischer und

internat ionaler Ebene anerkannt  wird. Dies gilt

z.B. für die Zulassungsf reiheit  von Mult imedia- Dien-

sten, die Regelung des Datenschutzes in den Netzen

sowie die f reiwillige Selbstkont rolle im Bereich

des Jugendschutzes. Klar ist  aber auch, dass rein

nat ionale Regelungen für die globalen Informat ions-

netze nicht  ausreichen. Hier sind weitere Fort schrit t e

auf  der Ebene der EU, der OECD und der WTO not -

wendig. 

Deutschland nimmt  in vielen wicht igen Bereichen der

Inf rast ruktur eine Spit zenposit ion ein. Bei der Digita-

lisierung des Telefonnetzes steht  Deutschland im

internat ionalen Vergleich gut  da. (s. Abb. 45)).

Auch auf  der Anwenderseite sind Fort schrit t e erzielt

worden. So st ieg der Verkauf  von PC im letzten Jahr

um rd. 19 % auf  rd. 5,5 Mio. Stück. Die Anzahl ver-

kauf ter PC und Handys hat  die der Fernsehgeräte

damit  zum ersten Mal erreicht  bzw. – im Fall der Han-

dys – sogar schon überschrit t en. Gleichzeit ig ist  die

Zahl der Zugänge zum Internet  um 32 % auf  rd. 9,9

Millionen Nutzer gest iegen. Trotz dieser beacht lichen

Erfolge ist  f estzuhalten, dass Deutschland im interna-

t ionalen Vergleich in vielen Bereichen nach wie vor

nicht  zum Spit zenfeld gehört . So ist  in den USA und

in einigen skandinavischen Ländern die Verbreitung

von PC noch stärker als in Deutschland gewachsen, so

dass Deutschland hier nur einen unteren Mit telplatz

belegt  (s. Abb. 5). 

Vor allem kleinere und mit t lere Unternehmen weisen

Def izit e bei der externen Vernetzung und der Nut -

zung des Internet  für den elekt ronischen Geschäf t s-

verkehr auf . Bei den Internet -  und Online- Anschlüs-
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sen hat  sich der Abstand zu anderen Ländern – vor

allem den USA – t rotz des starken Wachstums noch

vergrößert  (s. Abb. 6).

Zahlreiche Diskussionen der Bundesregierung mit

Expert innen und Experten, wie z.B. dem Workshop

„Internet  2005“ im August  dieses Jahres, haben deut -

lich gemacht , dass in Deutschland ein erhebliches

Aufgabenspekt rum bei der Nutzung und Verbreitung

des Internet  noch nicht  ausreichend adressiert  wor-

den ist . Im Bereich der Internet - spezif ischen Techno-

logien und Anwendungen (z.B. Router und Internet -

Protokolle) besteht  die Gefahr, internat ional den

Anschluss zu verpassen.

Auch andere Indikatoren weisen auf  eine im interna-

t ionalen Vergleich eher moderate Wet tbewerbsposit i-

on Deutschlands im Bereich moderner Informat ions-

und Kommunikat ionstechniken hin. So ist  z.B. der

Anteil des Risikokapitals, das in neue, informat ions-

orient ierte Wirt schaf t sbereiche f ließt , immer noch

geringer als der US- amerikanische Vergleichswert 6).

Pionierunternehmen aus Deutschland im Bereich der

IT- Wirt schaf t  sind immer noch die Ausnahme.

Die Chancen der neuen Informat ions-  und Kommuni-

kat ionstechniken, nicht  zuletzt  f ür die Schaf fung

neuer Arbeit splätze, sind bei weitem noch nicht  aus-

geschöpf t . Die bestehenden Def izit e zu benennen und

geeignete Maßnahmen für die Ent faltung der Poten-

t iale zu erarbeiten, ist  Aufgabe des Akt ionspro-

gramms.

2. Aufgaben und Ziele 

2.1. Übergreifende Zielsetzungen 

Die Informat ions-  und Kommunikat ionstechnologien

sind die Schlüsseltechnologie des 21. Jahrhunderts

und auf  absehbare Zeit  der größte Wachstumsmarkt .

Sie werden einen rasanten Wandel in der Gesellschaf t

bewirken. So wird die Digitalisierung und darauf  auf -

bauende Standardisierung der Datenübert ragung zu

einer fort schreitenden technischen Konvergenz der

verschiedenen Informat ions-  und Kommunikat ions-

medien führen. Pakete digitaler Daten sind dabei

nicht  an ein Netz gebunden. Terrest rische Funk- ,

Satellit en- , Glasfasertelefon-  sowie Kabelnetze und

bald vielleicht  auch St romnetze stehen für den

Datent ransfer zum Teil wahlweise zur Verfügung.
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Hierdurch entsteht  zum einen mehr Wet tbewerb, zum

anderen auch ein Zusammenwachsen von Branchen

mit  nachhalt igen Auswirkungen auf  die nat ionale

und internat ionale Medienordnung, die Wirt schaf t

und nicht  zuletzt  auf  den Arbeit smarkt . Dies stellt

den Staat  vor eine polit ische Gestaltungsaufgabe.

Dabei gilt  es, das gesamte Potent ial der Informat ions-

und Kommunikat ionstechniken für Innovat ion und

Arbeit splätze zu nutzen, gleichzeit ig Meinungsf rei-

heit  und Meinungsvielfalt  sicherzustellen und dies

durch konkrete Maßnahmen für die beschriebenen

Handlungsfeldern zu unterstützen. Die Bundesregie-

rung verfolgt  mit  dem Akt ionsprogramm dazu fol-

gende Grundziele:

1. Steigerung der Verbreitung und Nutzung moder-

ner Informat ions-  und Kommunikat ionstech-

niken in allen Bereichen von Wirt schaf t  und

Gesellschaf t  mit  dem Ziel, innerhalb der nächsten

fünf  Jahre internat ional einen Spit zenplatz zu

belegen. Hierzu ist  es erforderlich, das gesamte

verfügbare Qualif ikat ionspotent ial von Frauen

und Männern zu mobilisieren und zu erschließen

sowie ein gründungsf reundliches Klima zu schaf -

fen. 

2. Gewährleistung der Teilhabe aller gesellschaf t li-

chen Gruppen und gleicher Chancen von Frauen

und Männern  an der umfassenden Nutzung

moderner Informat ions-  und Kommunikat ions-

techniken. Bisher unterrepräsent ierten und

benachteiligten Bevölkerungskreisen soll der

Zugang zu modernen Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechniken erleichtert  werden. 

3. Wahrung der Interessen der Allgemeinheit  und

Schutz der Menschenwürde, insbesondere

Gewährleistung des Schutzes von Kindern und

Jugendlichen, des Schutzes von Verbrauchern,

des Rechts auf  informat ionelle Selbstbest im-

mung sowie der Möglichkeit , sensible Informa-

t ionen ausreichend zu schützen.

4. Durchgängige Modernisierung schulischer und

beruf licher Ausbildungssysteme mit  dem Ziel,

jedem Schüler und jeder Schülerin ein Basiswis-

sen für den verantwortungsbewussten Umgang

mit  modernen Informat ions-  und Kommunikat i-

onstechniken zu verschaf fen, auf  wirt schaf t lich

selbständiges Handeln vorzubereiten und Lehr-

kräf ten eine mult imediale Wissensvermit t lung zu

ermöglichen. 

15. Erhaltung und Ausbau des hohen Niveaus in der

Grundlagenforschung und in der Entwicklung

neuart iger Anwendungen auf  dem Gebiet  der

Informat ions-  und Kommunikat ionstechniken,

um die Möglichkeiten für Innovat ion und Wachs-

tum innerhalb Deutschlands opt imal zu nutzen

und internat ional einen  vorderen Rang einzu-

nehmen. 

16. Ausbau der informat ions-  und kommunikat ions-

technischen Inf rast rukturen, um den derzeit  im

Bereich der Telekommunikat ion belegten inter-

nat ionalen Spit zenplatz zu erhalten.

17. Steigerung der Verbreitung innovat iver Formen

der Arbeit s-  und Unternehmensorganisat ion, um

die Potent iale der IuK- Techniken für die Stärkung

von Innovat ionsfähigkeit , Flexibilit ät  und Pro-

dukt ivit ät  der Unternehmen nutzbar zu machen.

Qualif ikat ion und Mot ivat ion der Beschäf t igten

müssen sich in f lexiblen Formen der Arbeit sorga-

nisat ion ent falten können. 

18. Ausschöpfung der Potent iale, die mit   der  Ent -

wicklung und Einführung der neuen Technologi-

en für eine ökologische Modernisierung, die sich

am Leitbild der Nachhalt igkeit  auf  der Grundlage

der internat ionalen AGENDA 21 orient iert , ver-

bunden sind. 

19. Umfassende Nutzung der Informat ions-  und

Kommunikat ionstechniken in allen Bereichen der

öf fent lichen Hand und damit  gleichzeit ig  Stei-

gerung der Ef f izienz öf fent licher Verwaltungen.

Ziel ist  die zeitnahe und übersicht liche Bereit stel-

lung öf fent lich verfügbarer Informat ionen und

die Vereinfachung der Kommunikat ion zwischen

Bürgerinnen und Bürgern bzw. Unternehmen und

Verwaltung. 

10. Förderung der Zusammenarbeit  in Europa und

auf  internat ionaler Ebene zur Beseit igung beste-

hender Hemmnisse und zur Vermeidung neuer

Barrieren auf  dem Weg zur globalen Informat i-

onsgesellschaf t .
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2.2. Konkrete Zielmarken bis zum
Jahr 2005

Um Deutschland einen Spit zenplatz im digitalen Zeit -

alter zu sichern, sollen durch die gemeinsamen

Anst rengungen von Polit ik, Wirt schaf t  und allen

maßgeblichen gesellschaf t lichen Gruppen, innerhalb

der nächsten fünf  Jahre folgende konkrete Zielmar-

ken erreicht  werden:

n Steigerung des Anteils der Internetabonnenten

an der Gesamtbevölkerung von 9 % im Jahr 1999

auf  über 40 % bis zum Jahr 2005, dabei soll eine

gleichwert ige Internetbeteiligung von Frauen ge-

sichert  werden.

n Zukunf t sfähige Fortentwicklung des Ordnungs-

rahmens für Informat ion, Kommunikat ion und

Medien unter Beachtung der jeweiligen Kompe-

tenzen von Bund und Ländern. 

n Ausstat tung aller Schulen, beruf lichen Aus-

bildungsstät ten, Einrichtungen der allgemei-

nen und beruf lichen Weiterbildung mit  mult i-

mediafähigen PC und Internetanschlüssen bis zum

Jahr 2001. Erreichung einer weltweiten Spitzen-

posit ion bei Bildungssof tware bis zum Jahr 2005.

n Flächendeckende Nutzung vernetzter Com-

puter an Hochschulen in Präsenzlehre und Selbst -

studium. Integrat ion der neuen Medien in sich

verändernden Formen lebenslangen Lernens.

n Verdopplung der Zahl der Mult imedia- Unterneh-

men von heute 1.500 Firmen bis zum Jahr 2001.

Steigerung des Anteils der kleinen und mit t leren

Unternehmen, die die Techniken externer Vernet -

zung nutzen, auf  ein für größere Unternehmen

vergleichbares Niveau.

n Steigerung des Frauenanteils an Unternehmens-

gründungen von heute rund 30 % auf  minde-

stens 40 % bis zum Jahr 2005, die vor allem

durch Gründungen im IT- Bereich erzielt  und

durch konsequente Nutzung des Internet  unter-

stützt  werden.

n Verdopplung der Telearbeit splätze von heute rd.

800.000 bis zum Jahr 2002.

n Ausweitung des Ausbildungsvolumens in den

neuen IT- Berufen bis 2002 auf  40.000 Plätze.

Steigerung des Fachkräf teangebots für qualif i-

zierte IT- Aufgaben bis zum Jahr 2005 um weite-

re 250.000.

n Steigerung des Frauenanteils an IT- Berufsausbil-

dungen und des Anteils von Studienanfänger-

innen in Informat ikstudiengängen auf  40 % bis

2005.

n Breitenwirksamer Einsatz der modernen Informa-

t ions-  und Kommunikat ionstechnologien in der

öf fent lichen Verwaltung.

n Einführung elekt ronischer Angebote und Ver-

t ragsabschlüsse im öf fent lichen Auf t ragswesen

ab dem Jahr 2001.

n Breite Einführung der elekt ronischen Steuerer-

klärung im Bereich der Finanzverwaltung ab dem

Jahr 2000.

n Aufbau eines f lächendeckenden Hochleistungs-

netzes für alle wissenschaf t lichen Einrichtungen

bis Anfang 2000 mit  weltweiter Vorreiterfunkt i-

on durch den Verein Deutsches Forschungsnetz

(DFN).

n Entwicklung rein opt ischer Netzwerke bis 2005 -

Glasfaser bis zum Hausanschluss f lächendeckend

in 2010.

n Entwicklung neuart iger breitbandiger Mobilkom-

munikat ionssysteme mit  Zugrif f smöglichkeit  auf

mult imediale Dienste zu jeder Zeit  an jedem Ort

bis 2005. Draht loser Internetzugang ab 2002. 
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7) Quelle: Studie des VDE – Technischer Wissenschaf t licher
Verband Elekt rotechnik, Elekt ronik, Informat ionstechnik,
Oktober 1998.

1. Zugang zu den neuen M edien
verbreitern 

Die gesellschaf t liche Akzeptanz der neuen Informat i-

ons-  und Kommunikat ionstechniken ist  ein Schlüssel

für ihre breite wirt schaf t liche Anwendung. Der inter-

nat ionale Vergleich zeigt , dass eine für Informat ions-

und Kommunikat ionstechnologien of fene Kultur  als

einer der wicht igen Motoren für den breiten Einsatz

der neuen mult imedialen Dienste angesehen werden

kann. Hierbei bestehen in Deutschland bei allen

Anwenderschichten – Haushalten, kleinen und mit t -

leren Unternehmen, in Bildungseinrichtungen und

der öf fent lichen Hand – noch erhebliche Def izit e. Ziel

ist  es daher, den Nutzen der Anwendung von Infor-

mat ions-  und Kommunikat ionstechnologien stärker

als bisher breiten potent iellen Anwenderkreisen

deut lich zu machen. 

1.1. Aktion „Internet für alle“

Die Analyse der Ausgangssituat ion zeigt , dass die Ver-

breitung von Internet -  und Online- Anschlüssen in

Deutschland zwar zunimmt , sich im internat ionalen

Vergleich aber lediglich im Mit telfeld bewegt . Hinzu

kommt , dass sich die Nutzung der neuen Informat i-

ons-  und Kommunikat ionstechniken schwerpunkt -

mäßig auf  einige wenige gesellschaf t liche Gruppen

konzent riert . 

Die geteilt e Meinung in der Gesellschaf t  zur Informa-

t ionsgesellschaf t  zeigt  sich daran, dass nur 45 % der

Deutschen die Entwicklung zur Informat ionsgesell-

schaf t  posit iv sehen7). Dabei glauben sogar nur 35 %

Frauen, dass die modernen Informat ionstechnologien

ihr Leben vereinfachen, während 52 % der Männer

davon überzeugt  sind. Während in der Gruppe der

bis zu 34- jährigen die posit ive Einschätzung mit  52 %

dominiert , nimmt  sie in der Gruppe der 35-  bis 

54- jährigen um 6 Prozentpunkte ab. Von den über

55- jährigen haben nur noch 38 % eine posit ive Ein-

schätzung. 

Mit  der Akt ion „Internet  für alle“ will die Bundesre-

gierung eine breite Grundlage schaf fen, auf  der

andere Init iat iven aufbauen können. Zielgruppe sind

Nutzerinnen und Nutzer, die für den Einsatz der IuK-

Techniken im täglichen Leben gewonnen werden

sollen. Es ist  of fensicht lich, dass die heut ige Informa-

t ionstechnik, die ursprünglich von Spezialisten ent -

wickelt  wurde, für den allt äglichen, breiten Einsatz in

der Gesellschaf t  viel stärker auf  Bedürfnisse sowie

Denk-  und Verhaltensweisen des Menschen eingehen

muss. Die Technik zur Nutzung der neuen Medien darf

nicht  nur für Techniker ausgelegt  sein, sondern sie

muss auch für Nicht - Techniker handhabbar sein –

schließlich ist  das die Mehrheit  der Käuferinnen und

Käufer und Anwenderinnen und Anwender. Technik

muss sich dem Menschen anpassen, nicht  umgekehrt .

Bei der Akt ion „Internet  für alle“ geht  es vor allem

darum, den bisher noch nicht  mit  den neuen Infor-

mat ions-  und Kommunikat ionstechniken vert rauten

Bürgerinnen und Bürgern Zugang zum Internet  zu

verschaf fen und hierzu laufende oder geplante Maß-

nahmen der Bundesregierung sowie anderer Organi-

sat ionen – vor allem aus der Wirt schaf t , den Gewerk-

schaf ten und anderen gesellschaf t lichen Gruppen –

zu bündeln und zusätzliche Maßnahmen anzustoßen. 

Dabei sollen der Anwenderinnen und Anwender ler-

nen, welche konkreten Möglichkeiten sich ihm durch

die neuen Informat ions-  und Kommunikat ionstech-

nologien bieten und wie er diese Möglichkeiten zu

seinem Vorteil nutzen kann. Ein Beispiel hierfür ist

das Senior- Info- Mobil, ein Bus, der in ganz Deutsch-

land unterwegs ist  und Internet - Präsentat ionen

durchführt . In seinem praxisnahen Demonst rat ions-

charakter stößt  er auf  sehr posit ive Resonanz und

beweist , dass die Möglichkeit , das Internet  unmit tel-

bar anzuschauen und zu erproben, überaus wicht ig

ist .

Aktion:

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen,

die Nutzung des Internet  im Rahmen einer Infor-

mat ions-  und Demonst rat ionskampagne unter

dem Titel „Internet  für alle“ einem möglichst

großen Kreis der Bevölkerung zugänglich zu

machen. Dazu wird sie eine  Innovat ionspartner-

schaf t  zwischen Wirt schaf t  und Polit ik anst reben

und private Init iat iven unterstützen. 



1.2. Steigerung der Beteiligung von
Frauen

Die Informat ionsgesellschaf t  verändert  die Arbeits-

und die Lebenswelt  in allen Bereichen. Diese St ruktur-

veränderungen bieten enorme Chancen, die gesell-

schaf t liche Gleichberecht igung zu erreichen und die

zu bewält igenden Aufgaben in der partnerschaf t -

lichen Zusammenarbeit  von Frauen und Männern

gemeinsam zu lösen. Weltweit  geht  die Entwicklung

der Informat ionstechnologie und vor allem die Nut -

zung des Internets mit  einer enormen Stärkung der

wirtschaf t lichen Selbständigkeit  und Eigenständigkeit

von Frauen einher. Mit t lerweile liegt  der Anteil der

Frauen bei der Internetnutzung in den USA bei 50 %,

in Deutschland nur bei etwa einem Drit tel. In unserem

Land sind heute vor allem die Frauen mit  der neuen

Technik vert raut , die sie beruf lich nutzen. 

Es ist  Ziel der Bundesregierung, Frauen gleichberech-

t igt  an der Entwicklung und Gestaltung der Informa-

t ionsgesellschaf t  zu beteiligen. Die Bundesregierung

hat  sich in ihrem im Juni 1999 verabschiedeten Pro-

gramm „Frau und Beruf “ dafür ausgesprochen, die

St rategie des „Gender- Mainst reaming“ umzusetzen,

wie sie auch im Amsterdamer Vert rag der Europäi-

schen Union verankert  ist . Chancengleichheit  ist

dabei als übergreifendes Leitprinzip in alle Polit ik-

felder, Programme und Maßnahmen zu integrieren.

Das Programm soll dazu beit ragen die Ausbildungs-

chancen junger Frauen zu verbessern, gerade auch in

den zukunf t sorient ierten Berufen der Informat ions-

gesellschaf t , die Arbeit splatzchancen und beruf liche

Aufst iegsmöglichkeiten für Frauen zu erweitern,

Benachteiligungen für Existenzgründerinnen abzu-

bauen, die Vereinbarkeit  von Familien-  und Erwerbs-

arbeit  zu fördern, der Einkommens-  und Lohndiskri-

minierung von Frauen entgegenzuwirken und den

Anteil von Frauen in Forschung und Lehre zu erhöhen.

Darüber hinaus hat  die Bundesregierung, unterstützt

von der Bundesanstalt  f ür Arbeit  und der Deutschen

Telekom AG, die Init iat ive „Frauen geben der Technik

neue Impulse“ gestartet . Sie hat  das Ziel, die Beteili-

gung von Frauen auf  allen Ebenen der technischen

Ausbildungen und Berufe zu stärken. Sie nutzt  dazu

das in den Frauen- Technik- Netzwerken bundesweit

erarbeitete Wissen und führt  dies für gezielte Akt io-

nen in den Bereichen Schule, Aus-  und Weiterbildung,

Wirt schaf t  und Wissenschaf t  zusammen. Sie infor-

miert  über neue Ausbildungen (IT- Berufe) und

Arbeit sformen (Telearbeit ) und stellt  Materialien über

nat ional und internat ional beispielhaf te Entwicklun-

gen zusammen, z.B. Studienreform- Maßnahmen, die

auf  eine stärkere Beteiligung von Frauen für ein In-

genieur-  oder Informat ikstudium gerichtet  sind.

Dadurch sollen Verbände, Hochschulen, Forschungs-

einrichtungen, Polit ik und Unternehmen informiert

und mot iviert  werden, sich stärker für hervorragend

qualif izierte Frauen in der Technik einzusetzen.

(Informat ion: ht tp//lovelace.fh- bielefeld.de).

Ein Schwerpunkt  der Init iat iven der Bundesregierung

ist  die im Jahr 1998 gestartete Akt ion „Frauen ans

Netz“. Hiermit  soll erreicht  werden, dass neben den

gut  ausgebildeten berufstät igen Frauen auch Frauen

mit  geringen Zugangsmöglichkeiten zu Technik, Frau-

en mit  f amiliärer Verantwortung und Frauen mit

geringen Arbeit smarktchancen den Nutzen des Inter-

net  erkennen und dieses sinnvoll f ür ihre Bildung,

Lebens-  und Freizeitgestaltung nutzen. Über ein zen-

t rales Call- Center erfolgt  die Anmeldung zu den

kostenlosen von Trainerinnen geleiteten Internet - Ein-

st iegskursen. Mit  der Broschüre „Weiter geht ´s im

Cyberspace. Bundesweiter Überblick – Internetkurse

für Frauen und Mädchen“ soll das vorhandene Ange-

bot  an weiterführenden Kursen für unterschiedliche

Zielgruppen t ransparent  gemacht  werden. (Informa-

t ion über: ht tp://f rauen- ans- netz.de)

Aktion:

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung weitet  in Zusammenarbeit  mit  der

Zeit schrif t  „Brigit t e“, der Bundesanstalt  f ür

Arbeit  und der Deutschen Telekom AG/T- On-

line im Herbst  1999 die Akt ion „Frauen ans

Netz“ bundesweit  auf  100 Städte aus.

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung wird die Arbeit  der Init iat ive „Frauen

geben Technik neue Impulse“ ausweiten und

eine übergreifende Koordinierungsstelle „Frau-

en in der Informat ionsgesellschaf t  und Tech-

nologie“ fördern, die die Aufgabe hat , 
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alle Entwicklungen in diesem Bereich zu bün-

deln und Informat ionen bereit zustellen.

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung wird gemeinsam mit  der Wirt schaf t

und Verbänden im Herbst  1999 eine übergrei-

fende Informat ionskampagne starten, um die

Beteiligung von Frauen an ingenieurwissen-

schaf t lichen und Informat ikstudiengängen zu

erhöhen, Vorbilder und innovat ive Studien-

gänge bekannt  zu machen.

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung wird zusammen mit  den Ländern,

Hochschulen und der Wirt schaf t  die Entwick-

lung innovat iver Studiengänge und Maßnah-

men fördern, die zur Stärkung der Beteiligung

von Frauen an ingenieurwissenschaf t lichen

und Informat ikstudiengängen beit ragen. Die-

se Themat ik soll auch ein Schwerpunkt  des

Ingenieurdialogs werden.

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung fördert  in diesem und im nächsten

Jahr mit  rd. 6 Mio DM die Internat ionale Frau-

enuniversität  Technik und Kultur im Rahmen

der Expo 2000, die dem Sichtbarmachen der

Leistungen von Frauen für die Gestaltung der

Informat ionsgesellschaf t  dient .

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung startet  Ende 1999 den Aufbau eines

Mentoring Programms für Frauen in der

Informat ik in Zusammenarbeit  mit  der Som-

meruniversität  f ür Frauen in der Informat ik

(informat ica feminale).

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung baut  den Schwerpunkt  „Unterneh-

mensgründungen von Frauen“ aus, dabei

spielt  die Nutzung des Internets eine ent -

scheidende Rolle.

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung fördert  im Rahmen der Maßnahmen

zur Ausweitung des Berufsspekt rums von

Mädchen und Frauen gezielte Projekte zur 

Verbesserung der Informat ion über neue IT-

Berufe, zum Aufbau einer Prakt ikumsdaten-

bank für Schülerinnen im Handwerk und

Steigerung der Beteiligung von Frauen an

Führungsposit ionen.

n Im Rahmen der „Init iat ive Deutschland 21“ ist

ein Pilotprojekt  vorgesehen, das besonders der

Förderung von Frauenarbeit splätzen in der

Informat ionsgesellschaf t  dienen soll. Gemein-

sam mit  der Wirt schaf t  soll ein übergreifendes

Modellprogramm zur Steigerung von Ausbil-

dungsplätzen für Frauen im IT- Bereich gestar-

tet  werden.

1.3. Forum Informationsgesellschaft

Die Bundesregierung will – aufbauend auf  den

Erfahrungen mit  dem Forum Info 2000 – in den kom-

menden Jahren best immte Gruppierungen erreichen,

die mit  der allgemeinen Entwicklung nicht  Schrit t

halt en können, sowie gesellschaf t lich bedeutsame

Anwendungen im nicht - kommerziellen Bereich in

den öf f ent lichen Blickpunkt  rücken. Dabei ist  die

Akt ion „Internet  f ür alle“ ein übergeordneter

Schwerpunkt  des Forums. Durch diese Init iat ive soll

die öf f ent liche Aufmerksamkeit  f ür den Einsatz

neuer Informat ions-  und Kommunikat ionstechnolo-

gien gefördert  und durch konkrete Beispiele und

Akt ivit äten unterstüt zt  werden. Das Forum soll infor-

mieren, Anstöße geben, Leitmodelle entwickeln und

vor allem eine Plat t f orm schaf fen f ür eine breit e

gesellschaf t liche Diskussion, die sich mit  den Chan-

cen und Herausforderungen des Informat ionszeit al-

t ers of f en auseinanderset zt .

Aktion: 

Die Bundesregierung wird das im Oktober 1996

eingerichtete Forum Info 2000 in einem neuen

organisatorischen Rahmen unter der Bezeichnung

„Forum Informat ionsgesellschaf t “ f ort führen.

Zunächst  soll es sich schwerpunktmäßig auf  die 
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Zielgruppen bzw. Themenfelder Frauen, Seniorin-

nen und Senioren, Bildung, Nachhalt ige Entwick-

lung, Demokrat ie und Verwaltung sowie Kunst

und Kultur konzent rieren.

1.4. Init iat ive „Deutschland 21 –
Aufbruch in das Informations-
zeitalter“

Die Init iat ive „Deutschland 21 – Aufbruch in das Infor-

mat ionszeitalter“ ist  eine branchenübergreifende

Unternehmensinit iat ive zur Förderung des Wandels

vom Indust rie-  zum Informat ionszeitalter, die polit isch

von der Bundesregierung und den Ländern begleitet

wird. Bundeskanzler Schröder hat   den Vorsit z im poli-

t ischen Beirat  der Init iat ive übernommen. Die Init iat i-

ve ist  eine Bündelung der Init iat iven „D 21“, einem

Zusammenschluß von über 70 Unternehmen aus ver-

schiedenen Branchen, der Unternehmensinit iat ive „Fit

für die Informat ionsgesellschaf t “ unter der Schirm-

herrschaf t  des f rüheren Bundespräsidenten Roman

Herzog und der Init iat ive „Bündnis für Bildung“.

Aktion:

Unter Beteiligung der Bundesregierung ent -

wickelt  die Init iat ive „Deutschland 21 – Aufbruch

in das Informat ionszeitalter“ gemeinsam im Wege

einer public- private- partnership öf fent lichkeit s-

wirksame Projekte und Akt ionen für eine

beschleunigte Verbreitung und Nutzung der

modernen Informat ions-  und Kommunikat ions-

technologien in Deutschland.

1.5. Internet- Preis 

Um die Nutzung und Weiterentwicklung des Internet

voranzut reiben und breitenwirksame Internet -

Anwendungen zu st imulieren, ist  die jährliche Verlei-

hung eines Internet - Preises der Bundesregierung

geplant . Dieser Preis soll im Rahmen einer public- pri-

vate- partnership gemeinsam mit  Sponsoren aus der

Wirt schaf t  verliehen werden. 

Dabei wird jedes Jahr für die Bewerber ein neues

Schwerpunkt thema (z.B. Elect ronic Shopping, Sicher-

heit sverfahren, Mult imedia- Endgeräte, Lernsof tware,

Internet - Tools etc.) gewählt , mit  dem die Nutzung des

Internet  in einem best immten Gebiet  voranget rieben

werden kann. Prämiert  werden  am Markt  vorhande-

ne und von kleinen und mit t leren Unternehmen

angebotene Lösungen, die  eine große Breitenwirkung

vermuten lassen  und sich bei der Anwendung beson-

ders bewähren. 

Für die Fest legung des Schwerpunkt themas und die

Auswahl der eingereichten Ideen wird eine unabhän-

gige Jury eingerichtet . Der Internet - Preis der Bundes-

regierung soll erstmals anläßlich der CeBIT im Jahr

2000 verliehen werden und  ist  f ür die nächsten fünf

Jahre vorgesehen.

Aktion:

Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und Tech-

nologie wird gemeinsam mit  der Wirt schaf t  wäh-

rend der nächsten fünf  Jahre jährlich anläßlich

der CeBIT einen Internet - Preis zu wechselnden

Schwerpunkt themen vergeben. Im Jahr 2000 soll

der Internet - Preis erstmals verliehen werden. 

2. M ultimedia in der Bildung fördern

Wachstum, Wohlstand und Beschäf t igung hängen

heute entscheidend vom kompetenten und zielge-

richteten Umgang mit  Informat ionen und ihrer

Umwandlung in Wissen ab. Charakterist isch für die

Wissensgesellschaf t  sind das hohe Tempo der

Wissensvermehrung und das explosionsart ige Wis-

senswachstum. In technischen Disziplinen gilt  ein

Fünf tel des Wissens innerhalb eines Jahres als veral-

tet . In wenigen Jahren wird Informat ionsverarbeitung

die Kernaufgabe bei 80 % aller Berufstät igen sein.

Ebenso prägen Internet  und mult imediale Anwen-

dungen heute weite Bereiche der Freizeitgestaltung.

Beruf lich wie privat  wird der Umgang mit  Internet

und Mult imedia immer mehr zur Normalit ät . Er wird

zu einer grundlegend neuen Kulturtechnik, deren

Vermit t lung eine zent rale Aufgabe aller Bildungsein-

richtungen ist .



Die Wissensgesellschaf t  kann nur der meistern, der

über eine angemessene technische Ausstat tung und

eine vernetzte Inf rast ruktur verfügt  und die modernen

Informat ions-  und Kommunikat ionstechniken be-

herrscht . Dabei bestehen im gesamten Bildungssektor

nach wie vor Def izite. An den allgemeinbildenden und

berufsbildenden Schulen fehlt  es of t  an der Qualif ika-

t ion der Lehrerinnen und Lehrer im Umgang mit  den

neuen Medien und der zugrundeliegenden IT- Technik

sowie an bedarfsgerechter und f lexibel nutzbarer Bil-

dungssof tware. Darüber hinaus fehlt  es in allen Schul-

t ypen an einer hinreichenden Ausstat tung mit  moder-

nen Informat ions-  und Kommunikat ionstechniken

und ihrer Vernetzung.

Den breiten Einsatz von Mult imedia in der Bildung zu

fördern stellt  die Lehrenden in den Ausbildungsstät ten,

aber auch die Ausbilderinnen und Ausbilder in Unter-

nehmen, vor allem in kleinen und mit t leren Unterneh-

men, vor steigende Herausforderungen. Die Lehrenden

bleiben in der Wissensgesellschaf t  immer auch Schüler.

Bürgerinnen und Bürger werden Lernen als lebenslan-

ge Aufgabe begreifen müssen. Für den Staat  und die

Wirtschaf t  gilt  es, Voraussetzungen und St rukturen zu

schaf fen, die individuelles Lernen und eine ständige

Fort -  und Weiterbildung im Beruf  fördern.

Die Bundesregierung sieht  in der breiten Nutzung von

Informat ions-  und Kommunikat ionstechniken im Bil-

dungsbereich und dem Einsatz mult imedialer Wis-

sensvermit t lung die Chance:

n junge Menschen besser auf  private und beruf li-

che Anforderungen der Wissensgesellschaf t  vor-

zubereiten,

n Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer besser auf

Veränderungen im Bet rieb und am Arbeit smarkt

einzustellen,

n f ür ein selbstbest immtes, ort sunabhängiges Ler-

nen, von dem vor allem Frauen und Männer pro-

f it ieren können, die sich aufgrund von Alter,

Krankheit , Kindererziehung oder anderen Lebens-

umständen zu Hause bilden wollen,

n zu neuen kooperat iven Lehr-  und Lernformen. 

Deshalb fördert  die Bundesregierung in Projekten und

Init iat iven in Abst immung mit  Ländern und gemein-

sam mit  der Wirt schaf t  die Verbesserung der mult i-

medialen Ausstat tung in allen Schult ypen und die

Entwicklung geeigneter Lehr-  und Lernmit tel. Sie

unterstützt  zudem die Empfehlungen der Länderwirt -

schaf t sministerkonferenz vom Juni dieses Jahres, die

zu einer nachhalt igen Verbesserung der Qualif ika-

t ionsst rukturen des Bildungswesens im IT-  und
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Medienbereich führen sollen. Diese Empfehlungen

sehen insbesondere die Modernisierung des tert iären

Bereichs (Hochschulen, Berufsakademien) z.B. durch

modulare Studiengänge, obligatorische Prakt ika,

Patenschaf t svert räge von Unternehmen mit  Studen-

ten, eine praxisnahe Weiterbildung von Berufsschul-

lehrern und bet rieblichen Ausbildern, die Vermit t lung

von didakt ischer Medienkompetenz in allgemeinbil-

denden Schulen durch Unternehmen und eine ver-

stärkte Unterstützung der Kammern und Fachverbän-

de beim Erwerb der Ausbildungsberecht igung der

Bet riebe und bei der bet rieblichen Ausbildung vor. 

2.1. Vernetzung der Schulen und
Lernsoftware bereitstellen

Alle Schulen ans Netz

Die Ausstat tung der Schulen mit  moderner Informa-

t ions-  und Kommunikat ionstechnik ist  eine der zen-

t ralen bildungspolit ischen Aufgaben. Hier gibt  es nach

wie vor Def izite auch im internat ionalen Vergleich. 

Noch immer verfügen in unserem Land viele Schulen

weder über Computer noch über  Internetzugänge.

Von den 40.000 allgemeinbildenden Schulen sind der-

zeit  über 12.000 mit  Computern und Internetzugang

ausgestat tet . Wicht ig ist  jetzt , eine f lächendeckende

Ausstat tung nachhalt ig zu erreichen. Den Kommunen

als Schult rägern kommt bei der Ausstat tung der Schu-

len mit  Computern eine besondere Verantwortung zu.

Die rasche technische Überalterung von Informat i-

ons-  und Kommunikat ionstechnik und die immer

noch im internat ionalen Vergleich hohen Netzzu-

gangskosten stellen die Schult räger vor schwierige

f inanzielle, personelle aber auch organisatorische

Probleme. Nur durch gemeinsames Vorgehen von

Ländern und Schult rägern sowie das Einbeziehen pri-

vaten Engagements können diese Herausforderungen

bewält igt  werden. Neben der von der Bundesregie-

rung gemeinsam mit  der Deutschen Telekom 1996

gestarteten Init iat ive „Schulen ans Netz“ bedarf  es

weiterer von der Wirt schaf t  maßgeblich mitgestalte-

ter und mitget ragener Init iat iven. Entsprechende

Init iat iven werden derzeit  mit  Ländern und Wirt -

schaf t  erörtert . Dabei werden vorrangig folgende

Ziele verfolgt :

n Flächendeckende Ausstat tung der Schulen mit

Computern und Internetzugang. Bis zum Jahr

2001 sollen alle Schulen über einen Netzzugang

verfügen. Jeder Schülerin und jedem Schüler soll

die Nutzung von Computern ermöglicht  werden.

n Neue public- private-partnerships – wie z.B. Paten-

schaf ten von Unternehmen für Schulen, Spenden

von geeigneten PC, Vergünst igungen für Schulen

bei Neuanschaf fungen, kostenf reie Informat ions-

angebote der Wirtschaf t  – sollen organisiert , be-

gonnene Init iat iven möglichst  forciert  werden.

n Es reicht  nicht  aus, dass Schulen über eine tech-

nische Inf rast ruktur verfügen. Von entscheiden-

der Bedeutung ist  die Entwicklung von Sof tware

mit  einer hohen fachlichen und didakt ischen

Qualit ät . Ziel ist , die Nutzung der neuen Medien

als allgemein gebräuchliche Lehr-  und Lernmate-

rialien in den Schulallt ag zu integrieren. Hierzu

ist  es notwendig, dass auch die Lehrerinnen und

Lehrer im Umgang mit  den neuen Medien und der

zugrundeliegenden IT- Technik geschult  werden. 

n Der breite Einsatz moderner Informat ions-  und

Kommunikat ionstechnologien in Bildungsein-

richtungen erfordert  eine entsprechende Qualif i-

kat ion von Lehrerinnen und Lehrern.

Qualitat iv hochwertige Lernsoftware bereitstellen

Vorrangiges Lehrmit tel ist  heute noch das Schulbuch

mit  einem Marktvolumen von jährlich etwa einer

Mrd. DM. Das Marktvolumen der im Unterricht

genutzten Sof tware liegt  im Vergleich dazu gegen-

wärt ig bei weniger als 12 Mio. DM. Im außerschuli-

schen Bereich werden immerhin ca. 150 Mio. DM bei

weiter steigender Tendenz umgesetzt . Dies läßt  erah-

nen, welche Marktpotent iale für mult imediale Lehr-

und Lernsof tware vorhanden sind.

Bereit stellung, Verarbeitung und Vermit t lung von

Wissen durch pädagogisch hochwert ige Bildungssof t -

ware muss den spezif ischen Bedürfnissen von Schu-

len, Lehrerinnen und Lehrern sowie Schülerinnen und

Schülern gerecht  werden. Deshalb müssen Mult i-

mediale Bildungsangebote heute eine vielfält ige

Nutzbarkeit  gewährleisten. Stat t  eines computer-
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gestützten Lehrmit tels, das eine Lehrveranstaltung

reproduziert , müssen Angebote entstehen, die Leh-

rende und Lernende f lexibel auf  ihre Bedürfnisse

anpassen können. Ziel ist  die umfassende Integrat ion

digitaler Materialien in die Lehre.

Die Bundesregierung wird daher die Entwicklung der

für die Selbstorganisat ion des Lernens erforderlichen

technischen Hilf smit tel f ördern, um Informat ionen

aus of fenen Quellen neben st rukturierten Angeboten

in geschlossenen virtuellen Lerngruppen nutzen zu

können. Erforderlich sind darüber hinaus Hilf smit tel

zur Organisat ion virtueller Informat ionsräume und

die Bewertung von Informat ionsquellen entspre-

chend individueller Bedürfnisse oder denen einer

Gruppe. Durch die Förderung von schulischer Bil-

dungssof tware will die Bundesregierung Deutschland

im Bereich des computergestützten Lehrens und Ler-

nens weltweit  in eine Spit zenposit ion bringen.

Gezielte M aßnahmen für Lehrerinnen und

Schülerinnen

Bereit s in der Schule sind Weichenstellungen erfor-

derlich, um Mädchen verstärkt  zur selbstverständli-

chen Nutzung des Internets hinzuführen. Hier gibt  es

nach wie vor erhebliche Def izit e. Es fehlen nach wie

vor fach-  und themenspezif ische Weiterbildungsan-

gebote für die Internetnutzung sowohl im Bereich der

Lehramtsstudiengänge als auch in der Weiterbildung

von Lehrkräf ten, die die anwendungsorient ierten

Zugangsweisen und Interessen von Mädchen an Com-

puter und Internet  ausreichend aufgreifen. Hierdurch

werden weibliche Lehrkräf te abgesehen von dem

geringen Anteil von Informat ik- Lehrerinnen – nur

unzureichend erreicht . Das zeigt  auch die bislang

noch zu geringe Beteiligung von Lehrerinnen im Rah-

men der Akt ion „Schulen ans Netz“.

Ziel der Akt ivit äten des Bundesregierung ist  die Ver-

besserung der Internet - Nutzung von Lehrerinnen und

Schülerinnen im Rahmen der Akt ion „Schulen ans

Netz“ durch gezielte Angebote zur Fort -  und Weiter-

bildung von Lehrerinnen, durch Stärkung der Inter-

net - Nutzungskompetenz der Mädchen und durch

Schaf fung eines Netzwerks im Internet . Durch den

Aufbau eines Lehrerinnen- Informat ions- , Service-

und Arbeit s- Netzwerkes (LISA- N@ t), das im Rahmen

von „Schulen ans Netz“ bet rieben wird, soll ein Infor-

mat ionspool und Kommunikat ionsnetz geschaf fen

werden, das die Beteiligung und die Vorbildfunkt ion

von Lehrerinnen bei der Internetnutzung stärkt . Flan-

kierend sollen Lehrerinnen in Zusammenarbeit  mit

der Init iat ive „Frauen geben Technik neue Impulse“

Einst iegskurse in die Nutzung des Internets erhalten.

In Zusammenarbeit  mit  den Beauf t ragten für Frauen-

belange der Arbeit sämter und den Stellen „Frau und

Beruf “ sollen unterrichtsergänzende Internet - Schu-

lungsangebote für Mädchen ausgebaut  werden.

Der Aufbau der Internet - Zugangskompetenz bei

Mädchen soll über das Netzwerk Girl@ Net  unter-

stützt  werden. Hier können Mädchen eigene Web-

Seiten kreieren und an Wet tbewerben teilnehmen.

InfoSCHUL – Nutzung elektronischer,

mult imedialer Informationsquellen in Schulen

Elekt ronische und mult imediale Informat ionsquellen –

d.h. das f reie Web, aber auch kommerzielle Informa-

t ionsanbieter, die ihre Dienste online oder auf  CD-ROM

vermarkten – sollen im Unterricht  und beim selbstän-

digen Arbeiten der Schüler sinnvoll eingesetzt  werden

können. Sie sollen dazu beit ragen, dass der selbständige

Umgang mit  wissenschaf t licher Literatur, Daten und

Fakten auch aus elekt ronischen Quellen ein Element  der

Hochschulreife und der eigenständigen Erarbeitung von

Wissen durch Schülerinnen und Schüler wird.

InfoSCHUL ist  eine Sonderfördermaßnahme im Rah-

men der Init iat ive „Schulen ans Netz“. Mit  der Aus-

richtung auf  die Sekundarstufe II schlägt  InfoSCHUL

eine Brücke zu bereit s durchgeführten und laufenden

Maßnahmen an Hochschulen, Forschungseinrich-

tungen und in der Wirt schaf t .

Die für das Schuljahr 1999/2000 gestarteten Projekte

haben die Aufgabe, Unterrichtskonzepte und - reihen

zu entwickeln und zu erproben, die elekt ronische und

mult imediale Lehrmaterialien systemat isch in den

Unterricht  integrieren. Die Ergebnisse sollen mit  dem

Ziel der möglichst  leichten Übert ragbarkeit  und Ver-

breitung dokument iert  werden. Durch die Bildung von

Verbünden aus bis zu drei Schulen, Inst itut ionen der

Lehreraus-  und - fortbildung sowie Informat ionsanbie-

tern soll die Basis der InfoSCHUL- Akt ivitäten verbrei-

tert  werden und ein „Schneeballef fekt “ entstehen.
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Aktion:

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung stellt  für die Entwicklung von schuli-

scher Lehr-  und Lernsof tware, den Aufbau und

die Nutzung mult imedialer Informat ionsquellen

für Lehrerinnen/Lehrer und Schülerinnen/

Schüler sowie den Aufbau einer Computerbörse

für Schulen in den nächsten 5 Jahren insgesamt

100 Mio. DM zur Verfügung. Hinzu kommen

erhebliche, zum Teil fest  zugesagte Aufwendun-

gen von Unternehmen, die sich im Rahmen von

public- private- partnerships an der mult imedia-

len Ausstat tung von Schulen beteiligen werden.

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung fördert  im Rahmen von „Schulen ans

Netz“ den neuen Schwerpunkt  „Lehrerinnen

und Schülerinnen ans Netz“.

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung fördert  über die „Init iat ive Frauen

geben Technik neue Impulse“ die Ausweitung

und Verknüpfung von Angeboten unterschied-

licher Träger auch im außerschulischen Bereich

und in Zusammenarbeit  mit  den Arbeitsämtern,

um Mädchen und Frauen mit  der Informat ions-

und Kommunikat ionstechnik vert raut  zu

machen. Es soll ein bundesweiter Infoservice im

Internet  über diese Computerkursangebote und

-werkstät ten bereitgestellt  werden.

n Um eine Orient ierung zu verfügbaren Mult ime-

dia-Angeboten zu geben, wird die Bundesregie-

rung zusammen mit  den Ländern den Aufbau

eines nat ionalen Bildungsservers fördern, auf

dem bis zum Jahr 2005 bestehende Informat i-

onsreservoirs erschlossen werden. Auf  interna-

t ionaler Ebene geschieht  dies durch die Beteili-

gung an der Init iat ive European School Net .

2.2. Computernutzung in den 
Hochschulen

Die Nutzung von Computern und Computernetzen ist

in Wissenschaf t  und Forschung seit  vielen Jahren

unabdingbare Voraussetzung wissenschaf t lichen

Arbeitens. Mit  der Durchdringung nummerischer

Methoden in immer mehr Disziplinen wird sie auch in

Fächern selbstverständlich, die f rüher als t ypische

Buchwissenschaf ten galten. Die Wissenschaf t  in

Hochschulen und Forschungseinrichtungen ist  darü-

ber hinaus maßgebend an der Entwicklung von Com-

puter-  und Netzwerktechnologien beteiligt . Sie ist

zudem Schrit tmacher der Computernutzung auf

Höchst leistungsniveau in vielen Anwendungsgebieten. 

Ausstattung der Hochschulen mit  Computern und

Computernetzen

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung

f inanziert  gemeinsam mit  den Ländern im Rahmen

der Gemeinschaf t saufgabe Hochschulbau auf  der

Grundlage von Art ikel 91a Grundgesetz das Compu-

ter- Invest it ionsprogramm, das Wissenschaf t ler-

Arbeit splatz- Programm und den Aufbau von Kommu-

nikat ionsnetzen der Hochschulen. In den Ausbau

hochschulinterner Computernetze haben Bund und

Länder – je zur Hälf te – in den let zten Jahren 723

Mio. DM invest iert . Mit  dem 28. Rahmenplan werden

dafür im Jahr 1999 151 Mio. DM und in den nächsten

4 Jahren weitere ca. 323 Mio. DM zur Verfügung

gestellt . 

Höchstleistungsrechner

Im Rahmen der Gemeinschaf t saufgabe Hochschulbau

werden Höchst leistungsrechner für die Forschung

beschaf f t . Für das Jahr 1999 ist  die Einrichtung eines

Höchst leistungsrechners am Leibniz- Rechenzent rum

in München mit  der Leistung von über einem TeraFlop

mit  Kosten von über 60 Mio. DM beschlossen worden.

Die Ausstat tung eines weiteren Zent rums in Nord-

deutschland steht  demnächst  zur Entscheidung an.

Der Wissenschaf t srat  hat  auf  Bit t en von Bund und

Ländern eine Arbeit sgruppe eingerichtet , die Empfeh-

lungen für eine opt imale Versorgung der Forschung

mit  Höchst leistungsrechnern abgeben soll. 
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Neue M edien in der Hochschullehre

Die Vernetzung mult imediafähiger Computer ist  die

technische Grundlage für neue Wege einer wissen-

schaf t lichen Ausbildung. Informat ions-  und Kommu-

nikat ionstechnik wird herkömmliche Lehrformen

zwar nicht  ersetzen, aber um neue Formen berei-

chern. Das Verhältnis von Lehrveranstaltung und

Selbst lernen mit  vorbereiteten Informat ions- , Lehr-

und Lernmodulen wird durch die neuen Medien t ief -

greifend wandeln. Neue Formen der Fernlehre werden

das Präsenzstudium ergänzen und für einzelne Studi-

enabschnit te im Verlauf  des lebenslangen Lernen

dominant  werden. 

Die virtuelle Hochschule oder der virtuelle Hörsaal

sind Schlagworte, die besonders ehrgeizige Projekte

zur Neuordnung des Lernprozesses mit  den neuen

Medien beschreiben. Trotz einer Reihe interessanter

Experimente bieten bisher nur wenige deutsche

Hochschulen mult imediale Lehrveranstaltungen an.

Und noch immer gibt  es an deutschen Hochschulen

Studiengänge – vor allem in den Geisteswissenschaf -

ten - , in denen ein Studienabschluss möglich ist , ohne

dass Grundkenntnisse in der Computernutzung nach-

zuweisen sind.

Das Bundesminist erium f ür Bildung und Forschung

f ördert  gemeinsam mit  den Ländern im Rahmen des

Hochschulsonderprogramms III den Einsat z neuer

Medien in der Lehre bis zum Jahr 2000 mit  ins-

gesamt  240 Mio. DM. Die Förderung des Fern-

st udiums im Rahmen eines Modellversuch-

programms der Bund- Länder- Kommission f ür

Bildungsplanung und Forschungsf örderung richt et

sich zunehmend auf  die Förderung digit aler Techni-

ken im Fernst udium. Darüber hinaus f ördert  das

Bundesminist erium f ür Bildung und Forschung zwei

Leit projekt e. Hiermit  wird eine virt uelle Fachhoch-

schule in einem norddeut schen Verbund in zwei

Fächern auf gebaut  und eine umf assende mult ime-

diale Unt erst üt zung des Präsenzst udiums f ür das

Grundst udium der Chemie ent wickelt . Das Bundes-

minist erium f ür Bildung und Forschung f ördert

beide Projekt e mit  zusammen 80 Mio. DM in einem

Zeit raum von 5 Jahren. Weit ere Projekt e zum ver-

t eilt en Lernen und Lehren an Hochschulen werden

vom Verein Deut sches Forschungsnet z (DFN) unt er-

st üt zt . 

Aktion:

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung wird im Rahmen der Gemeinschaf t s-

aufgabe Hochschulbau daran mitwirken, dass

allen Wissenschaf t lern vernetzte Computerar-

beit splätze auf  aktuellem technischen Stand

zur Verfügung stehen.

n Für Student innen und Studenten sollen in den

Hochschulen ausreichend vernetzte Computer-

arbeitsplätze und Netzanschlüsse für eigene

Notebooks bereitgestellt  werden, damit  sie an

neuen Formen der Lehre part izipieren können. 

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung wird ein neues Konzept  unterstützen,

das dafür Sorge t rägt , dass die deutsche For-

schung regelmäßig mit  Höchst leistungsrech-

nern der neuesten Generat ion ausgestat tet

wird.

n In Nachfolge der Förderung neuer Medien an

Hochschulen im Hochschulsonderprogramm

III wird das Bundesministerium für Bildung

und Forschung ein neues Förderprogramm ab

2000 mit  aufsteigenden Mit teln zwischen 40

und 50 Mio. DM jährlich beginnen. 

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung wird die Zusammenarbeit  mit  den

Ländern in der Fachkommission „Fernstudium

und neue Medien in der Lehre“ der Bund- Län-

der- Kommission für Bildungsplanung und

Forschungsförderung fort setzen und die Ent -

wicklung von Fernstudienangeboten an

Hochschulen fördern.

2.3. Neue Informationstechnologien
in der Aus-  und Weiterbildung

M ultimediale Lernformen für die berufliche

Bildung

Der rasche technischen Wandel und die explosionsar-

t ige Wissensvermehrung erfordern, dass dem Einzel-
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nen ein Opt imum unterschiedlicher Aus- , Fort -  und

Weiterbildungsmöglichkeiten zur Verfügung steht ,

um eigenverantwort lich und selbstorganisiert  den

individuellen Lernbedürfnissen und unterschiedli-

chen, sich rasch wandelnden beruf lichen Anforderun-

gen entsprechen zu können. Nur so kann Beschäf t i-

gungsfähigkeit , Flexibilit ät  und die Mitwirkung an

gesellschaf t lichen, wirt schaf t lichen und sozialen Pro-

zessen gesichert  und ausgebaut  werden. Netzbasier-

tes Lernen bricht  die St rukturen herkömmlicher Lehr-

angebote auf  und verbindet  inhalt lich und organisa-

torisch stärker als bisher beruf liche Erstausbildung

und spätere Weiterbildung. Fernunterricht  wird sich

durch die neuen Informat ions-  und Kommunikat ions-

technologien grundlegend verändern. Telelearning

nimmt  zu. Virtuelle Lernwelten und Bildungsangebo-

te im Internet  werden entstehen und selbstverant -

wortetes, individuelles Lernen in neuen Kooperat ions-

formen ermöglichen. Entscheidend für den Einsatz

von Mult imedia in der beruf lichen Aus-  und Weiter-

bildung wie auch im schulischen Bereich ist  die Ver-

fügbarkeit  von geeigneter Lehr-  und Lernsof tware

und deren breiter Einsatz.

Im Leitprojekt  „Lebenslanges Lernen – Weiterbildung

als Grundbedürfnis“ werden die für die beruf liche

Weiterbildung notwendigen technischen, inhalt lichen

und konzept ionellen Bausteine entwickelt  und in

Lernzent ren erprobt . Projektziel ist , Lehrende in die

Lage zu versetzen, Inhalte mult imedial aufzubereiten,

eine Inf rast ruktur für die Weiterbildung zu erproben,

mit  der Lernende im beruf lichen Umfeld, zu Hause

oder in Lernzent ren erfolgreich arbeiten können.

Netzbasiertes Lernen im M ittelstand und öffent-

lichen Verwaltungen

Aktuelle Untersuchungen zeigen, dass neue, auf

Mult imedia begründete Lernformen größere Erfolge

als herkömmliche Lernmethoden erwarten lassen.

Während im Bereich der Großunternehmen netzba-

sierte mult imediale Lernmethoden bereit s Fuß fassen

konnten, steht  der Durchbruch für mit telständische

Unternehmen und die öf fent liche Verwaltung noch

aus. Hier gibt  es noch erheblichen Handlungsbedarf .

Der Wet tbewerb LERNET soll kleine und mit t lere

Unternehmen, aber auch Einrichtungen der öf fent -

lichen Verwaltung – sowohl als Anbieter von Lern-

dienst leistungen und Sof twarelösungen, wie auch als

Nutzer dieser Dienste – anregen, die sich aus Mult i-

media ergebenden Chancen f rühzeit ig aufzugreifen

und zu nutzen. Das bezieht  sich insbesondere auf  die

Entwicklung und Erprobung neuer Lerndienst leistun-

gen und –technologien, wie z.B. benutzerf reundliche

Navigat ionssysteme und interakt ive Arbeit swerkzeu-

ge. Dabei sollen Grundlagenwissen und Technologien

aus verschiedenen Disziplinen, von der Informat ik

über Kognit ionswissenschaf ten bis hin zur Pädagogik,

zu innovat iven Systemlösungen für netzbasiertes Ler-

nen zusammengeführt  werden. Die sich daraus erge-

benden Chancen vor allem für kleine und mit t lere

Unternehmen sollen am Beispiel aktueller Problemlö-

sungen deut lich gemacht  werden. Zum Förderschwer-

punkt  LERNET ist  gegenwärt ig ein Projekt  zur Analy-

se des Förderfeldes in Vorbereitung. Erste Ergebnisse

werden Ende 1999 vorliegen.

Aktion:

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung fördert  neue mult imediale Lernfor-

men und die Entwicklung von Lehr-  und Lern-

sof tware in der beruf lichen Bildung in den

nächsten 5 Jahren mit  insgesamt  100 Millio-

nen DM. Darüber hinaus soll ein Informat i-

onssystem für innovat ive Anwendungen von

Mult imedia in der beruf lichen Bildung aufge-

baut  werden.

n Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und

Technologie beabsicht igt , noch im Jahr 2000

einen Wet tbewerb zur Entwicklung und

Erprobung von netzbasiertem Lernen in der

mit telständischen Wirt schaf t  und der öf fent -

lichen Verwaltung auszuschreiben. Die 10

besten Projekt ideen sollen gefördert  werden.
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2.4. Förderung des Fachkräfte-
angebots in der Informations-
wirtschaft  

Bündnis für Arbeit , Ausbildung und Wett-

bewerbsfähigkeit

Gegenwärt ig leidet  die Informat ionswirtschaf t  welt -

weit  unter einem erheblichen Fachkräf temangel, der

das wirtschaf t liche Wachstum zu beeint rächt igen

droht . Dem deutschen Arbeitsmarkt  fehlen derzeit

75.000 Fachkräf te für Informat ionstechnik und Medi-

en. Hinzu kommt , dass in der Informat ionswirtschaf t

erhebliche Beschäf t igungspotent iale bestehen, die

bislang nur unzureichend ausgeschöpf t  sind. Die Bun-

desregierung hat  daher gemeinsam mit  den Partnern

im „Bündnis für Arbeit , Ausbildung und Wet tbewerbs-

fähigkeit “, den Wirtschaf tsverbänden und Gewerk-

schaf ten, eine Reihe von Maßnahmen vereinbart :

n Erhöhung des Ausbildungsvolumens bei den

neuen IT-  und Medienberufen auf  40.000 in

3 Jahren. Dabei soll insbesondere die Beteiligung

von Frauen an IT- Ausbildungen erhöht  werden.

Bundesregierung und Sozialpartner intensivieren

regionale und überregionale Informat ions-  und

Werbemaßnahmen und unterstützen die Qualif i-

zierung von Ausbilderinnen und Ausbildern und

Berufsschullehrerinnen und Berufsschullehrern. 

n Aufbau eines IT-  und medienspezif ischen Weiter-

bildungssystems, wie ihn Fachverbände und

Gewerkschaf ten bereit s begonnen haben, durch

f inanzielle Förderung der inhalt lichen Entwick-

lungsarbeiten und beschleunigte Prüfung der

gegebenenfalls erforderlichen bildungspolit i-

schen Konsequenzen.

n Aufbau regionaler Netzwerke zur Fachkräf teent -

wicklung und - gewinnung, für Bedarfsanalyse,

Erfahrungsaustausch und Kooperat ionen. Insbe-

sondere sollen bet riebliche Verbünde für Aus-

und Weiterbildung angestoßen oder vermit telt

und durch Koordinierungsstellen bzw. Leitbet rie-

be unter Einschluß von Bildungsdienst leistern

bet reut  werden. Auf  diese Weise sollen insgesamt

weitere 2.000 mit telständische Bet riebe für die

Bereit stellung von Ausbildungsplätzen gewonnen

werden

n Ausweitung des Weiterbildungsangebots der

Bundesanstalt  f ür Arbeit  von derzeit  30.000 Plät -

zen für die Jahre 2000 bis 2003 auf  35.000 Plät -

ze mit  dem Schwerpunkt  auf  mit tel-  und langf ri-

st igen Maßnahmen. Dadurch könnten unter

Berücksicht igung der aktuellen Eingliederungs-

quoten ca. 98.000 Fachkräf te gewonnen werden.

Dabei sollen wie auch in der Ausbildung insbe-

sondere Frauen berücksicht igt  werden, für die in

der IT-  und Medienbranche gute Beschäf t i-

gungschancen bestehen. Insbesondere gegenüber

kleinen und mit t leren Unternehmen soll verstärkt

auf  neue Ansätze der Arbeit smarkt förderung wie

das Konzept  der Job- Rotat ion, aber auch auf  die

Notwendigkeit  der Nutzung der Berufserfahrung

älterer Arbeit sloser hingewiesen werden.

n Einrichtung eines Ausbildungsfonds von Unterneh-

men der Informat ions-  und Kommunikat ionsbran-

che. Die Bündnispartner begrüßen den als public-

private-partnership konzipierten – und für weitere

Partner of fenen – Ausbildungsfonds, aus dem fol-

gende Maßnahmen f inanziert  werden sollen:

– Ausweitung neuer Studienangebote im Bereich

von Berufsakademien, Fachhochschulen, Uni-

versitäten und vergleichbaren Einrichtungen.

Hochschulabsolventen anderer Fachrichtungen

als der Informat ions-  und Kommunikat ions-

technik wird der Erwerb einer Zusatzqualif ika-

t ion angeboten. Inhalt liche Standards werden

gemeinsam von den Unternehmen und den Bil-

dungseinrichtungen def iniert ;

– Förderung fachspezif ischer und fachübergrei-

fender Weiterbildung, insbesondere könnten

außerhalb der Weiterbildungsmaßnahmen der

Bundesanstalt  f ür Arbeit  im Rahmen der Wei-

terbildungsof fensive der IT- Branche zusätzlich

insgesamt  30.000 Fachkräf te geschult  werden;

– Personalaustausch mit  Forschungseinrichtun-

gen;

– St ipendien für Studierende der IT- Fachrichtun-

gen.

Insgesamt  soll mit  diesen Maßnahmen bis zum Jahre

2005 ein Gesamtwachstum des Fachkräf teangebots
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von 250.000 Personen erreicht  werden. Damit  könnte

sowohl der gegenwärt ige Engpaß abgebaut  wie auch

ein weiteres Beschäf t igungswachstum von ca.

150.000 Arbeit splätzen abgesichert  werden.

Neben diesen im Rahmen der Bündnisgespräche ver-

einbarten Maßnahmen zur Steigerung des Fachkräf -

teangebots im IT- Bereich prüf t  das Bundesministeri-

um für Wirt schaf t  und Technologie derzeit  gemein-

sam mit  der Deutschen Ausgleichsbank die Auf lage

eines Kreditprogramms zur Förderung der Weiterbil-

dung im Bereich der Informat ions-  und Kommunika-

t ionswirt schaf t . 

Aktion :

Die Bundesregierung wird die Maßnahmen, die im

Rahmen des Bündnisses für Arbeit , Ausbildung

und Wet tbewerbsfähigkeit  vereinbart  sind, zügig

in Angrif f  nehmen. Dies bet rif f t  insbesondere: 

n die Unterstützung des Aufbaus eines IT-  und

medienspezif ischen Weiterbildungssystems,

das auch die Förderung einer Lehr-  und Lern-

sof tware für die Weiterbildung von IT- Fach-

kräf ten und Seiteneinsteigern umfaßt .

n die Ausdehnung des Angebotes von Weiter-

bildungsmaßnahmen durch die Bundesanstalt

f ür Arbeit . 

n die Unterstützung des als public- private-

partnership konzipierten Ausbildungsfonds.

n Steigerung des Anteils von Frauen an IT- Beru-

fen durch gemeinsame Informat ionskampa-

gnen über neue IT- Berufe. 

n Darüber hinaus prüf t  das Bundesministerium

für Wirt schaf t  und Technologie die Auf lage

eines Kreditprogramms zur Förderung der

Weiterbildung im Bereich der Informat ions-

und Kommunikat ionswirt schaf t . 

2.5. Informationstechnik und M edien
in modernisierten und neuen
Berufen

Der St rukturwandel der Wirt schaf t , vor allem der

Bedeutungsgewinn der Informat ions-  und Kommuni-

kat ionstechnologien und entsprechende integrat ive

Lösungen für nahezu alle Berufsbereiche wirken sich

auch auf  die Entwicklung von Ausbildungsberufen

aus. In allen Berufsbereichen spielen informat ions-

und kommunikat ionsgestützte Dienst leitungen wie

Telekommunikat ion, Medien und Datenbanken eine

wesent liche Rolle. 

Rasche St rukturveränderungen und damit  verbunde-

ne gest iegene beruf liche Anforderungen erfordern

bei der Qualif izierung der Mitarbeiter schnelle Reak-

t ionen. Das Verfahren für die Erarbeitung neuer und

für die Modernisierung bestehender Berufe wurde

deshalb stark verkürzt  und bet rägt  maximal ein Jahr.

Ein erster Schrit t , um die Nachf rage der Wirt schaf t

nach qualif iziertem Personal zu decken, wurde bereit s

1997 mit  den 4 neuen Berufen im Bereich Informat i-

ons-  und Kommunikat ionstechnik (IT- System- Elek-

t roniker/- in, Fachinformat iker/- in, IT- System- Kauf -

mann/- Kauf f rau, Informat ikkaufmann/- kauf f rau)

gemacht . Ihre Akzeptanz in der Branche zeigt  sich

darin, dass in diesen neuen IT- Berufen rund 14.000

junge Menschen ausgebildet  werden. Über 2000

Bet riebe haben sogar zum ersten Mal mit  bet rieb-

licher Berufsausbildung begonnen. Mit telf rist ig wird

ein Ausbildungspotent ial von 40.000 Plätzen erwar-

tet . Zusammen mit  den drei inzwischen in Kraf t

get retenen neuen Ausbildungsberufen „Kaufmann/

Kauf f rau für audiovisuelle Medien“, „Fachangestell-

t e/r f ür Medien-  und Informat ionsdienste“ und

„Mediengestalter/- in für Digital-  und Printmedien“ ist

aus Sicht  der Sozialpartner in der Branche dem Hand-

lungsbedarf  im Bereich der bet rieblichen Erstausbil-

dung entsprochen worden. Das duale System der

Berufsausbildung hat  damit  einen wicht igen Beit rag

zum wirt schaf t lichen St rukturwandel geleistet  und

eine wicht ige Bewährungsprobe im Übergang zur

Informat ionsgesellschaf t  bestanden. Damit  der Perso-

nalmangel von heute nicht  morgen zur Gefahr für die

Wet tbewerbsfähigkeit  wird, müssen qualif izierte

Fachkräf te für diesen wet tbewerbsrelevanten und

zukunf t sfähigen Bereich herangebildet  werden. Zur



Sicherung einer qualif izierten Ausbildung in neuen,

zukunf t st rächt igen Berufen für die Informat ions-

gesellschaf t  müssen von den Bet rieben die entspre-

chenden Voraussetzungen geschaf fen werden, die ein

adäquates Ausbildungs-  und Arbeit splatzangebot

gewährleisten. Vor allem Unternehmen, die noch

nicht  ausbilden, weil ihnen die Ausbildungsgrundla-

gen fehlen oder weil sie das duale System der Berufs-

ausbildung noch nicht  kennen, sind angesprochen.

Aktion:

n Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für den

Erlass von Aus-  und Fortbildungsordnungen

wird die Bundesregierung weiter dafür Sorge

t ragen, dass bei staat lich anerkannten Aus-

und Fortbildungsregelungen in berufsspezi-

f isch sachgerechtem Umfang Inhalte zum

Umgang mit  modernen Informat ions-  und

Kommunikat ionstechniken aufgenommen

werden. Somit  soll im Zusammenhang mit  der

Handlungskompetenz, also der Fach- , Metho-

den-  und Sozialkompetenz, verstärkt  die Me-

dienkompetenz unterstützt  werden. Sofern

erforderlich, werden gemeinsam mit  den

Sozialpartnern neue Berufe für die bet riebli-

che Erstausbildung geschaf fen. 

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung unterstützt  das Projekt  „Neue Berufs-

bilder für Frauen in Europa“, das Akt ivit äten

zur Stärkung der Beteiligung von Frauen an

neuen IT- Ausbildungsberufen und Weiterbil-

dungsmöglichkeiten in einzelnen europäi-

schen Länden vernetzt  und in Zusammenar-

beit  mit  Österreich und Frankreich durchge-

führt  wird. Es umfaßt  eine Datenbank zur

Informat ion über neue Bildungsangebote für

Frauen, Qualit ät skrit erien und Expert innen.

3. Vertrauen und Sicherheit  durch
verbesserten Rechtsrahmen
stärken 

Für die wirt schaf t liche und technologische Entwick-

lung der Informat ionsgesellschaf t  in Deutschland und

weltweit  ist  das Vert rauen aller Beteiligten – Anbieter-

innen und Anbieter, Nutzerinnen und Nutzer, staat -

liche Aufsichtsbehörden sowie Datenschutz-Kont roll-

instanzen – in die Sicherheit  der technischen Systeme

und der Schutz vor deren Mißbrauch durch illegale und

schädigende Handlungen eine wesent liche Vorausset -

zung. Dies ist  vor allem durch die Schaf fung geeigne-

ter recht licher Rahmenbedingungen zu gewährleisten.

Mit  dem Informat ions-  und Kommunikat ionsdienste-

Gesetz (IuKDG) auf  Bundesebene und dem Medien-

dienste- Staatsvert rag (MDStV) der Länder hat  der

Gesetzgeber in Deutschland einen ersten wirt schaf t -

lich und technologisch vorausschauenden Schrit t  in

diese Richtung getan und damit  zugleich die Medien-

ordnung neu gestaltet . Das IuKDG zielt  insbesondere

darauf  ab, innovat ive Entwicklungen im Bereich der

IuK- Dienste voranzut reiben. Der Evaluierungsbericht

der Bundesregierung zum IuKDG hat  die Wirkungen

dieser Init iat ive in den ersten zwei Jahren nach dem

Inkraf t t reten aufgezeigt  und zudem den Weg gewie-

sen, wie dieser Rechtsrahmen in Zukunf t  ausgebaut

und opt imiert  werden kann.

Über die IT- Sicherheit  und den Verbraucher-  und

Datenschutz hinaus kommt  es darauf  an, verlässliche

Rahmenbedingungen auch für andere Bereiche wie

die Frage der Besteuerung von Internet - Transakt io-

nen und im Arbeit s-  und Sozialrecht  zu schaf fen. 

Entscheidend ist , dass Deutschland für das 21. Jahr-

hundert  einen Ordnungsrahmen entwickelt , der sich

auch im globalen Internet - Zeitalter und bei zuneh-

mender Konvergenz von Telekommunikat ion, Medien

und Informat ionstechnologie als zukunf t sfähig

erweist . Gerade die Konvergenz der Endgeräte und

Netze läßt  die in Deutschland vorherrschende Auf -

split t erung der Regulierungs-  und Aufsichtsst ruktu-

ren immer weniger t ragfähig erscheinen. So exist ieren

für den Bereich des Rundfunks u. a. f olgende Zustän-

digkeiten: EU, Bundeskartellamt , die Regulierungs-

behörde für Telekommunikat ion und Post , 15 Landes-

medienanstalten, die Kommission zur Ermit t lung der

Konzent rat ion im Medienbereich (KEK), die Aufsichts-

gremien der öf fent lich- recht lichen Rundfunkanstal-

ten sowie die Kommission zur Ermit t lung des Finanz-

bedarfs des öf fent lich- recht lichen Rundfunks (KEF).

Ziel der Bundesregierung ist  es, über eine Vert iefung

der Bund- Länder- Zusammenarbeit  mehr Transparenz
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und schließlich einen wet tbewerbsfähigen Ordnungs-

rahmen für Informat ion, Kommunikat ion und Medien

zu erreichen. 

3.1. Ordnungsrahmen für Information
und Kommunikation 

Die Digitalisierung der Übert ragungswege wird der

Informat ions-  und Medienlandschaf t  ein neues

Gesicht  geben. Sie ermöglicht  eine Vielzahl neuer

Medienangebote und beendet  auf  längere Sicht  die

Knappheit  der Verbreitungsmöglichkeiten. Darüber

hinaus wird das Zusammenwachsen der Branchen

Telekommunikat ion, Medien und Informat ionstech-

nologie grundlegend neue Wertschöpfungsket ten

und st rategische Unternehmensallianzen auf  interna-

t ionaler Ebene schaf fen. Diese Prozesse werden t ief  in

ökonomische und gesellschaf t liche Prozesse eingrei-

fen. Die Europäische Kommission hat  sich im Grün-

buch zur Konvergenz der Branchen Telekommunikat i-

on, Medien und Informat ionstechnologie (KOM (97)

623, 1997) eingehend mit  den recht lichen Auswir-

kungen der Konvergenzentwicklung auseinanderge-

setzt . 

Diesen Entwicklungen steht  in der Bundesrepublik

Deutschland die historisch gewachsene Aufsplit t e-

rung der Aufsichtsbehördenst ruktur, etwa im Bereich

der Telekommunikat ion, der Medien sowie des

Jugend-  und Datenschutzes, entgegen. Grundlage

dieser Dif ferenzierung ist  die verfassungsrecht liche

Vorgabe, nach der der Bund die Regelungskompetenz

für die Telekommunikat ion und für das Recht  der

Wirt schaf t  besit zt , die Länder dagegen für den Rund-

funk zuständig sind. Das ausdif ferenzierte System der

Aufsichtsst rukturen hingegen erscheint  unübersicht -

lich und unprakt ikabel, da die Medien in technischer

und ökonomischer Hinsicht  konvergieren und sich im

internat ionalen Wet tbewerb behaupten müssen.

Im Bereich der Inf rast rukturen, bei denen die Konver-

genz bereit s vollzogen ist , gilt  es, vor allem horizon-

tale, sektorübergreifende Ansätze zu f inden, wie sie

z.B. im Telekommunikat ionsgesetz (TKG) schon umge-

setzt  sind. Auch in Zukunf t  werden im Inf rast ruktur-

bereich übergreifende Lösungsansätze erforderlich

bleiben. Die Bundesregierung hat  mit  der gemeinsa-

men Init iat ive von Bund und Ländern „Digitaler

Rundfunk“ (s. auch Kapitel 5.4.) einen umfassenden

Dialog mit  den Ländern, den Verbänden und Unter-

nehmen aufgenommen, um Lösungsansätze zu ent -

wickeln, mit  denen diese polit ische Gestaltungsauf -

gabe vor allem bei der anstehenden Digitalisierung

der Übert ragungswege bewält igt  werden kann.

Der Ordnungsrahmen für Informat ion, Kommunikat i-

on und Medien hat  in Deutschland mit  dem IuKDG

und MDStV eine neue Orient ierung erfahren. Sie spie-

gelt  sich wider in der Auf teilung der Angebote in

Informat ions-  und Kommunikat ionsdienste (Teledien-

ste, Mediendienste) und Rundfunk. Mit  dieser Auf tei-

lung wurde ein pragmat ischer entwicklungsof fener

Weg vorgegeben, um den besonderen Anforderungen

einer sich verändernden Medienlandschaf t  gerecht  zu

werden. Gleichwohl ist  abzusehen, dass die inhalt liche

Dif ferenzierung der Medienangebote aufgrund der

fort schreitenden wirt schaf t lichen und technologi-

schen Entwicklung neue Fragen aufwerfen wird. Diese

müssen im Interesse des Wirt schaf t sstandortes

Deutschland von Bund und Ländern gemeinsam

gelöst  werden. Die Bundesregierung wird deshalb mit

den Ländern in Gespräche über die St ruktur der künf -

t igen Zusammenarbeit  eint reten. Ziel ist  es, gemein-

same Vorschläge für eine zukunf t sfähige Fortent -

wicklung des nat ionalen Ordnungsrahmens unter Ein-

beziehung der wirt schaf t lichen, technologischen und

internat ionalen Entwicklung zu machen. 

Aktion: 

Die Bundesregierung wird Gespräche mit  den Län-

dern über die künf t ige Zusammenarbeit  zur Fort -

entwicklung des Ordnungsrahmens für Informat i-

on, Kommunikat ion und Medien aufnehmen. Ziel

ist  es, unter Beachtung der jeweiligen Kompetenzen

gemeinsame Vorschläge für einen zukunf tsfähigen,

ganzheit lichen Ordnungsrahmen unter Einbezie-

hung der wirtschaf t lichen, technologischen und

internat ionalen Entwicklung zu machen.

3.2. Telekommunikation

Die Telekommunikat ion ist  eine der Schlüsseltechno-

logien für den Übergang zur Informat ionsgesell-
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schaf t . Leistungsfähige Telekommunikat ionsinf ra-

st rukturen und preisgünst ige Telekommunikat ions-

dienst leistungen sind Voraussetzung dafür, dass die in

den Informat ions-  und Kommunikat ionsmärkten lie-

genden Wachstums-  und Beschäf t igungspotent iale

ausgeschöpf t  werden. Durch eine auf  Marktöf fnung,

Privat isierung und sektorspezif ische Regulierung aus-

gerichtete Telekommunikat ionspolit ik wurden die

hierfür erforderlichen Weichenstellungen vorgenom-

men:

n die vormaligen Fernmeldemonopole wurden voll-

ständig beseit igt  (Netzmonopol 1996, Sprach-

telefondienstmonopol 1998)

n die ehemalige Fernmeldeverwaltung wurde in

eine nach ausschließlich bet riebswirt schaf t lichen

Grundsätzen geführte Akt iengesellschaf t  umge-

wandelt ,

n marktbeherrschende Telekommunikat ionsanbie-

ter wurden einer sektorspezif ischen, an ökonomi-

schen Kriterien orient ierten Regulierung unter-

worfen.

Die bisherigen Ergebnisse des Wet tbewerbs in der

Telekommunikat ion sind aus gesamtwirtschaf t licher

Sicht  posit iv. Die volkswirtschaf t lichen Kosten der

Kommunikat ion sind deut lich gesunken. Durch

die konsequente Marktöf fnungspolit ik wurden in

Deutschland in kürzester Frist  Wet tbewerbsnachteile

etwa gegenüber den Vereinigten Staaten, Großbritan-

nien oder Japan, die ihre Telekommunikat ionsmärkte

einige Jahre f rüher geöf fnet  haben, abgebaut . Durch

die Marktöf fnung wurden für innovat ive Unterneh-

men neue Betät igungsmöglichkeiten geschaf fen. Seit

1992 hat  sich die Zahl der Anbietenden von Telekom-

munikat ionsdienst leistungen auf  gegenwärt ig etwa

1.700 Unternehmen versechsfacht . Die neuen Wet tbe-

werber werden dieses Jahr vier Milliarden Mark in den

Ausbau ihrer Festnetzinf rast ruktur invest ieren. Mit

über 30 % Beschäf t igungszuwachs allein in diesem

Jahr t ragen sie zu einer Ent lastung des Arbeitsmarktes

bei. Massive Preissenkungen für Telekommunikat ions-

dienst leistungen begünst igen die Internetnutzung

und die Entwicklung des Elect ronic Commerce. 

Vor dem Hintergrund der posit iven Entwicklung in

der Telekommunikat ion sowie mit  Blick auf  zu

beobachtende Globalisierungs-  und Konvergenz-

prozesse sieht  die Bundesregierung Hauptziele der

künf t igen Telekommunikat ionspolit ik in der weiteren

Förderung bzw. Sicherung funkt ionsfähiger Wet t -

bewerbsst rukturen in der Telekommunikat ion, der

Öf fnung von Auslandsmärkten für deutsche Unter-

nehmen sowie der Unterstützung innovat iver Pro-

zesse.

Aktion:

n Die Bundesregierung wird bis zum Jahr 2001

eine Überprüfung des Ordnungsrahmens der

Telekommunikat ion vornehmen. Dabei geht  es

insbesondere um die Frage, ob und in wel-

chem Umfang mit  zunehmender Wet t -

bewerbsintensität  sektorspezif ische Regu-

lierungseingrif f e auf  nat ionaler und euro-

päischer Ebene abgebaut  bzw. durch das

allgemeine Wet tbewerbsrecht  ersetzt  werden

können. 

n Die Bundesregierung wird in Ergänzung zur

vollständigen Marktöf fnung in Deutschland,

die keinerlei Unterscheidung zwischen in-

und ausländischen Unternehmen vorsieht , mit

Nachdruck auf  einen Abbau von Zut rit t s-

schranken und Wet tbewerbsbeschränkungen

für deutsche Unternehmen im Ausland hin-

wirken.

n Die Bundesregierung wird innovat ive Prozesse

nicht  ausschließlich über die Förderung funk-

t ionsfähigen Wet tbewerbs, sondern auch

unmit telbar unterstützen. Sie wird in diesem

Zusammenhang die unter Federführung des

Bundesministeriums für Wirt schaf t  und Tech-

nologie gestartete Init iat ive „Digitaler Rund-

funk“, mit  der der Übergang von der analogen

zur digitalen Rundfunkübert ragung beschleu-

nigt  werden soll, f ort führen, sich für eine

rasche Einführung der drit t en Mobilf unkge-

nerat ion (UMTS; „Internet  über Handy“) ein-

setzen sowie im Rahmen der Frequenzpolit ik

dafür Sorge t ragen, dass für neue Technologi-

en und innovat ive Dienste in ausreichendem

Umfang Frequenzen zur Verfügung stehen.
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3.3. Wettbewerbs-  und Kartellrecht

Aufgabe der Wet tbewerbspolit ik ist  es, Rahmenbe-

dingungen für einen innovat iven Prozess von Wachs-

tum und Beschäf t igung zu schaf fen, der nur aus

dynamischen of fenen Märkten entsteht . Der wet tbe-

werbsrecht liche Rahmen muss dabei so def iniert  wer-

den, dass er neuen Technologien umfassend Rech-

nung t rägt . Dabei muss gewährleistet  sein, dass

grundsätzlich allen Unternehmen, unabhängig von

ihrer Größe und Marktstellung, Innovat ionschancen

eröf fnet  werden. Innovat ionsprozesse dürfen hierbei

nicht  in einem f rühen Stadium erst ickt  werden. Dazu

müssen die Inst rumente der Mißbrauchskont rolle und

der Fusionskont rolle problemadäquat  angewendet

werden. Bei der Anwendung des Wet tbewerbsrechts

sind die ökonomischen Besonderheiten innovat iver

Produkte und Dienst leistungen, insbesondere der Ent -

wicklungszyklus neuer Märkte zu berücksicht igen. 

Die weltweite Liberalisierung der Telekommunikat i-

onsmärkte hat  sich auch in Deutschland als ein-

drucksvolles Beispiel f ür die innovat ionsfördernde

Kraf t  des Wet tbewerbs erwiesen. Dabei hat  die Öf f -

nung des Marktes für Telekommunikat ionsdienst lei-

stungen dazu beiget ragen, dass die Übert ragungsko-

sten für Sprache, Daten etc. auf  ein im internat iona-

len Vergleich wet tbewerbsfähiges Niveau, auch im

Verhältnis zu den USA, gesenkt  wurden. Neue qualif i-

zierte Arbeit splätze entstehen auch durch die Nach-

f rage einer wachsenden Zahl innovat iver kleiner

und mit t lerer Unternehmen, die neue Produkte (Ser-

ver/Router, Netzwerktechnik, Sof tware) und Dienst -

leistungen (Mehrwertdienste, Internetdienst leistun-

gen) in Anspruch nehmen.

Bislang konnte Deutschland den Bedürfnissen der

neuen Informat ions-  und Kommunikat ionsdienste

durch ein abgestuf tes Modell mit  speziellen Regelun-

gen Rechnung t ragen. Hierzu gehört  das Informat i-

ons-  und Telekommunikat ionsdienstegesetz des Bun-

des (IuKDG) und der Mediendienste – Staatsvert rag

der Länder – (MDStV). Um Hindernisse für die Ent fal-

tung des Wet tbewerbs abzubauen, und die Markt -

orient ierung der Teilordnungen zu fördern, müssen

enge Abst immungen der jeweils geplanten Vorhaben

zwischen den unterschiedlich gelagerten Kompeten-

zen erfolgen. Hierbei sind die ordnungspolit ischen

Rahmenvorgaben auf  das unbedingt  notwendige

Maß zu beschränken. Eine Erweiterung des Katalogs

in Art . 91a Grundgesetz für die Schaf fung einer

neuen Gemeinschaf t saufgabe wird von der Bundesre-

gierung, wie in der Stellungnahme zum Zwölf ten

Hauptgutachten der Monopolkommission 1996/97

verdeut licht , f ür nicht  erforderlich gehalten. Proble-

me, die etwa durch die zunehmend virtuellen Unter-

nehmensst rukturen für die Abgrenzung relevanter

Märkte entstehen, können im Rahmen des geltenden

Wet tbewerbsrechts gelöst  werden. Zunehmende

Bedeutung wird aber der Of fenhaltung von Standards

zukommen, um so Marktzugangsbeschränkungen für

neue Unternehmen zu verhindern. 

Setzt  sich die Konvergenz im technischen Bereich der

Medien weiter fort , so werden sich hieraus Konse-

quenzen für die Regulierung insbesondere von Rund-

funk und Mediendiensten ergeben. So kann die noch

immer geltende Anknüpfung der Gebührenpf licht  an

das Bereithalten eines empfangstauglichen Geräts auf

Dauer nicht  mehr sachgerecht  sein. Fehlentwicklun-

gen, wie eine Gebührenpf licht  für internet fähige Per-

sonalcomputer, sollten daher ausgeschlossen werden. 

Aktion:

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen,

den folgenden wet tbewerbspolit ischen Ansatz-

punkten für die Förderung neuer Technologien

Geltung zu verschaf fen:

n Jedes Unternehmen in Deutschland muss

die Telekommunikat ions-  Inf rast ruktur ein-

schließlich des Internets nutzen können, um

internat ional wet tbewerbsfähig zu sein. Die

Preisregulierungen der Regulierungsbehörde

für Telekommunikat ion und Post , die dem

Grundsatz der Kostenorient ierung Rechnung

t ragen müssen, sollen daher auf  ein interna-

t ional wet tbewerbsfähiges Preisniveau der

Telekommunikat ion zielen. 

n Um technische Standards für Übert ragungs-

technik innovat ionsof fen zu halten, müssen

Marktzugangsbeschränkungen  für Technolo-

gieanwendungen – ob durch staat liches oder

privates Handeln – vermieden werden. 
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n Ein Sonderwet tbewerbsrecht  für Teilordnun-

gen der Informat ionsgesellschaf t  wird mit

Ausnahme der Regulierungen zur Telekom-

munikat ion nicht  benöt igt . Das allgemeine

Wet tbewerbsrecht  leistet  durch den im Rah-

men der 6. Novelle des Gesetzes gegen Wet t -

bewerbsbeschränkungen (GWB) geschaf fenen

allgemeinen Zugangsanspruch von Wet tbe-

werbern zu wesent lichen Einrichtungen (§19

Abs. 4 GWB) einen wicht igen Beit rag, den

Wet tbewerb bei elekt ronischen Diensten und

auf  den ihnen vor-  und nachgelegten Märk-

ten abzusichern.

3.4. Datenschutz

In einer vernetzten Welt  mit  den dabei entstehenden

enormen Datenbergen, die sich in privater Hand häu-

fen, kommt  dem Schutz der personenbezogenen

Daten grundlegende Bedeutung zu. Wesent liche Vor-

aussetzung für die Akzeptanz neuer Dienste in der

Informat ionsgesellschaf t  ist , dass ein verantwort -

licher Umgang mit  persönlichen Daten sichergestellt

ist . Damit  ist  die Gewährleistung eines ef f izienten

Datenschutzes auch für die Anbieter solcher Dienste

ein wicht iger Wet tbewerbsfaktor.

Mit  dem Informat ions-  und Kommunikat ionsdienste-

Gesetz (IuKDG) hat  der Gesetzgeber bereit s wegwei-

sende Datenschutzbest immungen für die Teledienste

im Teledienste- Datenschutzgesetz (TDDSG) in Kraf t

gesetzt . Mit  der neuen Telekommunikat ions- Daten-

schutzverordnung (TDSV) wird der Weg zu einem

modernen Datenschutzrecht  fortgesetzt . Dieser

Rechtsrahmen ist  aufgrund der bisher gemachten

Erfahrungen zu opt imieren.

Das Datenschutzrecht  und vor allem einige spezialge-

setzliche Regelungen sind gekennzeichnet  durch

Komplexität  und hohe Regelungsdichte. Die Forde-

rung nach Vereinfachung und Verschlankung des all-

gemeinen (Bundesdatenschutzgesetz, BDSG) und des

bereichsspezif ischen Datenschutzrechts verdient

daher grundsätzlich Unterstützung. Ziel ist  es, zu

einer größeren Transparenz der einzelnen Regelwerke

TDDSG, TDSV und BDSG zu gelangen. 

Die Selbstverantwortung des Datenverarbeiters für

den Datenschutz soll durch die Einführung eines

Datenschutzaudit s gestärkt  werden, in dem Anbieter

auf  f reiwilliger Basis ihr Datenschutzkonzept  und ihre

technischen Einrichtungen durch unabhängige Gut -

achter prüfen und bewerten lassen sowie das Ergeb-

nis der Prüfung veröf fent lichen können. Dadurch soll

eine St imulierung des Wet tbewerbs sowie die Sicher-

stellung einer kont inuierlichen Verbesserung des

Datenschutzes und der Datensicherung durch die

beteiligten Unternehmen erreicht  werden.

Der Datenschutz ist  angesichts des globalen Charak-

ters der Netze eine internat ionale Aufgabe. Ziel ist  die

Gewährleistung eines weltweit  angemessenen Daten-

schutzniveaus. Die EG- Datenschutzricht linie wirkt  hier

bereit s erfolgreich durch die Privilegierung von Drit t -

staaten mit  entsprechenden Best immungen. Zudem

hat  das IuKDG die internat ionale Diskussion auf  der

Basis eines konkreten Regulierungsmodells befördert .

Aktion:

Die Bundesregierung wird in der laufenden Legis-

laturperiode Vorschläge zur stufenweisen Novel-

lierung des Datenschutzrechtes vorlegen.

n In der ersten Stufe sollen neben den zur

Umsetzung der EU- Datenschutzricht linie

erforderlichen Maßnahmen die Grundsätze

des Teledienste- Datenschutzgesetzes (TDDSG)

zum Systemdatenschutz wie Datenvermei-

dung und - sparsamkeit  sowie Anonymität

und Pseudonymisierung als übergreifende

Prinzipien in das Bundesdatenschutzgesetz

(BDSG) übernommen werden. Dadurch wird

eine entsprechende Verschlankung des TDDSG

erreicht .

n In einem weiteren Schrit t  wird die Bundesre-

gierung gesetzliche Regelungen zum Arbeit -

nehmerdatenschutz vorbereiten und prüfen,

inwieweit  eine weitere Modernisierung des

BDSG erforderlich ist .

n Darüber hinaus soll das Datenschutzaudit  auf

f reiwilliger Basis gesetzlich verankert  werden.
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n Die Bundesregierung wird auch zukünf t ig

akt iv an der Erarbeitung und Fort schreibung

internat ional geltender Rahmenbedingungen

für den Datenschutz mitwirken.

3.5. Verbraucherschutz

Die Verbraucherinnen und Verbraucher stehen den

Möglichkeiten der Informat ionsgesellschaf t  derzeit

noch zurückhaltend gegenüber. Um dies zu ändern,

ist  das Vert rauen der Verbraucherinnen und Verbrau-

cher in die neuen Informat ionstechnologien zu stär-

ken und sicherzustellen, dass sie bei der Nutzung von

informat ionstechnischen Angeboten ihre wirt schaf t -

lichen und recht lichen Interessen wie bei herkömm-

lichen Geschäf ten wahren können.

Die dabei zu behandelnden Fragen bet ref fen insbeson-

dere die Transparenz von Diensteanbietern, Produkten

und Dienst leistungen sowie die Voraussetzungen für

elekt ronische Vert räge. Die Einhaltung und Durchset -

zung fairer Prakt iken der Anbietenden bei Werbung,

Angebotsgestaltung, der Gestaltung von Vert ragsbedin-

gungen und der Vert ragsabwicklung muss ebenso

sichergestellt  werden wie die Sicherheit  von Zahlungs-

systemen und die Verlässlichkeit  von Erklärungen, die

auf  elekt ronischem Wege abgegeben werden. Die

Rechtsposit ion der Verbraucherinnen und Verbraucher

muss auch im elekt ronischen Geschäf tsverkehr klar

sein. Dazu gehören insbesondere im grenzüberschrei-

tenden elekt ronischen Geschäf tsverkehr klare, prak-

t ikable und verbraucherf reundliche Regeln für das

anwendbare nat ionale Recht  und den Gerichtsstand.

Aktion:

n Das Bundesministerium der Just iz wird in

Kürze einen Gesetzentwurf  vorlegen, mit  dem

ein adäquater recht licher Rahmen für den

Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher

gesetzt  werden soll. Im Mit telpunkt  steht

dabei die Umsetzung der europäischen Richt -

linie über den Verbraucherschutz bei Vert rags-

abschlüssen im Fernabsatz.

n Das Bundesministerium der Just iz wird sich bei

den laufenden europäischen Rechtsetzungs-

vorhaben zu best immten recht lichen Aspekten

des elekt ronischen Handels und zum Fernab-

satz von Finanzdienst leistungen für verbrau-

chergerechte Regelungen einsetzen und ent -

sprechende Anpassungen im nat ionalen Recht ,

beispielsweise bei der Regelung zur Anbieter-

t ransparenz im Teledienstegesetz, vornehmen.

n Die vorhandenen Best immungen zur Preis-

t ransparenz müssen auch im elekt ronischen

Geschäf t sverkehr beachtet  werden. Preise

müssen wahrheit sgemäß, vollständig und

leicht  erkennbar angegeben werden. Die Bun-

desregierung wird die Praxis der Anbietenden

beobachten und auf  eine verbesserte Ein-

haltung der vorhandenen Best immungen im

elekt ronischen Umfeld dringen.

n In einer globalen Informat ionsgesellschaf t

sind internat ional vergleichbare Standards

zum Verbraucherschutz notwendig. Im Rah-

men der OECD beteiligt  sich die Bundesregie-

rung akt iv an der Entwicklung von OECD-

Richt linien über den Verbraucherschutz im

elekt ronischen Handel, die nach dem Auf t rag

der OECD- Ministerkonferenz in Ot tawa vom

Oktober 1998 bis zum Jahresende 1999 abge-

schlossen sein sollen.

3.6. Jugendschutz – Schutz der
M enschenwürde

Bei der Nutzung und Verbreitung des Internet  ist  der

Schutz der Menschenwürde eine zent rale polit ische

und gesamtgesellschaf t liche Aufgabe. Dies bet rif f t

vorrangig den Jugendschutz und notwendige Maß-

nahmen zur Reduzierung der Verbreitung jugend-

gefährdender Schrif t en und Medieninhalte. Hinzu

kommt , dass das Internet  zunehmend dazu genutzt

wird, Gewaltpornograf ie darzustellen und Frauenhan-

del organisatorisch abzuwickeln. Es gilt , Menschen-

rechtsverletzungen von Frauen im Internet  möglichst

zu verhindern. 
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Mit  dem Informat ions-  und Kommunikat ionsdien-

stegesetz (IuKDG) wurden auf  Bundesebene wicht ige

Jugendschutzvorschrif t en für den Bereich der neuen

Medien eingeführt . Von besonderer Bedeutung sind

die Neuregelungen im Gesetz über die Verbreitung

jugendgefährdender Schrif t en und Medieninhalte

(GjS). Hier erfolgten Änderungen des Schrif t enbe-

grif f s, der Verbreitungs-  und Werbeverbote sowie des

Verfahrensrechts. Des weiteren wurde für Anbieter

elekt ronischer Informat ions-  und Kommunikat ions-

dienste die Verpf lichtung festgeschrieben, Jugend-

schutzbeauf t ragte zu bestellen bzw. sich einer

Organisat ion der f reiwilligen Selbstkont rolle anzu-

schließen. Vor dem Hintergrund eines kont inuier-

lichen Anst iegs der St raf taten im Bereich der Kinder-

pornographie sind die mit  dem IuKDG eingeführten

recht lichen Änderungen für den Bereich des Jugend-

schutzes im Internet  hervorzuheben. 

Allerdings haben nat ionale Vorschrif ten im Hinblick auf

die Globalität  dieses neuen Mediums nur begrenzte

Wirkung. Deshalb müssen sie zwingend durch europäi-

sche und internat ionale Vereinbarungen f lankiert  wer-

den. Die Bundesregierung ist  an allen europa-  und

weltweiten Init iat iven der wicht igsten internat ionalen

Organisat ionen zur Verbesserung des Jugendschutzes

im Internet  beteiligt , zu denen insbesondere die Akt i-

vitäten der Europäischen Union (Empfehlung des Rates

„Jugendschutz und Schutz der Menschenwürde in den

audiovisuellen und Informat ionsdiensten“ sowie die

Entscheidung des Rates über die Annahme eines mehr-

jährigen Akt ionsplanes der Gemeinschaf t  zur Förderung

der sicheren Nutzung des Internets) und der UNESCO

(Forum „Infoethiks 2“) gehören. 

Aktion: 

n Die Bundesregierung ist  best rebt , die Un-

sicherheit  der Anbietenden im Hinblick auf

die Aufsichts-  und Verantwort lichkeit sst ruk-

turen zu verringern. Dabei soll die Koordinat i-

on zwischen den verschiedenen mit  dem -

Jugendschutz beauf t ragten Stellen, wie

z.B. den St rafverfolgungsbehörden, „ jugend-

schutz.net “ und der „Freiwilligen Selbstkon-

t rolle Mult imedia“ (FSM) in Zusammenarbeit

mit  den Ländern, verbessert  werden. 

n Das Bundesministerium für Familie, Senioren,

Frauen und Jugend hat  die bundesweite 

„Arbeitsgruppe Frauenhandel“ eingerichtet . Die

Arbeitsgruppe wird Möglichkeiten prüfen, wie

solche Menschenrechtsverletzungen von Frau-

en im Internet  wirksam unterbunden und die

Täter verfolgt  werden können. Die Bundesre-

gierung wird sich weiterhin an allen europa-

und weltweiten Init iat iven der wicht igsten in-

ternat ionalen Organisat ionen zur Verbesserung

des Jugendschutzes im Internet  beteiligen.

n Bei der Fortentwicklung des Gesetzes über die

Verbreitung jugendgefährdender Schrif ten

und Medieninhalte (GjS) wird die Bundesregie-

rung eine Vereinheit lichung und Konzent rie-

rung der Aufsichts-  und Verwaltungsst ruktu-

ren im Jugendschutz auf  Bundes-  und Landes-

ebene in ihre Überlegungen einbeziehen.

3.7. IT- Sicherheit

Mit  dem wachsenden Datenaufkommen in den welt -

weiten Telekommunikat ionsnetzen nehmen die infor-

mat ionstechnischen Sicherheit sprobleme erheblich

zu. Die Förderung der Sicherheit  f ür Anwendungen

und Produkte der Informat ionstechnologie und der

Schutz im Netz sind wicht ige Voraussetzungen für

das Vert rauen in die neuen Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechniken sowie Datennetze. Seitdem der

breite Einsatz von Informat ions-  und Kommunikat i-

onstechnik zu einer zunehmenden Vernetzung von

sehr unterschiedlichen Inf rast ruktursystemen geführt

hat , sind alle Lebensbereiche – sowohl bei Unterneh-

men, Privaten wie auch beim Staat  – nicht  nur durch

gezielte Angrif f e, sondern schon alleine durch ihre

informat ionstechnische Komplexität  Gefährdungen

ausgesetzt . Die amt liche Computerkriminalit ät s- Sta-

t ist ik weist  von Jahr zu Jahr bis zu 50 %- ige

Steigerungsraten auf . Dabei sind kriminelle Handlun-

gen in den Bereichen Internetkriminalit ät  oder Krimi-

nalit ät  im Zusammenhang mit  Computerviren noch

nicht  einmal erfasst . 

Die weltweite Vernetzung eröf fnet  der Wirt schaf t s-

und Konkurrenzspionage vollkommen neue Dimen-



sionen. Auch die Möglichkeiten zur Manipulat ion von

Informat ionen oder an informat ionstechnischen

Diensten nehmen rapide zu. Die hierbei eingesetzten

Methoden werden dabei immer perfekter und raf f i-

nierter, der Manipulat ionsaufwand nimmt  jedoch ste-

t ig ab. Unsichere Informat ionstechnik verursacht  so

gesehen Jahr für Jahr Schäden in Milliardenhöhe zu

Lasten unserer Volkswirt schaf t  und der Arbeit splätze.

Auch im Bereich des elekt ronischen Handels sind

zukünf t ig verstärkt  St raf taten im Bereich der Steuer-

hinterziehung, des Bet ruges oder durch „elekt ro-

nischen Diebstahl“ zu erwarten, die es zu verhindern

gilt . Elekt ronisch verfügbare urheberrecht lich ge-

schützte Werke sind vermehrt  der Piraterie aus-

gesetzt . Die dadurch dem Urheber bzw. dem Staat  in

Form von Steuereinbußen entstehenden Schäden

sollen verhindert  werden.

Mit  der zunehmenden Durchdringung aller Lebensbe-

reiche mit  den neuen Informat ions-  und Kommunika-

t ionstechniken entstehen nicht  nur für den einzelnen

und für Unternehmen, sondern auch für den Staat

völlig neuart ige Bedrohungen. Sie richten sich gegen

sogenannte „krit ische Inf rast rukturen“ von Hoch-

technologieländern, von deren Integrit ät  und Verfüg-

barkeit  wesent liche Funkt ionsbereiche im Infor-

mat ionszeitalter in wachsendem Umfang abhängen.

Dabei zielen Angrif f e u.a. auf  die Störung und Zer-

störung der Funkt ionsfähigkeit  ziviler und milit äri-

scher genutzter Kommunikat ions-  und Führungs-

systeme. Dabei stellen sich grundlegende „techno-

logiepolit ische“ Aufgaben des Ausbaus einer

IT- Sicherheit sinf rast ruktur in Deutschland und der

Entwicklung von Sicherheit sst rategien im „Cyber-

space“.

Von der Sicherheit  hängt  es daher ab, ob die Anwen-

derinnen und Anwender den Informat ionstechniken

vert rauen und die neuen Möglichkeiten des Rechts-

und Geschäf t sverkehrs wie der privaten Kommuni-

kat ion nutzen. Durch eine Vielzahl von Unter-

suchungen konnte zwischenzeit lich belegt  werden,

dass das mangelnde Vert rauen in die Sicherheit  ein

Grund ist , der viele Anwender von der Nutzung

geschäf t licher Anwendungen der Informat ionstech-

nik abhält . Die Sicherheit  in der Informat ionstechnik

wird damit  zur entscheidenden Schlüsself rage für die

weitere Anwendungsentwicklung auf  dem Gebiet

der IT. 

Sicherheit  in der Informat ionstechnik steht  dabei für

eine große Bandbreite von notwendigen Aufgaben.

Sie reicht  vom Schutz vor illegalem Zugrif f  auf  Hard-

und Sof twarekomponenten, über den Schutz von

Daten während des Transportes über weltweite

Kommunikat ionsnetze bis hin zum Einsatz von adä-

quater Verschlüsselungstechnik. Auch die Fälschungs-

sicherheit  der übermit telten Daten sowie die räum-

liche und personelle Absicherung von Rechenzent ren

sind Aspekte der IT- Sicherheit . IT- Sicherheit  muss

dabei ein eigenständiges technisches Leistungsmerk-

mal neben anderen Leistungsmerkmalen, wie z.B.

Funkt ionalit ät , sein und integraler Bestandteil der

Technik werden. Wet tbewerbsvorteile bzgl. Hardware,

Bet riebssystemen und Anwendungssof tware müssen

sich zu wesent lichen Teilen aus der Qualit ät  der

implement ierten Sicherheit  ableiten. Die Bundesre-

gierung wird sich daher dafür einsetzen, IT- Sicherheit

zu einem Entwicklungsziel deutscher IT- Produkte und

Dienst leistungen zu machen.

Eine weitere Schlüsselfunkt ion in der IT- Sicherheit

nehmen die elekt ronischen Signaturen ein. Sie bilden

die Grundlage für die Entwicklung eines sicheren

elekt ronischen Rechts-  und Geschäf t sverkehrs. Durch

den mit  der gesetzlichen digitalen Signatur mög-

lichen weitgehenden Umst ieg vom Papierdokument

auf  das elekt ronische Dokument  wird ein erhebliches

volks-  und bet riebswirt schaf t liches Rat ionalisie-

rungspotent ial erschlossen. Die Bundesregierung

beabsicht igt  die Förderung des Einsatzes von digita-

len Signaturen durch Pilotanwendungen im staat li-

chen Bereich (z.B. Dienstausweise, Abwicklung von

Angeboten bei öf fent lichen Auf t rägen, s. Kapitel 6).

Hierzu sind auch die von der Bundesregierung vorge-

schlagenen Änderungen im Privat -  und öf fent lichen

Recht  zur recht lichen Anerkennung von digitalen

Unterschrif t en erforderlich. 

Ein weiteres wicht iges Ziel der Bundesregierung

besteht  in der Stärkung der Leistungsfähigkeit  und

der internat ionalen Wet tbewerbsfähigkeit  der deut -

schen Kryptohersteller, die im Hinblick auf  einen

wachsenden Nachf ragemarkt  ihre Anst rengungen

intensivieren werden. Dazu dient  auch die weitere

Öf fnung des EU- Binnenmarktes. 
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Aktion:

n Die Bundesregierung wird das Sicherheit sbe-

wußtsein breiter Bevölkerungskreise durch

den Ausbau der im April 1999 gestarteten

Kampagne „Sicherheit  in der Informat ionsge-

sellschaf t “ weiter fördern. Ansatzpunkte sind

zielgruppengerechte Presseinformat ionen,

Beteiligung an Messen, Präsentat ion auf  ver-

bands-  und berufspolit ischen Tagungen und

der Ausbau des Web- Servers www.sicherheit -

im- internet .de.

n Ein zent rales Anliegen der Bundesregierung ist

es, den Schutz deutscher Nutzer in den welt -

weiten Informat ionsnetzen durch Einsatz

sicherer kryptographischer Verfahren zu ver-

bessern. Deshalb hat  die Bundesregierung in

den „Eckpunkten der deutschen Kryptopolit ik“

vom 2. Juni 1999 klargestellt , dass in Deutsch-

land auch künf t ig Verschlüsselungsverfahren

und - produkte ohne Rest rikt ion entwickelt ,

hergestellt , vermarktet  und genutzt  werden

dürfen.

n Gemeinsam mit  den europäischen Partnern

hat  die Bundesregierung im Rahmen einer

ersten Revision der EG- Dual- Use- Verordnung

die innergemeinschaf t liche Exportkont rolle

für kryptographische Massengüter abge-

schaf f t . Auch eine Vereinfachung der Export -

kont rollverfahren ist  mit  dem Bundes-

ausfuhramt  in Prüfung. Hierdurch soll

die internat ionale Wet tbewerbsfähigkeit  der

deutschen Kryptohersteller gestärkt  werden.

n Die Bundesregierung wird einen Vert rauens-

rahmen für eine sichere Verschlüsselungstech-

nik in Deutschland schaf fen. Hierzu gehört  die

sicherheitstechnische Prüfung, Bewertung und

Zert if izierung von Verschlüsselungsmechanis-

men und - verfahren, die dem Bundesamt  für

Sicherheit  in der Informat ionstechnik (BSI) als

neue Aufgaben übert ragen wurden.

n Zur Vorbeugung von St raf taten im Internet

wird das Bundesministerium des Innern 

zusammen mit  dem Bundeskriminalamt  und

dem BSI geeignete Maßnahmen der Kriminal-

prävent ion (geeignete technische Verfahren)

ergreifen, um ein sicheres und stabiles Umfeld

für die Anwendung der neuen Techniken zu

schaf fen und dadurch eine posit ive wirt -

schaf t liche Entwicklung und Akzeptanz zu

erreichen.

n Die Bundesregierung wird die EU-Richt linie zur

Harmonisierung von elekt ronischen Signatu-

ren, deren Inkraf t t reten voraussicht lich Ende

1999 zu erwarten ist , zügig in nat ionales Recht

umsetzen. Sie wird Standardisierungsmaßnah-

men zur digitalen Signatur im nat ionalen und

internat ionalen Bereich unterstützen, damit

beim globalen Einsatz digitaler Signaturen im

Internet  die Interoperabilität  verschiedener

Sof twareprodukte gewährleistet  werden kann.

n Das Bundesamt  für Sicherheit  in der Informa-

t ionstechnik (BSI) wird sein Dienst leistungs-

angebot  nach dem BSI- Gesetz zu einer Plat t -

form „IT- Sicherheit  f ür alle“ entwickeln. Das

BSI als zent rale IT- Sicherheit seinrichtung des

Bundes wird deshalb sein Informat ions-  und

Unterstützungsangebot  zielst rebig ausbauen.

n Das Bundesministerium der Just iz wird sich

akt iv an den Verhandlungen im Rahmen des

Europarates über eine internat ional abge-

st immte Anpassung des st raf recht lichen

Schutzes gegen Verletzungen der Datensicher-

heit  in einer Cyber Crime-Konvent ion und im

G-8-Rahmen über abgest immte internat ionale

Regeln für die Verfolgung von St raf taten in den

internat ionalen Computernetzen beteiligen.

n Die Bundesregierung hat  eine interministeri-

elle Arbeit sgruppe eingesetzt , die das Bedro-

hungspotent ial f ür krit ische Inf rast rukturen

analysieren, IT- Schwachstellen ident if izieren

und Vorschläge für eine Verbesserung der IT-

Sicherheit  erarbeiten soll. Die Arbeit sgruppe

wird bis Ende 1999 einen „Sensibilisierungs-

bericht “ mit  Vorschlägen für das weitere Vor-

gehen vorlegen.
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3.8. Urheberrecht

Innovat ionen in der Informat ionsgesellschaf t  hängen

wesent lich von einem wirksamen Schutz des geist i-

gen Eigentums ab. Zur Förderung von kulturellen und

wissenschaf t lichen Innovat ionen muss das Urheber-

recht  den Rechteinhaberinnen und - inhabern die

Möglichkeit  einer angemessenen wirt schaf t lichen

Verwertung ihrer Werke geben, um ihnen Leistungs-

anreize für weitere geist ige Schöpfungen zu bieten.

Gleichzeit ig ist  dem wachsenden Bedürfnis der

modernen Informat ionsgesellschaf t  nach schnell ver-

fügbaren Informat ionen und vielfält igen kulturellen

Angeboten Rechnung zu t ragen. 

Neben dem wachsenden Informat ionsbedürfnis der

Gesellschaf t  stellt  auch die technische Entwicklung

das Urheberrecht  vor immer größere Herausforderun-

gen. Die Digitalisierung von Werken erlaubt  deren

Vervielfält igung und Übermit t lung mit  minimalen

Qualit ät sverlusten und den zielgenauen Zugrif f  auf

einzelne Teile eines gespeicherten und individuell

abrufbaren Werks. Interakt ive Kommunikat ion und

mult imediale Nutzungen haben darüber hinaus für

die Verwertung von geist igem Eigentum völlig neue

Betät igungsfelder eröf fnet . Die durch diesen techni-

schen Fort schrit t  verbesserten Nutzungsmöglichkei-

ten haben gleichzeit ig Rechtepiraterie erleichtert  und

die Gefahr der Manipulat ion und Entstellung von

Werken steigen lassen. Es wird daher zu prüfen sein,

inwieweit  gesetzliche Vorkehrungen erforderlich sind,

damit  das urheberrecht liche Schutzniveau auch unter

den neuen technischen Rahmenbedingungen ge-

wahrt  bleibt  und die Nutzung geist igen Eigentums

unter Beachtung der schutzwürdigen Rechte der

Urheberinnen und Urheber und Inhaberinnen und

Inhaber von Leistungsschutzrechten gleichwohl von

den technischen Möglichkeiten in angemessenem

Umfang prof it ieren können. Dies bet rif f t  u.a. die digi-

tale Vervielfält igung für private Zwecke, die öf fent li-

che Wiedergabe digitalisierter Werke, die elekt ronische

Übert ragung von Werken in Online-Diensten sowie die

Einführung des elekt ronischen Pressespiegels. 

Die grenzüberschreitende Verbreitung von Werken

insbesondere über Online- Dienste und Kabel-  und

Satellit enrundfunk hat  zu einer zunehmend globalen

Verwertung geist igen Eigentums geführt . Ein erheb-

licher Teil der Bemühungen um eine Fortentwicklung

des Urheberrechts wird sich daher auf  eine angemes-

sene Harmonisierung des Urheberrechts innerhalb der

Europäischen Union sowie eine weltweite Verbesse-

rung des urheberrecht lichen Schutzes in der Weltor-

ganisat ion für geist iges Eigentum (WIPO) richten. 

Aktion:

n Das Bundesministerium der Just iz wird sich

für einen baldigen Abschluss der Beratungen

über eine Richt linie des Europäischen Parla-

ments und des Rates zur Harmonisierung

best immter Aspekte des Urheberrechts und

verwandter Rechte in der Informat ionsgesell-

schaf t  einsetzen, die u.a. zu einer Novellie-

rung des Vervielfält igungsrechts, des Verbrei-

tungsrechts und des Rechts der öf fent lichen

Wiedergabe führen soll. 

n Ergänzend dazu wird sich das Bundesministe-

rium der Just iz/die Bundesregierung im Rah-

men der World Intellectual Propert y Orga-

nizat ion (WIPO) an der Erarbeitung weiterer

Vert räge beteiligen, die im Anschluß an den

WIPO- Urheberrechtsvert rag (WCT) und den

WIPO- Vert rag über Darbietungen und Tont rä-

ger (WPPT) einen verbesserten weltweiten

Schutz geist igen Eigentums sicherstellen sol-

len.

3.9. Steuern und Zölle

Steuern 

Das erwartete rasante Wachstum beim weltweiten

Handel mit  rein „virtuellen“, digitalen Gütern und die

durch Entmaterialisierung und Grenzenlosigkeit

gekennzeichneten Vorgänge im Internet  führen viel-

fach zu der Befürchtung, dass die heut igen Ansatz-

punkte und Methoden der Steuererhebung in der

digitalen Welt  nicht  mehr anwendbar sind. Die Bun-

desregierung hat  sich daher f rühzeit ig mit  dieser

Frage befasst  und auf  nat ionaler wie auf  internat io-

naler Ebene die Untersuchung notwendiger Anpas-

sungen des Steuerrechts eingeleitet . Die steuerlichen

Fragen des Internet  sind Bestandteil des Arbeit s-
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programms, das im Oktober 1998 auf  der Minister-

konferenz der OECD in Ot tawa vereinbart  wurde. 

Ziel der Arbeiten ist  es, Regelungen zu schaf fen, die

den elekt ronischen Geschäf t sverkehr gegenüber ver-

gleichbaren konvent ionellen Vorgängen steuerlich

weder privilegieren noch diskriminieren. Insbesondere

soll es keine zusätzlichen Steuern („Bit steuer“) f ür

Vorgänge des elekt ronischen Handels geben. Dies gilt

vorbehalt lich der Anwendbarkeit  gegenwärt iger

Besteuerungsmechanismen. 

Hinsicht lich der Verbrauchsbesteuerung besteht  in

OECD und EU Einigkeit  darüber, dass das Umsatzsteu-

eraufkommen aus dem Handel mit  digitalen Produk-

ten dem Land zuf ließen soll, in dem diese Güter

genutzt  oder verbraucht  werden (Best immungsland-

prinzip). Ert ragsteuerliche Fragen – insbesondere im

Hinblick auf  die Bet riebsstät tenproblemat ik, die Qua-

lif ikat ion von Einkünf ten und auf  die Ermit t lung von

Verrechnungspreisen – bef inden sich weitgehend

noch im Diskussionsstadium.

Mit  Blick auf  die Rahmenbedingungen für die

Besteuerung des Elekt ronischen Geschäf t sverkehrs

muss auch auf  die vielfält igen Wechselwirkungen

zwischen steuerlichen und sonst igen Aspekten des

Elekt ronischen Geschäf t sverkehrs hingewiesen wer-

den. Die Regelungen beispielsweise zur digitalen Sig-

natur oder zur Vergabe und Verwaltung der Domain

Names können erhebliche Auswirkungen auf  Fragen

des Steuervollzuges haben, da hiermit  z.B. die Nach-

vollziehbarkeit  des Weges von Transakt ionen in den

digitalen Netzen entscheidend beeinf lusst  wird. Da

die steuerlichen Implikat ionen des Elekt ronischen

Geschäf t sverkehrs derzeit  noch nicht  vollständig

geklärt  sind, bedarf  es einer intensiven Abst immung,

damit  die für den elekt ronischen Geschäf t sverkehr

gefundenen Grundsätze nicht  durch aussersteuerliche

Regelungen konterkariert  werden. 

Aktion:

n Zur Vorbereitung geeigneter Regelungen ist

die Beobachtung sowohl der Marktentwick-

lung als auch der Steuerpraxis auf  Basis des

geltenden Rechts eine notwendige Vorausset -

zung. Das Bundesministerium für Finanzen

wird daher zusammen mit  den Finanzbehör-

den der Länder und des Bundesamts für

Finanzen das bereit s laufende Monitoring

verstärken. Ebenso wird der Dialog mit  Unter-

nehmen und Verbänden hierzu fortgesetzt .

n Die Bundesregierung wird sich in den interna-

t ionalen Organisat ionen weiter akt iv an der

Erarbeitung internat ional akzept ierter Rege-

lungen zur Besteuerung des elekt ronischen

Geschäf t sverkehrs beteiligen. Insbesondere

wird sie im Rahmen der OECD zusammen mit

den anderen Mitgliedsstaaten der Europäi-

schen Union auf  die Umsetzung diskriminie-

rungsf reier Besteuerungsmodelle hinwirken. 

n Die Bundesregierung wird den Austausch mit

dem Global Business Dialogue on Elect ronic

Commerce auch zu Fragen der Besteuerung

fort führen. 

n Auf  nat ionaler Ebene wird das Bundesministe-

rium der Finanzen die Untersuchung des

Anpassungsbedarfes der vorhandenen Rechts-

quellen (Gesetze, Verordnungen, Verwaltungs-

regelungen) an die Erfordernisse des elekt roni-

schen Geschäf tsverkehrs weiter fort führen.

n Weitere Maßnahmen: Die Möglichkeiten von

IT sollen verstärkt  zur Verbesserung des „Kun-

denservice“ der Steuerverwaltung (z.B.: elek-

t ronische Regist rierung, elekt ronische Steue-

rerklärung [s. Kapitel II.6.], Informat ionsange-

bote und Hilfestellungen im Internet ) sowie

verwaltungsorganisatorische Fragen (z.B.

technische Ausstat tung der Bet riebsprüfung

und Steuerfahndung) genutzt  werden. Die

Bet riebsprüfungsdienste st reben dabei eine

ausdrückliche Rechtsgrundlage für den elek-

t ronischen Zugrif f  auf  die bet riebliche EDV an.

Zölle

Alle auf  elekt ronischem Weg erbrachten Leistungen

unterliegen nach Auf fassung der EU und ihrer Mit -

gliedstaaten nicht  dem Zollrecht , sondern als Dienst -
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leistungen dem dafür einschlägigen Steuerrecht .

Gegenstand des gemeinschaf t lichen (wie auch des

nat ionalen) Zollrechts sind ausschließlich Waren,

worunter körperliche Güter zu verstehen sind. Bei

digitalen Leistungen handelt  es sich vielmehr um

Dienst leistungen. Dazu gehören auch die sogenann-

ten „virtuellen“ Waren, die auf  elekt ronischem Wege

geliefert  werden, aber nicht  körperlich greifbar sind

(z.B. elekt ronische Übermit t lung von Buchinhalten

oder Sof tware durch Lieferung von Datent rägern oder

Übermit t lung über Datenleitung aus Ländern außer-

halb der Europäischen Union). Alle in digitaler Form

erbrachten Leistungen, die demnach als Dienst leistun-

gen zuzuordnen sind, sind zollrecht lich bedeutungslos.

Werden dagegen Waren z.B. über das Internet  außer-

halb der Europäischen Union bestellt , die dann kör-

perlich in das Zollgebiet  der Gemeinschaf t  geliefert

werden, so best immen sich die Erhebung der Einfuhr-

abgaben Zoll, EUSt  und besondere Verbrauchssteuern

und die Beachtung von Verboten und Beschränkun-

gen nach den allgemeinen Zoll-  und Steuerregelun-

gen. Dabei bestehen keine Sonderregelungen für die

Einfuhrabfert igung dieser über den elekt ronischen

Handel georderten Waren. Der Umfang solcher

Wareneinfuhren nimmt  entsprechend der rasanten

Entwicklung der elekt ronischen Netze spürbar zu. 

Aktion:

Die Bundesregierung wird sich in den internat io-

nalen Gremien, vor allem der Welthandelsorgani-

sat ion (WTO) weiter dafür einsetzen, dass auf

elekt ronischem Weg erbrachte Leistungen nicht

durch Zölle belastet  werden. Das 1998 von der

WTO beschlossene Moratorium für die Erhebung

von Zöllen sollt e daher auf  der nächsten WTO-

Ministerkonferenz im Dezember 1999 in Seat t le

unbef ristet  verlängert  werden. 

3.10. Zivil-  und Strafrecht

Zivilrechtliche Rahmenbedingungen

Die Entwicklungen im Bereich der modernen Infor-

mat ions-  und Kommunikat ionstechniken haben dazu

geführt , dass Erklärungen jeder Art  über ein weltum-

spannendes Netz in kürzester Zeit  und grundsätzlich

ohne Qualit ät sverlust  übert ragen werden können. Die

weltweite Kommunikat ion im Rechtsgeschäf t sverkehr

gewinnt  auch als Folge der fort schreitenden wirt -

schaf t lichen Globalisierung an Bedeutung. In diesem

Rahmen t ragen die Formvorschrif t en des Zivilrechts

dem modernen Rechtsgeschäf t sverkehr nicht  mehr

ausreichend Rechnung. Die gesetzliche Schrif t f orm

behindert  t eilweise ein zügiges Handeln unter Einsatz

moderner Technik. 

Die Bundesregierung will hier Abhilf e schaf f en. Sie

will einen Geset zent wurf  zur Anpassung der Form-

vorschrif t en an den modernen Recht sgeschäf t sver-

kehr in das Geset zgebungsverf ahren einbringen. Das

Bundesminist erium der Just iz hat  einen Diskussions-

ent wurf  erarbeit et  und den bet eiligt en Kreisen und

St ellen zur Komment ierung zugeleit et . Geset zliche

Schrif t f ormerf ordernisse sollen so umgest alt et

werden, dass sie grundsät zlich auch unt er aus-

schließlicher Verwendung elekt ronischer Medien

erf üllt  werden können. Zum einen soll eine neue,

verkehrsf ähige Form, die Text f orm, in das Bürger-

liche Geset zbuch eingef ührt  werden, die in vielen

Fällen das Schrif t f ormerf ordernis ablöst . Diese

erleicht ert e Form verzicht et  auf  die eigenhändige

Unt erschrif t  und st ellt  lediglich auf  eine in Schrif t -

zeichen f ixiert e Erklärung ab. Die Text f orm kann

sowohl durch eine herkömmlich papiergebundene

als auch durch elekt ronische Erklärung erf üllt

werden. Zum anderen soll eine neue elekt ronische

Form als Opt ion zur geset zlichen Schrif t f orm an-

gebot en werden. Die elekt ronische Form erf ordert

eine elekt ronische Signierung des Dokument s und

knüpf t  hierbei an die Vorgaben des Signat urgeset zes

an. 

In den überwiegenden Fällen, in denen sich

Geschäf t spartner – unabhängig von einem gesetzli-

chen Formerfordernis – auf  den Abschluß des Vert ra-

ges in einer best immten Form einigen wollen, wird

das Bürgerliche Gesetzbuch eine prakt ikable Hand-

lungsalt ernat ive zur Verfügung stellen, die das

Vert rauen in den elekt ronischen Geschäf t sverkehr

stärken soll. Die dargestellt en Vorschläge eröf f nen

dem Rechtsgeschäf t sverkehr die Möglichkeit , den

Wechsel ins nächste Jahrtausend erfolgreich zu voll-

ziehen. 
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Aktion:

n Das Bundesministerium der Just iz wird einen

Gesetzentwurf  zur Anpassung der Formvor-

schrif t en an den modernen Rechtsgeschäf t s-

verkehr in das Gesetzgebungsverfahren ein-

bringen. Gesetzliche Schrif t f ormerfordernisse

sollen so umgestaltet  werden, dass sie

grundsätzlich auch unter ausschließlicher

Verwendung elekt ronischer Medien erfüllt

werden können.

n Parallel zu den Best rebungen im Zivilrecht

erarbeitet  das Bundesministerium der Just iz

Vorschläge für Änderungen des Zivilverfah-

rensrechts. Insbesondere sollen Unsicherhei-

ten, die im schrif t sätzlichen Verkehr mit  dem

Gericht  bei Nutzung der modernen Informat i-

onstechnologie bislang bestehen, beseit igt

werden.

Aktienrecht

Unser geltendes Akt ienrecht  und die Praxis unserer

Hauptversammlungen sind bisher noch ganz auf  das

Papier, die Schrif t f orm und die persönliche Präsenz in

der Hauptversammlung ausgerichtet . Dies wird sich

unter dem Einf luß moderner Telekommunikat ionsme-

dien in den nächsten Jahren drast isch ändern. Es geht

hierbei um folgende konkrete Modernisierungsvorha-

ben:

n Übert ragung von Hauptversammlungen (neben

der Präsenzversammlung) im Internet  oder Spar-

tenfernsehen,

n Abhaltung von Hauptversammlungen gleichzei-

t ig an verschiedenen Orten (u. Umständen auf

verschiedenen Kont inenten),

n Informat ion der Akt ionäre über Tagesordnungen,

Geschäf t sberichte etc. via Internet ,

n Ausübung des St immrechts der Akt ionäre unmit -

telbar gegenüber der Gesellschaf t  oder vermit telt

durch eine Depotbank via Internet .

Aktion:

n Um den Finanzplatz Deutschland an die

Anforderungen des Informat ionszeitalters

anzupassen, wird das Bundesministerium der

Just iz einen Gesetzentwurf  zur Vereinfachung

der Anforderungen im Gesellschaf t srecht  vor-

legen, der u.a. die Beseit igung gesetzlicher

Schrif t f ormerfordernisse und die Zulassung

elekt ronischer Willensübermit t lung vorneh-

men soll. 

n Das Bundesministerium der Just iz wird wegen

der erheblichen grenzüberschreitenden Be-

deutung eine Init iat ive auf  Ebene der EG

anstoßen, um Hindernisse für die elekt roni-

sche Kommunikat ion im Gesellschaf t srecht

der EG zu beseit igen und die Regelungen zur

St immrechtsausübung und zur Informat ion

der Akt ionäre anzupassen.

Patentrecht

Im vorigen Jahr sind die gesetzlichen Voraussetzun-

gen für die Einführung von elekt ronischen Patent -

anmeldungen und Gebrauchsmusteranmeldungen

geschaf fen worden. Aufgrund dieser Änderungen, die

am 1. August  1998 in Kraf t  get reten sind, können

nunmehr durch Rechtsverordnung auch Best immun-

gen über die Form der Anmeldung erlassen werden.

Derzeit  werden beim Deutschen Patent -  und Marken-

amt  die technischen Voraussetzungen, die für die

Entgegennahme elekt ronischer Patentanmeldungen

erforderlich sind, geschaf fen.

Zur Stärkung des Wirt schaf t sstandorts Deutschland

t rägt  im Bereich des Patentwesens auch das Deutsche

Patent informat ionssystem DEPATIS, das elekt ronische

Recherche-  und Archivsystem des Deutschen Patent -

und Markenamtes, spezialisiert  auf  die Recherche

technischer Sachverhalte, bei. Das Archiv umfaßt  der-

zeit  rund 20 Mio. Patentdokumente und soll als Inter-

netversion auch der Öf fent lichkeit  zur Verfügung

gestellt  werden. Es bietet  umfassende Informat ionen

im gesamten Bereich der Technik und wird auch in

Schulen von Nutzen sein. Da es im Internet
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grundsätzlich für jedermann zugänglich sein wird,

wird es noch weiter dazu beit ragen, das technische

Wissen für breite Bevölkerungskreise t ransparenter zu

machen und dadurch der stellenweise zu beobach-

tenden Skepsis gegenüber der Technik entgegenwir-

ken. Nicht  zuletzt  dürf te hierdurch das Interesse an

technischen Sachverhalten st imuliert  und damit  auch

eine Voraussetzung für eine verstärkte Erf indungs-

tät igkeit  geschaf fen werden. 

Um diese Ziele zu erreichen, ist  es wesent lich, dass

DEPATIS ein Internet - Dienst  und unentgelt lich ist .

Durch DEPATIS wird den Nutzern nicht  nur der

Zugang zu deutscher Informat ion eröf fnet ; in dem

System bef inden sich die Dokumente prakt isch aller

wesent lichen Erf indernat ionen. Darüber hinaus wird

DEPATIS der deutsche Beit rag zum jedermann

zugänglichen Internet - Verbund der Patentämter der

Europäischen Patentorganisat ion sein und außerdem

Deutschland im globalen WIPOnet  der Weltorganisa-

t ion für geist iges Eigentum (WIPO) als deutsche digi-

tale Bibliothek vert reten. Im WIPOnet  stellen weltweit

die Patentämter ihre Dokumente zum Austausch und

zur Nutzung bereit ; auf  diese Weise erlangen erstmals

auch die Entwicklungsländer umfassenden Zugang zu

technischer Informat ion.

Aktion: 

Das Bundesministerium der Just iz prüf t  den Erlass

einer Rechtsverordnung, durch die die Anmel-

dung eines Patents auf  elekt ronischem Wege

ermöglicht  wird. Das deutsche Informat ions-

system DEPATIS soll internet - kompat ibel zur Ver-

fügung gestellt  werden. 

3.11. Arbeits-  und Sozialrecht 

Die Weiterentwicklung der modernen Informat ions-

und Kommunikat ionstechniken wird auch in Zukunf t

rasant  voranschreiten und sowohl im Arbeit sprozess –

wie auch im Privat leben – menschliches Handeln und

Denken verändern. Der Wandel der Arbeit swelt  doku-

ment iert  sich u .a. in einer Tendenz zur Dienst lei-

stungsbeschäf t igung, in einem wachsenden Anteil

sogenannter Informat ionstät igkeiten sowie in einem

sich beschleunigenden Tät igkeit swandel. Nicht  nur

die Tät igkeiten verändern sich, sondern auch die

bet rieblichen Arbeit sst rukturen. Zwei Tendenzen sind

hervorzuheben:

n Die Formen der Arbeit sorganisat ion verändern

sich in Richtung auf  f lachere Hierarchien, dezen-

t rale Entscheidungsst rukturen und auf  lose

verf lochtene Netzwerke, die durch Telekooperat i-

on zusammengehalten werden (bekannteste

Erscheinungsform: Telearbeit ); „virt uelle" Unter-

nehmen entstehen.

n Die Beschäf t igungsverhältnisse sind of t  nicht

mehr auf  Dauer angelegt  und nicht  mehr am

klassischen bet rieblichen Arbeit splatz orient iert .

Es entstehen Mischformen zwischen der Vollbe-

schäf t igung bisheriger Prägung, Teilzeitbeschäf -

t igung, bef risteten Beschäf t igungsverhältnissen

und selbständigen Tät igkeiten.

Aus diesen Tendenzen können sich Handlungsanforde-

rungen für das Arbeits-  und Sozialrecht  ableiten.

Zunächst  ist  aber stets zu prüfen, in welchem Umfang

auf  den Ebenen von tarifvert raglichen Regelungen bzw.

von Betriebsvereinbarungen Lösungen gefunden wer-

den können. Solchen Regelungen muss Vorrang einge-

räumt werden. Gesetzgeberisches Handeln muss zudem

beachten, dass keinesfalls die Entwicklung erfolgreicher

Formen der Selbständigkeit  behindert  wird. 

Telearbeit

Die Bundesregierung ist  der Auf fassung, dass es nicht

eines speziellen Telearbeit sgesetzes bedarf , um auf

die Herausforderung der Informat isierung der

Arbeit swelt  zu reagieren. Ein solches Gesetz würde

eine Sonderstellung von Telearbeitern und deren

nicht  gewollt e Abgrenzung von anderen Arbeitneh-

mern bedeuten. Telearbeit sspezif ische Besonderhei-

ten – sofern sie nicht  durch tarif vert ragliche oder

bet riebliche Vereinbarungen aufgefangen werden

können – sollt en gemeinsam mit  anderen arbeit s-

recht lichen Fragen, z.B. der Fest legung des Arbeit -

nehmerbegrif f s, geregelt  werden. 

Ungeachtet  dessen ist  die Bundesregierung weiter

bemüht , das Interesse für Telearbeit  als eine verän-
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derte Form der Arbeit sgestaltung sowie die Akzeptanz

hierfür bei Beschäf t igten und Unternehmen zu erwei-

tern. Hinzuweisen ist  auf  den 1998 von der Bundes-

regierung – unterstützt  durch die Deutsche Telekom –

herausgegebenen Praxisleit f aden „Telearbeit “. 

Arbeitnehmerdatenschutz

Die Bundesregierung sieht  erheblichen polit ischen

und fachlichen Handlungsbedarf  f ür ein Arbeitneh-

merdatenschutzgesetz. Bereichsspezif ische Daten-

schutzregelungen im Arbeit srecht  sollen

n einen angemessenen Ausgleich zwischen den

berecht igten Interessen der Arbeitnehmer

(Schutz der Persönlichkeit srechte) und der

Arbeitgeber (Informat ionsbedürfnis) herstellen,

n Rechtsklarheit  f ür Arbeitgeberinnen und Arbeit -

geber sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer schaf fen und für die Bet rof fenen über-

schaubar und verständlich sein,

n die Technologieakzeptanz bei den Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern fördern.

Scheinselbständigkeit  und Arbeitnehmerbegriff  

Die räumliche (und organisatorische) Trennung von

physischem Arbeit splatz und Bet rieb, die durch die

moderne IuK- Technik erleichtert  wird, kann dazu

führen, dass die Bet rof fenen zum Schein als Selbstän-

dige auf t reten („Scheinselbständigkeit “), obwohl sie

tatsächlich nach den von der Rechtsprechung aufge-

stellt en Krit erien für die Abgrenzung von selbständi-

ger Tät igkeit  und abhängiger Beschäf t igung Arbeit -

nehmerinnen und Arbeitnehmer sind.

Zur erleichterten Erfassung solcher unerwünschten

Prozesse ist  im Sozialrecht  eine Vorschrif t  eingeführt

worden (Viertes Buch Sozialgesetzbuch – SGB IV),

nach der eine sozialversicherungspf licht ige Tät igkeit

gegen Entgelt  widerlegbar vermutet  werden kann,

wenn zwei der in der Regelung genannten vier Krit e-

rien (keine versicherungspf licht igen Beschäf t igten,

regelmäßig nur für einen Auf t raggeber tät ig, kein

unternehmerisches Auf t reten am Markt , Erbringen

von für Beschäf t igte typischen Arbeitsleistungen) vor-

liegen. Mit  dieser Regelung wird nicht  zuletzt  einer im

Zuge des Übergangs zur Informat ionsgesellschaf t  sich

abzeichnenden Tendenz zur Auf lösung t radit ioneller

Beschäf t igungsverhältnisse Rechnung get ragen. Es

handelt  sich um eine Regelung des Sozialrechts. Diese

hat  keine unmit telbaren recht lichen Auswirkungen

auf  den Begrif f  des Arbeitnehmers im Arbeitsrecht . Es

bleibt  abzuwarten, in welchem Umfang die Neurege-

lung im Sozialrecht  zur Eingrenzung der Grauzonen

zwischen abhängiger Beschäf t igung und selbständiger

Erwerbstät igkeit  und zur Verringerung der Probleme

der Scheinselbständigkeit  beit rägt . Dabei ist  auch zu

berücksicht igen, ob und wie sich die sozialver-

sicherungsrecht lichen Änderungen in der Praxis und

Rechtsprechung auf  den Bereich des Arbeitsrechts

auswirken.

Aktion:

n Im Rahmen eines Pilot vorhabens „Telejob-

Börse“, das aus Mit teln des Bundesministeri-

ums für Wirt schaf t  und Technologie gefördert

wird, soll in den nächsten zwei Jahren erprobt

werden, wie und unterstützt  durch welche

komplementären Maßnahmen das neue

Medium des Internets für die gezielte Kon-

takt - Vermit t lung zwischen Anbietenden und

Nachf ragern von Arbeit splätzen und Arbeit -

spaketen im Bereich kommunikat ionsgestütz-

ter Tät igkeiten (Telearbeit , Teleservice, Call-

Center) eingesetzt  werden kann.

n Die Bundesregierung wird ein Konzept  für ein

Arbeitnehmerdatenschutzgesetz vorlegen, das

dem Schutz der Privatsphäre und dem infor-

mat ionellen Selbstbest immungsrecht  der Ar-

beitnehmer in unserer modernen Informat i-

ons-  und Kommunikat ionsgesellschaf t  Rech-

nung t rägt .

n Die Bundesregierung wird die Vorschläge der

Kommission zur Scheinselbständigkeit , sobald

diese abschließend vorliegen, prüfen und auf

dieser Basis ergänzende und klarstellende

arbeit s-  und sozialrecht liche Maßnahmen

einleiten. 
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4. Innovative Arbeitsplätze schaffen
– neue Anwendungen fördern 

Das Internet  und die neuen Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechniken bieten vielfält ige Anwen-

dungsmöglichkeiten und damit  die Chance für neue

Produkte und Arbeit splätze, aber auch die Verände-

rung von Arbeit s-  und Organisat ionsformen. Elekt ro-

nischer Geschäf t sverkehr ist  dabei eine der bedeu-

tendsten Anwendungen der neuen, digitalen Infor-

mat ions-  und Kommunikat ionstechniken. Er umfaßt

neben dem eigent lichen Handel sämt liche geschäf t li-

che Transakt ionen auf  elekt ronischer Grundlage. Ins-

besondere die Möglichkeiten der globalen Kommuni-

kat ion in weltweiten Informat ionsnetzen eröf fnen

völlig neue geschäf t liche Perspekt iven. Sie werden die

St rukturen von Märkten, Arbeit swelt  und Unterneh-

men grundlegend verändern.

Weitere Anwendungsmöglichkeiten der neuen Techni-

ken bet ref fen die Telearbeit , den Aufbau virtueller

Unternehmensst rukturen, mult imediale Bürgerinfor-

mat ionssysteme bei Gemeinden, Parlamenten und Re-

gierungen, digitale Bibliotheken oder auch die verstärk-

te Nutzung von Verkehrstelemat iksystemen. Vielfach

bestehen aber Barrieren für die tatsächliche Anwen-

dung der neuen Möglichkeiten. Kleine und mit t lere

Unternehmen haben in vielen Fällen kaum Erfahrung

bei der Anwendung externer Vernetzung. Neben der

Qualif izierung der Beschäf t igten kann hier eine direkte

Beratung Hilfestellung leisten. Telearbeit  setzt  sich in

Deutschland vergleichsweise langsam durch, obwohl

hier – wie der internat ionale Vergleich zeigt  – noch

weit reichende Möglichkeiten bestehen. Auch auf  regio-

naler Ebene haben sich hierzu bereits Init iat iven gebil-

det , die auf  eine stärkere Ausschöpfung der Potent iale

der Telearbeit  zielen. So hat  die „Anwenderplat t form

Telearbeit  Baden-Würt temberg“, die von DGB Baden-

Würt temberg und der Deutschen Telekom init iiert

wurde und von rd. 20 weiteren Partnerorganisat ionen

getragen wird, das Ziel, die Ausbreitung der Telearbeit

durch lösungsorient ierten Erfahrungsaustausch von

Betrieb zu Betrieb, durch Beratung und Demonstrat ion

zu befördern. Der Bund kann derart ige Init iat iven durch

seine eigenen Akt ivitäten wirksam unterstützen.

Insgesamt  hält  es die Bundesregierung für erforder-

lich, dass die vielfält igen neuen Anwendungsmöglich-

keiten in der Öf fent lichkeit  stärker bekannt  gemacht ,

demonst riert  und verbreitet  werden. Dies ist  Voraus-

setzung für die breite wirt schaf t liche Durchdringung

und für die Förderung innovat iver Arbeit splätze. Hier-

zu gehören unter anderem Förderinit iat iven für den

elekt ronischen Geschäf t sverkehr sowie die Förderung

innovat iver Existenzgründungen und neuer IuK-

Anwendungen.

4.1. Elektronischer Geschäftsverkehr 

Elekt ronisch gestützte Geschäf t stät igkeit  bietet  den

Unternehmen vielfält ige Chancen, ihre Wet t -

bewerbsfähigkeit  zu verbessern: Sie ermöglicht

Produkt ivit ät sfort schrit t e und Kosteneinsparungen,

schnellere und f lexiblere Reakt ionen auf  Kundenwün-

sche und Änderungen im Markt . Globale Informa-

t ionsnetze eröf fnen den Weg zu bisher nicht  erreich-

ten Märkten im Ausland; „globale Marktplätze“ t reten

an die Stelle von lokal oder regional begrenzten

Märkten. Durch veränderte Formen der Interakt ion

zwischen Unternehmen und ihren Kunden entwickeln

sich neue Vert riebs-  und Bezugsst rukturen. Es werden

neue Produkte und Dienst leistungen geschaf fen,

innovat ive Unternehmen entstehen.

Der elekt ronische Handel im Internet  gehört  mit  zu

den dynamischen Wirt schaf t sbereichen. Nach Schät -

zung der Forrester Research Inc. könnte sich der welt -

weite Internet - Umsatz von etwa 80 Mrd. US- Dollar in

1998 auf  bis zu 970 Mrd. US- Dollar im Jahr 2001

erhöhen. Nach Feststellungen der EITO ist  f ür Europa

ein explosionsart iges Ansteigen von E- Commerce

Anwendungen festzustellen. Ende 1999 werden inter-

netbasierte Geschäf t sverfahren in nahezu 50 % der

europäischen Unternehmen erwartet .

Die Nutzung der elekt ronischen Netze wird damit  zu

einem entscheidenden Wet tbewerbsfaktor. Trotz ins-

gesamt  deut lich zunehmender Nutzung in Deutsch-

land gibt  es insbesondere bei kleinen und mit t leren

Unternehmen immer noch eine Anwendungslücke.

Die Bundesregierung sieht  hier deshalb nach wie vor

Handlungsbedarf . Zunächst  geht  es darum, den Mit -

telstand auf  diese neuen Geschäf t spotent iale auf -

merksam zu machen und ihn an die konkrete Nut -

zung heranzuführen. Das Bundesministerium für

Wirt schaf t  und Technologie fördert  daher bereit s seit

1998 insgesamt  24 regionale Kompetenzzent ren für
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den elekt ronischen Geschäf t sverkehr. Aufgabe der

Zent ren ist  es, mit telständische Unternehmen und das

Handwerk für die neuen Geschäf t sverfahren zu mot i-

vieren und konkrete sachkundige Einst iegshilf en bei

der Anwendung zu geben. Geschäf t spotent iale und

Fragen des elekt ronischen Geschäf t sverkehrs sollen

verdeut licht , Lösungswege aufgezeigt  und bestehen-

de Hemmschwellen im Mit telstand gegenüber diesen

Techniken überwunden werden.

Darüber hinaus ist  es wicht ig, der mit telständischen

Wirtschaf t  Modelllösungen zur Verfügung zu stellen,

die ihren Bedürfnissen angepasst  sind und die es erlau-

ben, konkrete Anwendungen möglichst  schnell und auf

breiter Grundlage aufzunehmen. Die Integrat ion elek-

t ronischer Kommunikat ion in die Geschäf tsprozesse

kann ferner durch die Standardisierung von Informat i-

onsinhalten (z.B. Produktbeschreibungen) verbessert

werden. Dadurch läßt  sich vor allem auch die Stellung

der mit telständischen Zulieferindust rie verbessern.

Aktion:

n Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und

Technologie wird die regionalen Kompe-

tenzzent ren für den elekt ronischen Ge-

schäf t sverkehr bis Mit te 2001 f inanziell

unterstützen. Die Arbeit  der Zent ren soll

durch ein umfassendes Netzwerk für Fragen

des elekt ronischen Geschäf t sverkehrs weiter

verbessert  werden (elekt ronische Plat t f orm,

gemeinsame Veranstaltungen zu speziellen

Themen wie z.B. digitale Signatur, elekt ro-

nische Bezahlverfahren). Das Netzwerk

soll gleichzeit ig als Inst rument  für Öf fent lich-

keit skampagnen zur weiteren Verbreitung von

„Elect ronic Commerce“ eingesetzt  werden. 

n Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und

Technologie wird Modellvorhaben auf  dem

Gebiet  des elekt ronischen Geschäf t sverkehrs

fördern, durch die kleinen und mit t leren

Unternehmen sowie dem Handwerk auf

breiter Basis konkrete und speziell auf  einzel-

ne Branchen zugeschnit tene Lösungen für

„Elect ronic- Commerce“- Anwendungen bereit -

gestellt  werden sollen.

n Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und

Technologie wird Akt ivit äten von Wirt schaf t

und Wissenschaf t  unterstützen, die den

Zugang zu technischen und wirt schaf t lichen

Informat ionen für mit telständische Unter-

nehmen und deren Verwendung in ihren

Geschäf t s-  und Produkt ionsprozessen verbes-

sern. Geplant  sind unter anderem Maß-

nahmen zur Standardisierung von Produkt -

beschreibungen und zur Anwendung von Pro-

duktdatennormen.

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung fördert  Modellvorhaben, die die Reali-

sierung virtueller Unternehmen und Koope-

rat ionsnetzwerke im Dienst leistungsbereich

zum Ziel haben und insbesondere mit telstän-

dischen Dienst leistern und kleinen Unterneh-

men durch elekt ronische Unterstützung der

Kooperat ion neue Märkte erschließen helfen.

4.2. Innovative Existenzgründungen

Die Mult imedia- Branche ist  noch jung und setzt  sich

vor allem aus innovat iven kleinen und mit t leren

Unternehmen zusammen. Gerade innovat ive Unter-

nehmensgründungen t reiben die Entwicklung der

Technik und der Märkte besonders voran. Bislang läßt

jedoch die Gründungsdynamik in Deutschland noch

zu wünschen übrig.

Dies gilt  im besonderen für Neugründungen durch

Frauen. Ziel ist  eine deut liche Steigerung des Frau-

enanteils an Unternehmensgründungen von heute

30 % auf  40 % in den nächsten Jahren. Dabei sollen

die neuen Informat ions-  und Kommunikat ionstechno-

logien als Motor für Gründungsakt ivitäten von Frauen

genutzt  und Venture- Capital mobilisiert  werden.

Die Bundesregierung hat  verschiedene Akt ivit äten

gestartet , um innovat ive Existenzgründungen nach-

halt ig zu beleben. Hierzu gehört  der „Gründerwet t -

bewerb Mult imedia“. In einem jährlichen Ideenwet t -

bewerb werden die bis zu 100 besten Ideen für eine

Unternehmensgründung im Mult imediabereich er-
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mit telt  und prämiert . Bereit s in der Phase vor der

eigent lichen Gründung wird damit  ein wicht iger

Anreiz für Existenzgründungen gesetzt . Den Aus-

gezeichneten wird der Zugang zu Risikokapital

erleichtert . Durch die Organisat ion von Investment fo-

ren werden Kapitalgeber zu einem f inanziellen Enga-

gement  in den gegründeten Unternehmen mot iviert .

Die Zielgruppe sind Personen mit  Wohnsit z in

Deutschland, die ein Mult imedia- Unternehmen in

Deutschland gründen wollen. 

Die Preist rägerinnen und Preist räger werden im Rah-

men des Wet tbewerbs ermit telt , um das Ziel, die

Gründung eines eigenen Unternehmens, zielst rebig

umsetzen zu können. Begleitende Akt ivit äten wie

eine umfassende Pressearbeit  zum Wet tbewerb und

den Siegern, aber auch das Angebot  an die Teil-

nehmer des Wet tbewerbs, ihre Produkte und ihr

Unternehmen im Rahmen von Fachmessen zu präsen-

t ieren, runden den „Gründerwet tbewerb Mult imedia“

ab.

Aktion:

n Das Bundesministerium für Wirtschaf t  und

Technologie wird in den kommenden drei Jah-

ren den jährlichen „Gründerwet tbewerb Mul-

t imedia“ mit  ca. 2 Mio. DM pro Jahr fördern.

Die Zahl von Mult imediaf irmen in Deutschland

soll bis zum Jahr 2001 verdoppelt  werden.

Geplant  ist  auch der Aufbau eines virtuellen

Investment forums, um allen Preist rägerinnen

und Preist rägern über das Internet  die Chance

zu geben, privates Kapital zu beschaf fen.

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung baut  den Schwerpunkt  „Unterneh-

mensgründungen von Frauen“ aus. Die Ver-

netzung von Gründerinnen durch ein über-

greifendes Kompetenzzent rum mit  einer

Unternehmerinnendatenbank sowie die Aus-

zeichnung der im Wet tbewerb ermit telten

„Zukunf t sregion für Gründerinnen“ sind zen-

t rale Maßnahmen. Für die Startphase sind

2 Mio. DM eingeplant . 

4.3. Digitale Bibliothek

Aufbau einer digitalen Bibliothek

Eine herausragende forschungs-  und bildungspolit i-

sche Aufgabe ist  der schrit tweise Aufbau einer inter-

netbasierten digitalen Bibliothek, die den Zugang zur

weltweiten wissenschaf t lichen Informat ion erleichtert .

Die Verfügbarkeit  elekt ronischer Informat ion an jedem

Ort  ermöglicht  einen globalen Wet tbewerb der Infor-

mat ionsanbieter, zwingt  aber auch die staat lich f inan-

zierten Informat ionseinrichtungen, wie Bibliotheken

und Fachinformat ionseinrichtungen, zu einer stärkeren

Arbeitsteilung und Abst immung. Die bisherige Vorge-

hensweise, Informat ionen an vielen Stellen gleichzeit ig

vorzuhalten, wird sich angesichts der technischen

Möglichkeiten und der begrenzten Verfügbarkeit

f inanzieller Mit teln nicht  mehr halten lassen. 

Ziel ist , den Wandel in eine möglichst  ef f iziente, lei-

stungsfähige und kostengünst ige wissenschaf t liche

Informat ionsinf rast ruktur zu unterstützen. Deshalb

konzent rieren sich die Akt ivitäten der Bundesregierung

auf  die Entwicklung einer internetbasierten Informat i-

ons- Inf rast ruktur bis 2005. Im einzelnen geht  es um:

n Stufenweiser Aufbau übergreifender Informat i-

onsverbünde von Fachinformat ionszent ren, Bib-

liotheken und anderen Dienst leistungsanbietern,

die für ihr Fachgebiet  arbeit steilig und abge-

st immt  ein bundesweites Angebot  relevanter

elekt ronischer Informat ion organisieren. Ziel ist ,

den Aufbau elekt ronischer Dokumentenliefer-

dienste im Zusammenwirken der Informat ionsan-

bieter zu unterstützen.

n Ausbau der elekt ronischen Informat ionsdienst lei-

stungen und Weiterentwicklung der elekt roni-

schen Dokument lieferdienste der wissenschaf t -

lichen Bibliotheken.

n Weiterentwicklung elekt ronischer und mult ime-

dialer Publikat ionsformen und Schaf fung hierfür

notwendiger technischer Werkzeuge, z.B. intelli-

gente Benutzersysteme, inhalt liche Suchverfah-

ren, langzeit stabile Archivierungsverfahren.

n Verstärkte Förderung der Kompetenz zur Recher-

che und Nutzung elekt ronischer Informat ion.
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Elektronischer Dokumentlieferdienst der

Bibliotheken – SUBITO

SUBITO ist  ein kooperat iver elekt ronischer Dokument -

lieferdienst  der deutschen Bibliotheken, der vom

Bundesministerium für Bildung und Forschung ge-

meinsam mit  den Ländern im Rahmen einer Bund-

Länder- Init iat ive zur Beschleunigung der Literatur-

und Informat ionsdienste ins Leben gerufen wurde. Er

stellt  einen wicht igen Schrit t  auf  dem Weg zur inter-

netbasierten digitalen Bibliothek dar. Ziel ist  es, einen

ort sunabhängigen direkten und schnellen Online-

Zugrif f  auf  die in Deutschland vorhandenen Bestände

der Bibliotheken zu ermöglichen. Die elekt ronische

Bestellung und Lieferung der Literatur wird in mehre-

ren Stufen realisiert . So kann bereit s jet zt  quasi jeder

gedruckte Zeit schrif t enaufsatz angefordert  werden

(ht tp://www.subito- doc.de). Die nächste Ausbaustufe,

ein entsprechender Lieferdienst  für Bücher, die an die

Bibliotheken zurückgegeben werden müssen, wird im

Herbst  dieses Jahres mit  einer Pilotphase begonnen.

Die ausleihbaren Bestände ausgewählter leistungs-

fähiger SUBITO- Lieferbibliotheken können dann eben-

falls über Internet  bestellt  werden. Längerf rist iges Ziel

ist , prakt isch jedes in den wissenschaf t lichen Biblio-

theken ausleihbare Buch in den Dienst  einzubeziehen.

Heute bieten bereit s viele wissenschaf t liche Biblio-

theken auch elekt ronische Zeit schrif t en an, sie stehen

aus lizenzrecht lichen Gründen jedoch zumeist  nur

dem eng begrenzten Benutzerkreis der jeweiligen

Bibliothek, z.B. Studierenden und Angehörigen der

eigenen Hochschule, zur Verfügung. Der weitere Aus-

bau von SUBITO läßt  sich für elekt ronische Publika-

t ionen nur schrit tweise erreichen. Entsprechende Pro-

jekte werden an verschiedenen Stellen durchgeführt ,

z.B. Ausbau der sogenannten virtuellen Fachbiblio-

thek unter Federführung der Deutschen Forschungs-

gemeinschaf t  Ein künf t iger bundesweiter SUBITO-

Dienst  für elekt ronische Vollt exte wird auf  den Erfah-

rungen der Einzelprojekte aufbauen.

Aktion:

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung fördert  den Aufbau digitaler Bibliothe-

ken und elekt ronischer Dokumentenlieferdien-

ste bis zum Jahr 2003 mit  ca. 115 Mio. DM.

4.4. Telekooperation und Telearbeit

Internetbörse für Telearbeit

Bereit s 1998 hat  die Bundesregierung – unterstützt

durch die Bundesanstalt  f ür Arbeit  und die Deutsche

Telekom – den Praxisleit f aden „Telearbeit “ herausge-

geben. Mit  einer "Internetbörse für Telearbeit " soll

jet zt  der Weg zur internetbasierten Vermit t lung zwi-

schen Anbietern und Nachf ragern von Telearbeit  und

damit  zu mehr Beschäf t igung bereitet  werden. 

Das Potent ial von Telearbeit  ist  in Deutschland noch

bei weitem nicht  erschlossen. Bisher gibt  es erst  rund

800.000 Telearbeit splätze. Dem steht  ein Gesamtvolu-

men von 2 bis 4 Millionen möglichen Telearbeit splät -

zen gegenüber. Telearbeiterinnen und Telearbeiter

machen in der Bundesrepublik nach einer Studie der

Fraunhofer- Gesellschaf t  erst  einen Anteil von 2,2 %

am Arbeit skräf tepotent ial aus, im Vergleich zu einem

Anteil von 14 % in Großbritannien/Irland und 8,7 %

in den USA/Kanada. Dabei ist  auch hier die Beteili-

gung von Frauen unterproport ional. Nur etwa 40 %

der Telearbeiter sind Frauen.

Die Nachfrage nach Telearbeit  durch Arbeitnehmer ist

groß. Demgegenüber sind die Arbeitgeberinnen und Ar-

beitgeber bislang mit  dem Angebot  von Telearbeit  noch

zurückhaltend. Deshalb besteht  Bedarf  nach einer ge-

zielten Aufklärung über die Vorteile von Telearbeit  und

darüber, wie Hemmnisse in den Betrieben überwunden

werden können sowie nach neuart iger mediengerechter

Vermit t lung von Telearbeit . Die Init iat ive „Internetbörse

für Telearbeit “ des Bundesministeriums für Wirtschaf t

und Technologie setzt  hier an. Wie der Wet tbewerb

"Datensichere Telearbeit  in kommunalen Verwaltungen

(DATEL)" baut  die Init iat ive „Internetbörse für Telear-

beit “ auf  der erfolgreich abgeschlossenen Fördermaß-

nahme "Telearbeit  im Mit telstand" auf , die rund 1.700

Telearbeitsplätze in kleinen und mit t leren Unterneh-

men, davon rund 500 neue Arbeitsplätze, schuf . 

Das Pilotprojekt  „Internetbörse für Telearbeit “ zielt

auf  die Einrichtung und Erprobung einer elekt roni-

schen Plat t f orm für Angebote und Nachf ragen zu

Arbeit skapazitäten und Arbeit splätzen zur Telearbeit

sowie eine darauf  basierende Kontaktvermit t lung

zwischen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern und

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Darüber hin-



II.
Weg zu einer europaweiten 
Spitzenposit ion in der
Informationsgesellschaft

56

aus erfolgen eine gezielte Informat ion, Beratung und

Mot ivat ion von Unternehmen, insbesondere aus dem

Mit telstand, um das Angebot  von Telearbeit  zu er-

höhen. An dem zur Zeit  laufenden Pilotprojekt  sind

die Bundesanstalt  f ür Arbeit , das hessische Wirt -

schaf t sministerium und die hessische Landesanstalt

f ür Arbeit  beteiligt .

Familienbezogene Gestaltung von Telearbeit

Bereits im Oktober 1997 hat  das Bundesministerium für

Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine Studie zum

Thema „Familienbezogene Gestaltung von Telearbeit “ in

Auf t rag gegeben. Im Zentrum der Untersuchung stehen

die Erfahrungen von Beschäf t igten und Betrieben mit

Telearbeit , unter dem besonderen Blickwinkel der

Abst immung von Telearbeit  mit  familiären Pf lichten

und bet rieblichen Anforderungen. Im Rahmen der Stu-

die führt  das Inst itut  für Entwicklungsplanung und

Strukturforschung (IES) an der Universität  Hannover

umfangreiche Befragungen in Bet rieben und bei Telear-

beiterinnen und Telearbeitern durch. Die Befragungen

werden ergänzt  um Expertengespräche mit  Ver-

t reterinnen und Vert retern von Tarifparteien, Kammern,

Wissenschaf t , Gewerbeaufsicht  und Familienbildung. 

Telekooperation virtueller mittelständischer

Unternehmen

In Deutschland steht  die Bildung virtueller Unterneh-

men noch am Anfang. Nöt ig ist  ein umfassendes

Bewusstsein über die großen Möglichkeiten virtueller

Unternehmen. Handlungsbedarf  gibt  es auch im Hin-

blick auf  die Weiterentwicklung der erforderlichen

technologischen Basis, die Standardisierung und die

Schaf fung recht licher Rahmenbedingungen. Vor die-

sem Hintergrund f indet  der Wet tbewerb FABNET

stat t . Sein Ziel ist  es, die Herausbildung von virtuellen

Unternehmen, also von informat ions-  und kommuni-

kat ionstechnisch basierten Netzwerken zwischen

sonst  unabhängig voneinander agierenden Firmen, zu

erleichtern und zu beschleunigen. Insbesondere für

kleine und mit t lere Unternehmen kann der f lexible

und zeit lich begrenzte Zusammenschluss zu einem

virtuellen Unternehmen von großem Vorteil sein. So

können sie z.B. in Konkurrenz zu Großunternehmen

große und komplexe Auf t räge ausführen. 

Im Mit telpunkt  des Wet tbewerbs FABNET des Bundes-

ministeriums für Wirt schaf t  und Technologie steht

die Entwicklung und Erprobung neuer technischer,

organisatorischer und recht licher Telekooperat ions-

konzepte für virtuelle mit telständische Unternehmen.

Das bet rif f t  u.a. komplexe Dialoge und die Arbeit sab-

laufsteuerung sowie anwenderf reundliche CSCW-

Systeme (CSCW = Computer- Supported Cooperat ive

Work), die eine gemeinsame Arbeit  an Dokumenten,

Terminabst immung, Projektmanagement  etc. unter-

stützen. In Verbindung damit  haben Akt ivit äten zur

Standardisierung und damit  schnellen Verbreitung

der rechnergestützten Methoden und Verfahren

einen besonders hohen Stellenwert . 

Business- TV im M ittelstand

Mit  Business- TV werden unternehmensspezif ische

Informat ions- , Kommunikat ions-  und Interakt ions-

prozesse in das digitale Netz verlagert . Die Inhalte rei-

chen von der reinen Informat ion und Weiterbildung

der Mitarbeiter über die Telekooperat ion bis hin zu

Market ing und Vert rieb. Große Distanzen werden z.B.

via Satellit  überbrückt . Die Informat ionslogist ik in

Unternehmen wird dadurch ef f izienter, die Produkt i-

vit ät  steigt  und Kosten können gesenkt  werden. Das

erhöht  die Wet tbewerbsfähigkeit  der Unternehmen,

sichert  Beschäf t igung und Wachstum. 

In Deutschland ist  Business- TV bisher hauptsächlich

in Großunternehmen angesiedelt , z.B. bei HypoVer-

einsbank, Deutsche Bank, Bausparkasse Schwäbisch

Hall, Deutsche Post , Deutsche Telekom, Kaufhof ,

Volkswagen, Daimler- Benz, Allianz, Gerling. Der

Durchbruch in die mit telständische Wirt schaf t  steht

noch aus. Vor allem fehlen im Mit telstand noch weit -

gehend die für Business- TV erforderlichen Kenntnisse

und Erfahrungen sowie entsprechende Inf rast ruktu-

ren. Hier besteht  polit ischer Handlungsbedarf .

Ziel der Fördermaßnahmen der Bundesregierung zu

Business-TV ist , den Einst ieg kleiner und mit t lerer Un-

ternehmen in diesen neuen Mult imedia-Anwendungs-

bereich zu beschleunigen und weitere neue Anwender-

kreise wie Handwerksbet riebe, Freiberuf ler, öf fent liche

Verwaltung zu erschließen. Ein großes Gewicht  hat  die

Evaluierung von Technologien und neuen Konzepten

im Fortbildungsbereichen von kleinen und mit t leren
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Unternehmen. Die Ergebnisse sollen einem breiten

Nutzerspekt rum zugänglich gemacht  werden. 

Als ersten Schrit t  hat  das Bundesministerium für

Wirt schaf t  und Technologie die Broschüre "Business-

TV – Neue Wege der Unternehmenskommunikat ion"

gemeinsam mit  dem Deutschen Indust rie-  und Han-

delstag (DIHT) herausgegeben. Sie ist  eine wicht ige

Orient ierungshilf e für den Einst ieg in Business- TV und

vermit telt  insbesondere dem Mit telstand die hierfür

erforderliche Kompetenz.

Aktion:

n Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und

Technologie fördert  das Pilotprojekt  „Inter-

netbörse für Telearbeit “ mit  einem Gesamtbe-

t rag von 500.000 DM. Hier soll erprobt

werden, wie das Internet  für die gezielte Kon-

taktvermit t lung bei kommunikat ionsgestütz-

ten Tät igkeiten (Telearbeit , Teleservice, 

Call- Center) eingesetzt  werden kann. Bei

erfolgreichem Verlauf  der Pilotphase soll

die Internetbörse als „Telejob- Service“ auf

das gesamte Bundesgebiet  ausgedehnt

und in das elekt ronische Vermit t lungsangebot

der Bundesanstalt  f ür Arbeit  einbezogen wer-

den.

n Das Bundesministerium für Familie, Senioren,

Frauen und Jugend hat  eine Studie zum

Thema „Familienbezogene Gestaltung von

Telearbeit “ in Auf t rag gegeben. Im Herbst

1999 soll ein erster Zwischenbericht  mit  einer

Expertengruppe diskut iert  werden. Das Pro-

jekt  soll im März 2000 abgeschlossen werden.

Es soll die Gestaltungsspielräume für Telear-

beiterinnen und Telearbeiter aufzeigen und

Ratschläge für deren Nutzung geben.

n Das Bundesministerium für Familie, Senioren,

Frauen und Jugend wird einen Wet tbewerb

starten „Telearbeit  als Zukunf t smodell f ür

Chancengleichheit  von Frauen und Männern“

zur Verbesserung der Berufschancen von

Frauen und der Vereinbarkeit  von Beruf  und

Familie für Frauen und Männer.

n Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und

Technologie beabsicht igt , den Wet tbewerb

FABNET im Jahr 2001 zu starten. Die 10

besten Projekt ideen sollen gefördert  werden.

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung wird Verbundprojekte zwischen Wirt -

schaf t  und Wissenschaf t  f ördern, in denen

Sof tware, Organisat ionsmodelle und recht li-

che Lösungen für Telekooperat ion von Dienst -

leistungsunternehmen entwickelt  werden.

n Das Bundesministeriums für Wirt schaf t  und

Technologie plant  die Förderung eines Projek-

tes zur Nutzung des Business- TV für die

bet riebliche Weiterbildung auszuschreiben.

Damit  sollen eine Business- TV- Plat t form für

den Mit telstand geschaf fen, die Möglichkei-

ten von Business- TV für kleine und mit t lere

Unternehmen untersucht  und in einem Pilot -

bet rieb erprobt  werden.

4.5. Informations-  und Kommuni-
kationstechnologien im
Dienstleistungssektor

Seit  Jahrzehnten schaf f t  der Dienst leistungssektor in

den indust rialisierten Ländern weltweit  Beschäf t i-

gung, die die im St rukturwandel ent fallenden indu-

st riellen und landwirt schaf t lichen Arbeit splätze er-

setzt  und darüber hinaus weitere Bevölkerungsteile

am Erwerbsleben beteiligt . 

Seit  Anfang der neunziger Jahre hat  Deutschland

zunehmend Schwierigkeiten, diese Chancen zu nut -

zen. Im Gegensatz zu anderen Ländern reicht  inzwi-

schen der im Dienst leistungssektor stat t f indende

Beschäf t igungszuwachs nicht  mehr aus, um die Ar-

beit splatzverluste des Indust riesektors auszugleichen.

Auf  wicht igen Feldern wachsender Dienst leistungen –

etwa in der Rechts-  und Unternehmensberatung, bei

Ingenieurdienst leistungen oder bei Werbung und

Medien – kam es zu einem Verlust  von Weltmarktan-

teilen und zum Teil zu einer negat iven Handelsbilanz

unserer Wirt schaf t . Analysen zeigen, dass dies
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n sowohl an einer unzureichenden Ausschöpfung

der internat ionalen Marktchancen für an-

spruchsvolle Dienst leistungen und hoch qualif i-

zierte Dienst leistungsarbeit

n als auch an einer zugleich relat iv geringen Be-

schäf t igung bei den einfacheren Dienst leistun-

gen liegt . 

Auf  der Basis der neuen Informat ions-  und Kommu-

nikat ionstechnologien und vor dem Hintergrund der

auch die Dienst leistungen erreichenden Globalisie-

rung müssen Dienst leistungen heute genauso kosten-

bewußt , ef f izient  und qualit at iv hochwert ig herge-

stellt  werden, wie dies bezogen auf  materielle Güter

schon lange der Fall ist . Nur so können die dem

Dienst leistungssektor innewohnenden neuen Markt -

und Beschäf t igungspotent iale realisiert  und beste-

hende Dienst leistungsarbeit splätze langf rist ig gesi-

chert  werden.

Diese Herausforderung bet rif f t  auch die Bildungs-

und Forschungspolit ik. Die Bundesregierung verfolgt

das Ziel, wissensbasierte Dienst leistungen zu stärken

und die bislang schwach entwickelte Zusammenar-

beit  von Wissenschaf t  und Dienst leistungswirt schaf t

vor allem in neu entstehenden informat ionsintensi-

ven Dienst leistungsbranchen zu verbessern. Eine

besondere Bedeutung wird in dem Ende des Jahres

vorliegenden Forschungskonzept  zum Dienst lei-

stungsbereich die beruf liche Weiterbildung haben.

Aktion:

Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung stellt  in den kommenden Jahren für die

Entwicklung wissensbasierter Dienst leistungen

auf  der Grundlage der Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechniken sowie für die Modernisie-

rung der klassischen Dienst leistungsbranchen

durch Informat ions- und Kommunikat ionstechni-

ken Mit tel in Höhe von bis zu 30 Mio. DM p.a. zur

Verfügung.

4.6. Telematik im Verkehr 

Verkehrstelematik – Systeme und Dienste

Im Verkehrsbereich entstehen durch den Einsatz

neuer Informat ions-  und Kommunikat ionstechnolo-

gien, der Verkehrstelemat ik, zunehmend neue Be-

schäf t igungspotent iale – zum einen bei produzieren-

der Indust rie und Dienst leistern, zum anderen im

Verkehrsbereich selbst , wie z.B. die Wirkungen der

Bahnreform verdeut lichen. 

Straße

Die St raße ist  nach wie vor der am stärksten belaste-

te Verkehrst räger, so dass sich die Entwicklung und

der Einsatz von Telemat iksystemen und –diensten

zunächst  primär auf  diesen Verkehrst räger konzen-

t riert  haben. Zu den eingeführten Systemen der

St raßenverkehrstelemat ik gehören dynamische Ver-

kehrsbeeinf lussungsanlagen auf  den Bundesfern-

st raßen, die Verkehrsdichte und Geschwindigkeit

automat isch regist rieren und durch die Schaltung von

Wechselverkehrszeichen dazu beit ragen, vor Gefah-

ren zu warnen und den Verkehr durch situat ions-  und

wit terungsabhängige Höchstgeschwindigkeiten f lüs-

sig zu halten. 

Telematiksysteme und –dienste im Individual-

verkehr

Indust rie und Wirt schaf t  haben erkannt , welche

Pot ent iale im Angebot  von Telemat iksyst emen und

–dienst en liegen. Bereit s drei von vier Pkw- Neu-

f ahrzeugen der Oberklasse werden mit  aut arken

Navigat ionssyst emen ausgest at t et , die in Ver-

bindung mit  Fahrzeugsensorik, Sat ellit ennavigat ion

und digit alen St raßenkart en Rout enplanung und

Zielf ührung ermöglichen. Auch Fahrzeuge der

Mit t elklasse werden zunehmend mit  diesen Navi-

gat ionssyst emen ausgerüst et . Die erst en indivi-

duellen akt uellen Inf ormat ionsdienst e privat er

Dienst leist er sind bereit s auf  dem Markt . Zuneh-

mend biet en privat e Dienst leist er z.B. kundenorien-

t iert e Dienst e f ür aut omat ische Not ruf e, Pannen-

hilf e und zur Verhinderung von Kraf t f ahrzeug-

diebst ählen an. 



Fahrerassistenzsysteme ent lasten den Fahrer bei Rou-

t ineabläufen und erhöhen die Verkehrssicherheit . Ein-

zelne fahrzeugbezogene Anwendungen, wie elekt ro-

nische Abstandswarnsysteme, welche die Gefahr von

Auf fahrunfällen reduzieren, und Systeme, die den

Fahrer bei Abbiegevorgängen und beim Fahrst reifen-

wechsel unterstützen, sind in Ansätzen bereit s in der

Automobilindust rie entwickelt  und werden von der

Bundesregierung unterstützt .

Seit  Herbst  1997 wird in Deutschland zudem der

automat isierte Verkehrswarndienst  mit tels RDS/TMC

f lächendeckend von den Rundfunkanstalten ausge-

st rahlt . Mit  diesem Rundfunkdienst  können aktuelle

Verkehrsmeldungen in digitaler Form empfangen und

vom Verkehrsteilnehmer nach Bedarf  regional-  und

st reckenbezogen (zukünf t ig auch in der gewünschten

Landessprache) abgehört  werden, ohne dass das lau-

fende Rundfunkprogramm unterbrochen werden

muss. Empfangsgeräte sind bereit s auf  dem Markt ,

der Wet tbewerb zwischen ersten Anbietern nimmt  zu.

Telematiksysteme und –dienste im öffentlichen

Verkehr

Im öf fent lichen Personennahverkehr (ÖPNV) sorgen

heute in allen Verkehrsverbünden rechnergestützte

Bet riebsleit systeme für einen reibungslosen Ablauf  im

spurgebundenen Verkehr. Vorrangschaltungen für

Busse und Bahnen an Lichtsignalanlagen machen den

ÖPNV schneller und damit  at t rakt iver. Unterstützt

werden diese Telemat ikanwendungen durch elekt ro-

nische Fahrplan-  und Verkehrsauskünf te sowie bar-

geldlose Zahlungsmit tel.

Mit  der deutschlandweiten elekt ronischen Fahrplan-

informat ion (DELFI) fördert  das Bundesministerium

für Verkehr, Bau-  und Wohnungswesen die Entwick-

lung einer innovat iven Technik zur Verknüpfung von

bestehenden Fahrplaninformat ionssystemen des ge-

samten öf fent lichen Verkehrs unter Anschluß aller

Verkehrsverbünde und der Deutschen Bahn AG. In

einigen Regionen Deutschlands wurde bereit s mit  der

Einführung begonnen. DELFI hat  eine of fene System-

architektur und ist  auch auf  andere Gebiete Europas

erweiterbar. Es kann qualit at iv auf  Platzreservierun-

gen, durchgehendes Ticket ing und um eine Dynami-

sierung, mit  der auch vom Fahrplan abweichende

Bet riebszustände übermit telt  werden können, erwei-

tert  und über sämt liche Medien übert ragen werden. 

Telematiksysteme für verkehrsträgerüber-

greifende M obilität

Die pilothaf te Umsetzung und Erprobung von auf

modernen Informat ions-  und Kommunikat ionstech-

nologien basierenden Diensten für verkehrst räger-

übergreifende Mobilit ät  in verkehrsmäßig besonders

belasteten Verdichtungsräumen wird in den Leitpro-

jekten zu „Mobilit ät  in Ballungsräumen“ adressiert ,

die vom Bundesministerium für Bildung und For-

schung gefördert  werden. Entwickelt  und eingesetzt

werden u.a. personalisierte und kollekt ive Informat i-

onssysteme für Reisendeninformat ion und Verkehrs-

management . Vorrang haben dabei möglichst  plat t -

formunabhängige Lösungen. 

Luftfahrt

Auch die Informat ions-  und Kommunikat ionstechno-

logien für die Luf t fahrt  werden in den kommenden

Jahren einem wesent lichen Wandel und Erneuerun-

gen unterliegen. Bei den Flugsicherungs-  und Flug-

führungsanwendungen werden zukünf t ig Navigat i-

onssysteme mit  einer Datenkommunikat ionskompo-

nente kombiniert , um den Ansprüchen an eine

intelligente und ef f iziente Navigat ion und Flug-

führung gerecht  zu werden. Zukünf t ige Luf t raum-

überwachung und automat ische Verkehrskoordina-

t ion stellen hohe Anforderungen an automat ische,

selbstorganisierende Datenfunknetzwerke an Bord

von Luf t fahrzeugen. Mit  der zu erwartenden Zunah-

me des Luf t verkehrs wird auch die Kommunikat ion

eine entscheidende Rolle bei der zügigen Abwicklung

des Verkehrsaufkommens spielen.

Im Bereich der Luf t fahrt  bietet  sich daher die Chance

für Innovat ion und damit  f ür neue Arbeit splätze in

diesem Sektor. Entscheidend für die Beteiligung und

den Erfolg der deutschen Indust rie ist  ihre möglichst

f rühzeit ige Einbindung in der Def init ions-  und Stan-

dardisierungsphase. 
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Wasserstraßen

Zur Verbesserung der Wet tbewerbsfähigkeit  der deut -

schen Häfen und damit  der Arbeitsplatzsicherung bzw.

–schaf fung ist  die Verkehrstelemat ik eine wesent liche

Voraussetzung. Sie bewirkt  einen schnellen Zu-  und

Ablauf  der Schif fe, eine Ef fekt ivitätssteigerung für das

Hafenmanagement  und eine stärkere Verknüpfung der

einzelnen Verkehrst räger untereinander. Sie unter-

stützt  damit  die Bildung intermodaler Transportket ten

zur ef f izienten Nutzung der Wasserst raßeninf rast ruk-

tur und dient  zudem der Erhöhung der Wirtschaf t lich-

keit  und Sicherheit  des Binnenschif f sverkehrs.

Telematik im Transport-  und Logistiksektor

Gerade kleine und mit t lere Unternehmen im Trans-

port sektor sind für die Anforderungen der Informat i-

onsgesellschaf t  am wenigsten gerüstet . Die Bereit -

schaf t , in neue Technologien, Informat ionsmedien

oder Kompetenz zu invest ieren, ist  deut lich geringer

als bei Großunternehmen. 

Die Bundesregierung st rebt  deshalb an, KMU im

Transportsektor bei ihrer Annäherung an die neuen

Informat ions-  und Kommunikat ionstechniken zu

unterstützen, um die Wet tbewerbssituat ion dieser

Unternehmen und die von ihnen geschaf fenen

Arbeit splätze zu stabilisieren. Es ist  geplant , im Rah-

men der Init iat ive „Elekt ronischer Geschäf t sverkehr“

regionale Kompetenzzent ren als Impuls zur Verbesse-

rung der Kenntnisse über den elekt ronischen

Geschäf t sverkehr in mit telständischen Unternehmen

zu nutzen. 

Unternehmen aus Indust rie, Handel, Verkehr und

übriger Dienst leistung beklagen sich über erhebliche

Nachwuchsprobleme bei qualif izierten Logist ikern.

Um Beschäf t igungspotent iale in diesem Bereich bes-

ser zu erschließen und dem Bedarf  an qualif izierten

Arbeit skräf ten in diesen Beschäf t igungsfeldern ge-

recht  zu werden, st rebt  die Bundesregierung eine

„Ausbildungsinit iat ive Logist ik“ an. Ziel ist  es, ge-

meinsam mit  Unternehmen, Wissenschaf t lern und

Ausbildungsstät ten die Möglichkeiten zu prüfen, wie

die Rahmenbedingungen für eine verstärkte und

bedarfsgerechte Ausbildung von Fachkräf ten im Be-

reich Logist ik weiterentwickelt  werden können. 

Insgesamt  können durch den Einsatz von Verkehrs-

telemat ik die Kostenvorteile der verschiedenen Pro-

dukt ionsstandorte von der Entwicklung eines Produk-

tes über dessen Transport  bis zu seiner Vermarktung

opt imal kombiniert  werden. Der Standort  Deutsch-

land verfügt  über die entscheidenden Indust rieberei-

che, um geeignete Produkte auf  den Markt  zu brin-

gen. Nach einer Marktstudie wird allein das kumulier-

te Umsatzvolumen für die St raßenverkehrstelemat ik

in Europa im Zeit raum 1997 bis 2010 etwa 80 bis 120

Mrd. DM bet ragen. Hieraus werden sich deut liche

Impulse für den Arbeit smarkt  ergeben. Mit  der Grün-

dung von Unternehmen, die sich auf  individuelle

Telemat ikprodukte und –dienste spezialisiert  haben,

und der damit  einhergehenden Schaf fung von Ar-

beit splätzen haben sich bereit s erste posit ive Impulse

bemerkbar gemacht .

Aktion:

n Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und

Wohnungswesen wird den Dialog mit  der

Wirt schaf t  im Rahmen des Forums Verkehrs-

telemat ik fort setzen. 

n Für Maßnahmen zur Verkehrsbeeinf lussung

auf  Bundesautobahnen und Bundesst raßen

stellt  die Bundesregierung in den nächsten

Jahren p.a. ca. 90 Mio. DM zur Verfügung.

n Das Bundesministerium für Verkehr, Bau-  und

Wohnungswesen fördert  mit  der deutsch-

landweiten elekt ronischen Fahrplaninforma-

t ion (DELFI) die Entwicklung einer innovat i-

ven, hochkomplexen Technik zur Verknüpfung

von bestehenden Fahrplaninformat ionssys-

temen des gesamten öf fent lichen Verkehrs

unter Anschluß aller Verkehrsverbünde der

Deutschen Bahn AG. 

n Im Rahmen der Init iat ive „Elekt ronischer

Geschäf t sverkehr“ des Bundesministeriums

für Wirt schaf t  und Technologie sollen kleine

und mit t lere Unternehmen im Transportsektor

die regionalen Kompetenzzent ren zur Erwei-

terung der Kenntnisse über den elekt roni-

schen Geschäf t sverkehr nutzen.
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n Das Bundesministerium für Verkehr, Bau-  und

Wohnungswesen startet  eine „Ausbildungs-

init iat ive Logist ik“. Gemeinsam mit  Unter-

nehmen, Wissenschaf t lern und Ausbildungs-

stät ten sollen die Möglichkeiten zur verstärk-

ten und bedarfsgerechten Ausbildung von

Fachkräf ten im Bereich Logist ik weiterent -

wickelt  werden. 

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung stellt  f ür die Förderung von Tele-

mat iksystemen für verkehrsübergreifende

Mobilit ät  und Telemat ik im Transport -  und 

Logist iksektor bis zum Jahr 2003 ca. 187 Mio.

DM zur Verfügung. Hiermit  sollen eine besse-

re Arbeit steilung und Vernetzung der Ver-

kehrst räger im Güterverkehr, und eine

verstärkte Nutzung umwelt f reundlicher Ver-

kehrst räger (Verkehrsverlagerung) und eine

rat ionelle Abwicklung von Transporten durch

höhere Auslastung und Reduzierung von

Leerfahrten (Verkehrsvermeidung) erreicht

werden.

4.7. Satellitennavigation

Eine wicht ige Rahmenbedingung für europaweite

und globale Telemat ikdienste sind zuverlässige

satellit engestützte Ortungs-  und Navigat ionssysteme.

Sie stellen in zunehmendem Maße ein wesent liches

Schlüsselelement  für den Aufbau einer verkehrst rä-

gerübergreifenden Inf rast ruktur für alle Anwen-

dungsbereiche der Luf t fahrt , Schif f f ahrt  und des

Landverkehrs dar. Mit  der Kenntnis der genauen Posi-

t ion und einer interakt iven Kommunikat ionsmöglich-

keit  ergeben sich völlig neuart ige Möglichkeiten für

ein modernes Verkehrsmanagement , das für unter-

schiedlichste Einsatzfelder genutzt  werden kann. 

Insbesondere das Zusammenwirken der terrest rischen

und raumgestützten Inf rast ruktur eröf fnet  Perspekt i-

ven für nutzer- orient ierte Anwendungen und Mehr-

wertdienste, z.B. in Verbindung mit  digitalen Geo-

daten, die in ihrer kommerziellen Auswirkung und

volkswirt schaf t lichen Bedeutung heute erst  ansatz-

weise abzuschätzen sind. Auch in anderen Bereichen

der Gesellschaf t  und Wirt schaf t  (u.a. Geodäsie, Land-

wirt schaf t  und Freizeitbereich) nimmt  die Bedeutung

der Satellit ennavigat ion zu. 

Die beiden zur Zeit  exist ierenden Satellit ennavigat i-

onssysteme haben die Einsatzmöglichkeiten der

Satellit ennavigat ion in eindrucksvoller Weise demon-

st riert ; weltweit  haben sich zahlreiche zivile Anwen-

dungen ergeben. Jedoch sind beide Systeme nat ional

kont rolliert , in erster Linie für milit ärische Anwen-

dungen entwickelt  und aus den jeweiligen Verteidi-

gungshaushalten f inanziert . Die für sicherheit srele-

vante und hoheit liche Anwendungen notwendigen

Grundanforderungen nach Kont inuität , Integrit ät

und Präzision werden nicht  garant iert . Sie erfüllen

auch nach einem weitergehenden Abbau der milit äri-

schen Rest rikt ionen nicht  die inst it ut ionellen und

technischen Anforderungen für die zivile Nutzung.

Insbesondere für Anwendungsbereiche mit  hohen

Ansprüchen an die Genauigkeit  und Zuverlässigkeit ,

wie z.B. vollautomat ischer Präzisionsanf lug im Luf t -

fahrtbereich, Zugleit -  und Überwachungssysteme im

Schienenverkehr, weltweite Verfolgung von Contai-

nern oder Kollisionswarnsysteme in Flugzeugen rei-

chen die Leistungen nicht  aus. 

Daher st rebt  die Europäische Kommission den Aufbau

eines globalen, zivilen, dem neuesten Stand der Tech-

nik entsprechenden Satellit ennavigat ionssystems ein-

schließlich terrest rischer Inf rast ruktur an (Galileo).

Während der Def init ionsphase bis zum Ende des Jah-

res 2000 sollen verwertbare Ergebnisse über die

Durchführbarkeit  des Projektes und ein t ragfähiges

Konzept  zur Finanzierung auf  weitgehend privatwirt -

schaf t licher Basis erstellt  werden. Das Projekt  soll ab

dem Jahr 2008 bet riebsbereit  zur Verfügung stehen.

Mit  Galileo kann die Unabhängigkeit  Europas von

nat ional kont rollierten Systemen erreicht  und

dadurch Anwendungsmöglichkeiten in sicherheit skri-

t ischen und hoheit lichen Aufgabenbereichen eröf fnet

sowie die Wet tbewerbsfähigkeit  der europäischen

Indust rie auf  diesem vielversprechenden Markt

gestärkt  werden. Die EU- Kommission spricht  von

einem derzeit igen GPS- Gerätemarkt  in Europa von ca.

350 Mio. US- Dollar und einem Marktwachstum auf

960 Mio. US- Dollar bis 2004. Das mögliche Welt -

marktvolumen für Anwendungen wird mit  ca. 40

Mrd. EURO bis 2005 angegeben. Schätzungen der EU-



Kommission zufolge wird die Erstellung der Inf ra-

st ruktur für Satellit ennavigat ion 20.000 Arbeit splätze

und ihr Bet rieb 2.000 Arbeit splätze sichern; im

Bereich der Anwendungen (Hardware und Dienst lei-

stungen) ergeben sich bis 2008 rund 100.000 Arbeit s-

plätze.

Deshalb engagiert  sich die Bundesrepublik Deutsch-

land nachhalt ig bei den europäischen Arbeiten. In sei-

ner fachlichen Verantwortung für die Hauptnutzer

der Satellit ennavigat ion beteiligt  sich das Bundesmi-

nisterium für Verkehr, Bau-  und Wohnungswesen seit

1997 auf  5 Jahre mit  insgesamt  75 Mio. DM am

Programm der Europäischen Welt raumorganisat ion

ESA, die im Auf t rag der Europäischen Kommission

anwendungsnahe Forschungen für die Satellit ennavi-

gat ion bet reibt . Auch die deutsche Indust rie enga-

giert  sich in erheblichem Umfang an den laufenden

Arbeiten sowohl mit  Sach-  und Finanzmit teln als

auch Konzepten. Europäische und nat ionale staat li-

che und private Akt ivit äten greifen so ineinander, um

die Satellit ennavigat ion als unentbehrlichen Baustein

der Verkehrstelemat ik zu verbessern und langf rist ig

zu sichern.

Aktion:

n Die Bundesregierung wird die Europäische

Kommission weiterhin nachhalt ig beim Auf -

bau eines globalen zivilen Satellit ennavigat i-

onssystems unterstützen.

n Das Bundesministerium für Verkehr, Bau-  und

Wohnungswesen beteiligt  sich seit  1997 auf

5 Jahre mit  insgesamt  75 Mio. DM am Pro-

gramm der Europäischen Welt raumorganisa-

t ion ESA, die im Auf t rag der Europäischen

Kommission anwendungsnahe Forschungen

für Satellit ennavigat ion bet reibt .

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung fördert  die Arbeiten zur Satellit enna-

vigat ion im Rahmen des nat ionalen Raum-

fahrtprogramms. Dabei werden pro Jahr bis zu

15 Mio. DM für Anwendungs- Pilotprojekte

der Satellit ennavigat ion zur Erschließung

neuer Nutzungsfelder, f ür Technologieent -

wicklungen für das Welt raum-  und Kont roll-

segment  sowie für die Entwicklung der

Empfängertechnologie und - geräte zur Ver-

fügung gestellt . 

4.8. Gesundheitswesen 

M ehr Service für Bürger und Patienten

Die Entwicklung von Netztechnologien und der Tele-

mat ik im Gesundheit swesen hat  in den let zten Jahren

neue Chancen für verbesserte Kommunikat ionswege

eröf fnet  und wird zu erheblichen Veränderungen im

Gesundheit swesen führen. Auch die Ergebnisse des

von der Bundesregierung in Auf t rag gegebenen

Statusberichtes über „Telemat ik im Gesundheit swe-

sen“, das Sondergutachten des Sachverständigenrates

zur Konzert ierten Akt ion und die Empfehlungen der

Arbeit sgruppe Gesundheit  des Forums Info 2000 zei-

gen die zunehmende Bedeutung elekt ronischer Infor-

mat ions-  und Kommunikat ionstechnologien für eine

bessere Pat ientenversorgung, für ein ef f izienteres,

qualit ät sgesichertes und wirt schaf t licher bet riebenes

Gesundheit swesen, für die Abdeckung der Informat i-

onsbedürfnisse von Bürgerinnen und Bürgern sowie

Pat ient innen und Pat ienten und die damit  einher-

gehende Stärkung ihrer Rechte und für eine inte-

grierte Gesundheit sforschung.

Diese Erwartungen ergeben sich vor dem Hintergrund

der Erfahrungen von Modellversuchen auf  europäi-

scher und internat ionaler Ebene (G- 8), die folgende

Ergebnisse erbrachten: Durch die Verzahnung der

ambulanten und stat ionären Versorgung mit  Hilf e der

IT- Technik und durch die Schaf fung von Versorgungs-

ket ten stehen Diagnose-  und Behandlungsdaten zeit -

nah zur Verfügung. Eine Qualit ät ssicherung kann rea-

lisiert  werden. Der telemedizinische Befund-  und

Pat ientenaktenaustausch ermöglicht  Telekonsultat io-

nen und die Einholung von „Second Opinions“. Not -

fallopfer werden durch integrierte Informat ions-  und

Kommunikat ionssysteme zwischen Notarzt , Not fall-

zent rale, Krankenhaus, Blutbank etc. besser versorgt .

Mult imediale Lehrprogramme präsent ieren systema-

t isiert  das sich exponent iell vermehrende Wissen in
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der Medizin. Sie verbessern den Ausbildungsstand

und die Weiterbildung von Ärzten. Durch Internet -

technologien ist  dieses Wissen jederzeit  verfügbar

und kann in der konkreten Behandlungssituat ion mit

den Pat ientendaten verbunden werden (leit linien-

orient ierte wissensbasierte Entscheidungshilf en).

Durch die Integrat ion von zersplit t ert  vorliegenden

Pat ientendaten zur integrierten elekt ronischen Pat i-

entenakte und durch deren schnellere und vollständi-

gere Bereit stellung werden Doppeluntersuchungen

überf lüssig (und so die mit  Untersuchungen einher-

gehenden Pat ientenbelastungen verringert ). Behand-

lungen können durch Teleüberwachung mit  geringe-

rem Aufwand und pat ientenf reundlicher erbracht

werden (Home Care/Telemonitoring). In der For-

schung werden die großen Datenmengen klinischer

Studien schneller und ef f izienter verarbeitbar. Ein

erleichterter Datenaustausch unterstützt  sowohl sek-

torübergreifende und interdisziplinäre Forschung als

auch die Kooperat ion zwischen niedergelassenen Ärz-

ten und Universität skliniken. Eine evidenzbasierte

Medizin und darauf  aufbauende Diagnose-  und The-

rapieleit linien werden möglich.

Alle diese Telemat ik- Anwendungen müssen daten-

schutzgerecht  implement iert  werden, d.h. auch der

Einsatz neuer Technologien muss der besonderen

Schutzbedürf t igkeit  der dem Arztgeheimnis unterlie-

genden Pat ientendaten gerecht  werden. Allerdings

schaf fen diese Technologien nicht  nur neue Gefähr-

dungen und Probleme, sondern erleichtern auch die-

sen Schutz (z.B. durch kryptograf ische Verschlüsse-

lungen und digitale Signaturen). Der beschriebene

Paradigmenwechsel in der Medizin bringt  zusätz-

lichen Bedarf  nach informat ionstechnisch ausgebil-

detem Personal mit  sich. Er geht  insofern auch einher

mit  neuen Ausbildungsgängen und einer Qualif izie-

rungsof fensive der bisher im Gesundheit swesen Tät i-

gen.

Gesundheitsinformationsnetz

Online-Gesundheitsinformat ionsangebote und –syste-

me entstehen sowohl aus privatwirt schaf t licher, kör-

perschaf t licher als auch aus staat licher Init iat ive. Ihre

Nutzung bietet  jedoch für Experten und Laien nicht

nur Chancen, sondern auch Risiken. Mit  dem schnel-

len Anwachsen solcher Informat ionsangebote im

Bereich Gesundheit  haben auch die falschen, qualit a-

t iv unzureichenden bzw. wissenschaf t lich nicht  abge-

sicherten Informat ionen deut lich zugenommen. So

können Laien weniger noch als professionelle Nutzer

(z.B. Ärzte) die Richt igkeit , Vollständigkeit  und

Aktualit ät  eines Internet - Informat ionsangebotes be-

urteilen und vorhandene, aber verst reut  vorliegende

Informat ionsquellen für sich nutzbar machen. Zudem

sind beide Gruppen nicht  immer in der Lage, die

Reputat ion, Seriosität  oder Kompetenz der Anbieter

einzuschätzen.

Das Bundesministerium für Gesundheit  verfolgt

daher das Ziel, unter Einbeziehung der Länder und

Drit t er (Krankenkassen, Verbände und f reie Init iat i-

ven, Selbsthilf egruppen) ein qualit ät sicherndes,

dezent ral organisiertes, Gesundheit sinformat ionsnetz

für Experten, interessierte Laien und sonst ige Grup-

pen zu init iieren. Das Informat ionsnetz soll sowohl

gesundheit sbezogene Informat ionen bündeln und zur

Verfügung stellen als auch das Leistungsangebot  des

deutschen Gesundheit swesens t ransparenter machen.

Ein so st rukturiertes und kooperat iv entwickeltes

Gesundheit sinformat ionssystem soll zur Verbesserung

von Aufklärung und Informat ion von Bürgern und

Pat ienten beit ragen. Dabei kann auf  bereit s bestehen-

den Angeboten aufgebaut  werden: So wurden in der

Umweltmedizin und Allergologie, wie auch im Rah-

men des Projektes „Gesundheit sberichterstat tung“,

Informat ions-  und Dokumentat ionssysteme ent -

wickelt , die vorhandene Daten inzwischen über das

Internet  jedem Bürger zugänglich machen.

Elektronisches Rezept

Das bisherige Verordnungsverf ahren gewährleist et

die Selbst best immung des Pat ient en, erf üllt  zudem

Dat enschut zerf ordernisse, verzicht et  aber auf  das

Pot ent ial an qualit at iver Verbesserung und Ab-

rechnungserleicht erung, das mit  der Einf ührung

elekt ronischer Rezept e verbunden wäre. Medien-

brüche im Verordnungs- , Arzneimit t elausgabe-  und

anschließendem Abrechnungsverf ahren werden bei

elekt ronischen Rezept en vermieden. Int egriert e

Verarbeit ungsprozesse lassen akt uellere Arznei-

mit t elst euerungsdat en, eine Kost eneinsparung und

eine höhere Verf ahrenssicherheit  erwart en. Voraus-
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set zung sind allerdings benut zerf reundliche und

dat enschut zgerecht e Verf ahren, die Ärzt e und

Apot heker veranlassen, EDV- mäßig auf bereit et e

Arzneimit t elinf ormat ionen auch t at sächlich zu

nut zen.

Karten im Gesundheitswesen

Die heut igen technischen Möglichkeiten, die zuneh-

mende Vernetzung und Steuerungsnotwendigkeiten

im Gesundheit swesen legen für den Karteneinsatz

eine weiterentwickelte Konzept ion nahe, die auch

bisher gegebene Mißbrauchsmöglichkeiten unterbin-

det . Stand bei der Einführung der Krankenversicher-

tenkarte die Schaf fung eines elekt ronisch lesbaren

Anspruchsausweises im Vordergrund, so wird heute

die Einbeziehung zusätzlicher Informat ionen sowie

eine bessere Informat ionsübermit t lung und Verzah-

nung zwischen den an der Gesundheit sversorgung

beteiligten Berufe gefordert  (in Verbindung mit  elek-

t ronischen Heilberufsausweisen – Health Professional

Cards). Zur Gewährleistung des gewünschten und

erforderlichen Datenschutzes werden diese Karten

kryptographische Verschlüsselungen und digitale Sig-

naturen verwenden. 

Telematikplattform im Gesundheitswesen

Wesent liche Telemat ik- Anwendungen müssen – um

eine gegenseit ige Nutzenpotenzierung zu erreichen –

miteinander verzahnt  werden (das Elekt ronische

Rezept  verbindet  z.B. Elemente DV- gestützter Pat ien-

tenaktenführung mit  Arzneimit telinformat ionssyste-

men und ablauf technischen Verwaltungserleichte-

rungen). Die Schaf fung einheit licher und verbindlicher

Standards, die Abst immung wicht iger Inf rast ruktur-

komponenten wie z.B. der mult imedialen Pat ientenak-

te und organisatorische Verschränkungen werden

zunehmend erforderlich. Unnöt ige und kostent rächt i-

ge Parallelentwicklungen müssen vermieden werden. 

Aktion:

n Das Bundesministerium für Gesundheit  wird

unter Einbeziehung der Länder und Drit t er 

(Krankenkassen, Verbände und f reie Init iat i-

ven, Selbsthilf egruppen) den Aufbau eines

qualit ät sichernden, dezent ral organisierten

Gesundheit sinformat ionsnetzes für Experten

und interessierte Laien init iieren und unter-

stützen.

n Das Bundesministerium für Gesundheit  wird

Modellversuche zum Elekt ronischen Rezept

fördern.

n Das Bundesministerium für Gesundheit  wird

die Entwicklung und Einführung einer neuen,

funkt ional erweiterten Generat ion von Karten

im Gesundheit swesen begleiten und unter-

stützen.

n Die Bundesregierung fördert  die Arbeit  des

von ihr angeregten Akt ionsforums Telemat ik

im Gesundheit swesen und ist  bereit , an der

Erarbeitung von konsensorient ierten Empfeh-

lungen zur Schaf fung einer gemeinsamen

Telemat ikplat t f orm für das Gesundheit swesen

mitzuwirken. 

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung wird im Rahmen des Gesundheit sfor-

schungsprogrammes eine „Telemat ikplat t f orm

für Forschungsnetze (TMF)“ einrichten mit

dem Ziel, die Fest legung einheit licher und

verbindlicher Standards und Rahmenbedin-

gungen für den Einsatz von Telemat ik in der

medizinischen Forschung zu erreichen. Da

diese Forschungsnetzwerke überregionale,

interdisziplinäre Kooperat ionen von der

Grundlagenforschung über die Klinik bis in

den ambulant  tät igen Bereich überspannen,

können von diesem „Bot tom- up- approach“

für die Zukunf t  auch Impulse für die Realisie-

rung einer einheit lichen Telemat ikplat t f orm

im Gesundheit swesen erwartet  werden. Das

Bundesministerium für Bildung und For-

schung wird für die Förderung der “Kompe-

tenznetzwerke für die Medizin (MedNet )“ in

den nächsten Jahren rd. 150 Mio. DM bereit -

stellen. 
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4.9. M ultimedia verstärkt für
Umweltschutz und nachhalt ige
Entwicklung einsetzen

Leitbild nachhalt ige Entwicklung

Die Weltbevölkerung wird bis 2025 von heute knapp

6 Mrd. Menschen auf  voraussicht lich 8,5 Mrd. an-

wachsen. Nachhalt ige Entwicklung ist  vor diesem

Hintergrund darauf  gerichtet , die Entwicklungschan-

cen aller Länder der Erde zu verbessern und gleichzei-

t ig die natürlichen Lebensgrundlagen auch für eine

künf t ig deut lich gewachsene Weltbevölkerung zu

erhalten. Die Informat ionsgesellschaf t  kann wesent -

liche Beit räge zur nachhalt igen Entwicklung leisten,

indem sie Problemzusammenhänge t ransparent

macht , Lösungen entwickelt , die der Verknappung der

ökologischen Ressourcen Rechnung t ragen, und ver-

meiden hilf t , dass neue Belastungen geschaf fen wer-

den.

Verbesserung der Energie-  und Ressourcen-

eff izienz in Produktionsverfahren und Produkten

Moderne Mikrosystemtechnik, Steuerungstechnik

und Informat ionstechnik bieten Potent iale, um Pro-

dukt ion und Konsum so weiterzuentwickeln, dass der

benöt igte spezif ische Einsatz an Energie, Rohstof fen

und Fläche geringer wird und Schadstof fbelastungen

zurückgeführt  werden können. Durch geeignete poli-

t ische Rahmensetzung müssen Anreize gegeben wer-

den, um Energie ef f izienter zu nutzen, den Anteil

erneuerbarer Energien zu erhöhen sowie Produk-

t ionsverfahren und Produkte abfall-  und schadstof -

farm zu gestalten. Beispiele sind die ökologische

Steuer-  und Abgabenreform und die Regelungen des

Kreislaufwirt schaf t sgesetzes.

Ein gut  funkt ionierendes bet riebliches Umweltmana-

gement  hilf t , Kosteneinsparpotent iale von Umwelt -

schutzinvest it ionen zu erkennen und Produkt ionspro-

zesse zu opt imieren. Informat ionstechnik ist  hierfür

eine unverzichtbare Voraussetzung. Die bet riebs-

wirt schaf t lichen Vorteile eines ef f izienten Um-

weltmanagements sind heute unbest rit t en. Die f rei-

willige Umweltbet riebsprüfung, das sogenannte

Umwelt - Audit , stößt  in Deutschland auf  eine hohe

Akzeptanz.

Umweltmonitoring und Umweltberichterstattung

Eine weltweite, IT- gestützte Kommunikat ion ist  ent -

scheidend für das Erkennen von Umweltgefährdun-

gen und die Entwicklung von Lösungsst rategien. Dies

gilt  beispielsweise für den Klimawandel, dessen

Dimension durch Umweltmonitoring mit tels Satelli-

t en und anhand verfügbarer Klimamodelle und Aus-

wertungssysteme abgeschätzt  werden kann. Informa-

t ion und Kommunikat ion sind auch die Vorausset -

zung dafür, dass sich ein weltweites Bewußtsein im

Hinblick auf  die globale Herausforderung von Umwelt

und Entwicklung herausbildet  und die Staatenge-

meinschaf t  heute in Fragen von Klima, biologischer

Vielfalt , Schutz der Regenwälder, Böden und Meere

zusammenarbeitet .

Umweltverträglichkeit  und Nachhalt igkeit  bei

informationstechnischen Geräten

Allein in Deutschland fallen jährlich rund 1,5 Mio.

Tonnen Elekt ronikschrot t  an. Dazu gehören die soge-

nannte weiße Ware (Haushalt sgroßgeräte), die brau-

ne Ware (Unterhaltungselekt ronik) und die Geräte der

Informat ions-  und Bürotechnik. Hersteller und Ver-

t reiber von Geräten der Informat ions-  und Bürokom-

munikat ionstechnik haben 1995 ein System auf  f rei-

williger Basis vorgestellt , das den Letztbesit zer zur

kostenlosen Rückgabe von Altgeräten auf  der Basis

einer bereit s bei Neukauf  ent richteten Entsorgungs-

gebühr berecht igt . Dieses System soll durch eine

Rechtsverordnung f lankiert  werden. Der Entwurf  der

IT- Altgeräteverordnung bef indet  sich gegenwärt ig im

Beratungsverfahren des Bundesrates. Ziel der Bundes-

regierung ist  es, in dieser Legislaturperiode eine um-

fassende Regelung für den gesamten Bereich der

Elekt roabfälle zu erreichen. 

Umweltinformation 

(- vermitt lung, - beratung, - bildung)

Die nachhalt ige Verbesserung der ökologischen

Gesamtsituat ion wird entscheidend durch eine ef fek-

t ive Weitergabe und Umsetzung bereit s vorhandenen

Wissens erreicht . Dabei kommt  einer Informat ions-

vermit t lung, die möglichst  vielen Menschen auf  viel-

fält ige Weise den Zugang ermöglicht , und einer
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Umweltberatung für Zielgruppen eine besondere

Bedeutung zu. Neben einer besseren Verständlichkeit

und einer dif f erenzierten fachlichen und didakt ischen

Aufbereitung ist  es notwendig, neue und bisher weni-

ger genutzte Möglichkeiten und Medien zur Umwelt -

informat ionsvermit t lung und Umweltbewußtseinsbil-

dung zu nutzen. 

Bei Bund und Ländern liegt  eine Vielzahl aktueller

und qualit ät sgesicherter Umwelt informat ionen in

Ministerien und nachgeordneten Behörden vor. Die

Verfügbarkeit  dieser Umwelt informat ionen sowohl

für die Öf fent lichkeit  als auch für die Vert reter von

Behörden außerhalb des eigenen Geschäf t sbereiches

ist  häuf ig zu gering. Aus diesem Grund hat  das

Bundesministerium für Umwelt  das Forschungs-

und Entwicklungsvorhaben GEIN2000 (German Envi-

ronmental Informat ion Network) init iiert , mit  dem

der Grundstein für ein deutsches Umwelt -

informat ionsnetz gelegt  und vorhandene Infor-

mat ionsbestände erschlossen und verfügbar gemacht

werden.

In einem ersten Schrit t  wird das deutsche Umwelt in-

format ionsnetz bis zur Expo 2000 in Hannover ent -

wickelt , um zum einen im Internet  weltweit  und zum

anderen – abhängig von der endgült igen Gestaltung

des deutschen Pavillons – vor Ort  einen guten

Überblick über qualit at iv hochwert ige Umwelt infor-

mat ionen in Deutschland geben zu können. Auch

nach der EXPO 2000 wird das Projekt  weiter fortge-

führt  und das deutsche Umwelt informat ionsnetz

weiter ausgebaut .

Aktion: 

Das Bundesministerium für Umwelt  startet  Init ia-

t iven, um das Potent ial der Informat ions-  und

Kommunikat ionstechniken für eine Verbesserung

des Umwelt schutzes und für eine nachhalt ige

Entwicklung voll auszuschöpfen. Ansatzpunkte

sind:

n Polit ische Rahmensetzung zur nachhalt igen

Entwicklung (z.B. ökologische Steuer-  und Ab-

gabenreform, Elekt roaltgeräte- Verordnung);

n Aufbau IT- gestützter Umwelt informat ions-

systeme auf  Bundesebene. Dazu gehören das

Umweltplanungs-  und informat ionssystem

(UMPLIS), das Landschaf t sinformat ionssystem

(LANIS) und das Integrierte Meß-  und Infor-

mat ionssystem zur Überwachung der Um-

welt radioakt ivit ät  (IMIS);

n Aufbau des deutschen Umwelt informat ions-

netzes (GEIN2000);

n Einrichtung neuer Informat ionsst rukturen

und Nutzung moderner Computertechniken

und Informat ionssysteme für den Wissens-

t ransfer; Umstellung der Informat ionssysteme

in ein nutzerf reundliches, internet fähiges

Format ;

n Förderung von IT- Projekten im Bereich

Umweltbildung, z.B. innovat ive Projekte und

Akt ionen der Umwelterziehung für Kinder

und Jugendliche (Beispiel: „Natur- Detekt ive

auf  dem Internet “). 

5. Spitzenposit ion in Technologie
und Infrastruktur erringen

Die Indust riegesellschaf t  war vor allem auf  St raßen,

Schienennetze und Kanäle angewiesen. Die Informa-

t ionsgesellschaf t  braucht  zusätzliche neue Inf rast ruk-

turen – sie braucht  vor allem leistungsfähige Infor-

mat ionsnetze. Und hier kann sich Deutschland bisher

sehen lassen. Die Qualit ät  der technischen Inf rast ruk-

tur und das hohe Niveau der Grundlagenforschung

haben Deutschland in der Vergangenheit  einen der

vorderen Plätze in der Spit zengruppe der Indust rie-

länder gesichert . In Deutschland gibt  es auf  einer

St recke von 230.000 km Glasfaserverkabelung. Mit

dem Deutschen Forschungsnetz verfügen wir über die

schnellste Wissenschaf t s- Datenautobahn der Welt .

Fast  10 Millionen Deutsche haben inzwischen Zugang

zum Internet .

Dennoch: Die technologische Leistungsfähigkeit

Deutschlands im Zeitalter von Mult imedia-  und Inter-



net  ist  mit  den bisherigen Fort schrit t en künf t ig nicht

hinreichend gesichert . Das starke Wachstum des

Internetverkehrs von 10–20 % pro Monat  und die

Notwendigkeit , in kürzerer Zeit  wachsende Daten-

mengen zu t ransport ieren, erfordern noch schnellere

und leistungsfähigere Informat ionsnetze. Nur solche

Volkswirt schaf ten werden sich im internat ionalen

Wet tbewerb behaupten, die über die kont inuierliche

Förderung der Grundlagenforschung und eine konse-

quente Marktöf fnungspolit ik die unabdingbaren Vor-

aussetzungen für Invest it ionen in hochwert ige Inf ra-

st rukturen und damit  die Grundlage für darauf

aufsetzende Informat ions-  und Mult imediadienste

schaf fen.

Vor diesem Hintergrund kommt  einer modernen Tele-

kommunikat ionspolit ik, die zugleich Inf rast rukturpo-

lit ik und wet tbewerblich orient ierte sektorale Wirt -

schaf t spolit ik ist , eine zent rale Rolle zu. Ziel ist  es, die

Herstellung funkt ionsfähiger Wet tbewerbsst rukturen

im Bereich der Telekommunikat ion zu fördern und im

Hinblick auf  die Konvergenz von Telekommunikat ion,

Medien und Informat ionstechnologie innovat ive Pro-

zesse zu unterstützen. Darüber hinaus sollen im Rah-

men der Forschungs-  und Technologiepolit ik solche

Entwicklungen unterstützt  werden, die die Internet -

Nutzung billiger, schneller, sicherer, besser und

bedienungsf reundlicher machen. 

Das Deutsche Forschungsnetz muss zu einem f lächen-

deckenden Hochleistungsnetz für alle wissenschaf t li-

chen Einrichtungen ausgebaut  werden. Technologi-

sche Voraussetzungen für neue Netzgenerat ionen

müssen geschaf fen werden, die bei Übert ragungsge-

schwindigkeiten einen Vorstoß in den Terabitbereich,

das sind 1.000 Gigabit  pro Sekunde, ermöglichen.

Breitbandige Mobilkommunikat ionsnetze mit

Zugrif f smöglichkeiten auf  mult imediale Dienste zu

jeder Zeit  und an jedem Ort  – das draht lose Internet

– dürfen in unserem Land keine Utopie sein. Entwick-

lung und Anwendung neuer Mult imedia- Technologi-

en müssen noch schneller und in größerer Breite vor-

angebracht  und das unternehmerische Engagement

auf  diesem Gebiet  verstärkt  werden. Dabei geht  es um

die Schaf fung von Best - Pract ice- Beispielen, die brei-

tenwirksam Nachahmungsef fekte und Invest it ionen

in neue Arbeit splätze auslösen und insgesamt  die

Posit ion Deutschlands im internat ionalen Standort -

wet tbewerb verbessern.

5.1. Telekommunikationsinfrastruktur

Die Telekommunikat ions- Inf rast ruktur in Deutschland

wurde in den let zten Jahren konsequent  ausgebaut ,

so dass Deutschlands internat ionale Posit ion in vielen

Bereichen heute als günst ig bezeichnet  werden kann.

Beispiele hierfür sind die hohe ISDN- Versorgung und

die hohe Dichte von Breitbandkabelanschlüssen. 

Mit  der Marktöf fnung im Telekommunikat ionsbereich

sind eine Vielzahl neuer Anbieter in den Markt  einge-

t reten, die bereit s damit  begonnen haben, eigene

Breitbandinf rast rukturen aufzubauen und deren

Invest it ionen inzwischen die der Deutschen Telekom

AG in manchen Bereichen übert ref fen. Um dem

Bedarf  an zusätzlicher Bandbreite und den hohen

Anforderungen an die Qualit ät  der Dienst leistungen

entsprechen zu können, sind jedoch weitere Anst ren-

gungen notwendig. 

Neue Zugangstechnologien

Potent iale ergeben sich zum einen durch die stärkere

Verwendung neuer Zugangstechnologien wie z.B.

ADSL (Asymmet ric Digital Subscriber Line), mit  der es

möglich ist , hohe Datenraten auch über die her-

kömmliche Teilnehmeranschlußleitung (den normalen

Kupferdraht ) zu übermit teln und mit  bis zu 8 Mega-

bit /Sekunde dabei eine bis zu 128- fache ISDN-

Geschwindigkeit  zu erzielen. Die Einführung der

ADSL- Technologie f indet  in Deutschland bereit s in

Ansätzen stat t . Die Deutsche Telekom AG beabsicht igt

1999 die schrit tweise Ausweitung des ADSL- Angebo-

tes auf  etwa 40 Städte. Bis zum Ende nächsten Jahres

sollen 200 Städte erschlossen sein. Spezielle telekom-

munikat ionspolit ische Maßnahmen zur Förderung der

Einführung der ADSL- Technik sind nicht  notwendig.

Die steigende Nachf rage nach Mult imedia- Diensten

wird zu einer raschen Einführung dieser Technologie

durch die Netzbet reiber beit ragen. 

Nutzung des Stromnetzes für Datenübertragung

Eine weitere Möglichkeit  zur Förderung der inf ra-

st rukturellen Voraussetzungen für neue Mult imedia-

Dienste ist  die Nutzung der sog. Power- Line- Techno-

logie, also die Nutzung des St romnetzes zur Da-
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t enübert ragung. Hiermit  wird eine zusätzliche breit -

bandige Technologie zur Überwindung von Engpässen

verfügbar, mit  der die Marktöf fnung für zusätzliche

Anbieter gefördert  und weitere Preisanpassungen

und Qualit ät sverbesserungen ermöglicht  werden. 

Frequenzpolit ik

Ein weiteres wicht iges Inst rument  zur Unterstützung

innovat iver Prozesse beim Ausbau der Inf rast ruktur

ist  in der Frequenzpolit ik zu sehen. Das Frequenz-

spekt rum ist  Eckpfeiler einer Vielzahl gewerblicher

Tät igkeiten in der Telekommunikat ion, dem Rund-

funk, dem Verkehr sowie der Forschung und Entwick-

lung. Vor dem Hintergrund der knappen Ressource

Frequenz kommt  einer ef f izienz-  und innovat ionsför-

dernden Frequenzpolit ik eine zunehmende Bedeu-

tung zu. 

Dem Bund obliegt  es, in weltweiten und europäischen

Gremien – der Welt funkkonferenz (WRC), der Euro-

päischen Konferenz der Verwaltungen für Post  und

Fernmeldewesen (CEPT) und der Europäischen Union

für eine insbesondere wirt schaf t spolit ischen Zielen

gerecht  werdende Koordinierung und Harmonisie-

rung der Frequenzpolit ik zu sorgen und zum anderen,

im Rahmen der Regulierung der Frequenzordnung die

Sicherstellung einer ef f izienten und störungsf reien

Nutzung von Frequenzen zu gewährleisten. Aktuelle

Handlungsfelder einer ef f izienz-  und wet tbewerbs-

orient ierten Frequenzpolit ik liegen in den Bereichen

Digitaler Rundfunk und der 3. Generat ion Mobilf unk

(UMTS) sowie in den zukunf t st rächt igen Gebieten des

draht losen Zugangs zum Ortsnetz (Wireless Local

Loop, WLL), des digitalen Bündelfunks sowie der Ver-

kehrstelemat ik.

Aktion:

n Um neuen Technologien größtmögliche Ent -

faltungsspielräume zu eröf fnen, aber gleich-

zeit ig den Schutz von Funkdiensten gegen

Störst rahlungen aus Leitungssystemen sicher-

zustellen, beabsicht igt  die Bundesregierung,

Regelungen für die f reizügige Frequenz-

nutzung in und längs von Leitungen zu schaf -

fen. Die Störst rahlungsgrenzwerte werden so

festgelegt , dass einerseit s Funkanwendungen

unter normalen Bedingungen nicht  unange-

messen gestört  werden können; andererseit s

werden neue Verfahren der Telekommunikat i-

on nicht  von vorneherein behindert . Sicher-

heit srelevante Funkdienste bedürfen wegen

der erhöhten Schutzanforderungen einer

gesonderten Bet rachtung. Die Frequenzbe-

reichszuweisungsplan- Verordnung, die zwi-

schen den Ressort s abgest immt  worden ist ,

regelt  u.a. diesen Sachverhalt .

n Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer

Frequenzpolit ik dafür sorgen, dass zur Siche-

rung der internat ionalen Wet tbewerbsfähig-

keit  die rechtzeit ige und ausreichende Ver-

fügbarkeit  von Frequenzen für neue Anwen-

dungen gewährleistet  wird. 

5.2. Dritte Generation M obilfunk
(UM TS)

Der zügigen Einführung von UMTS (Universal Mobile

Telecommunicat ions System) kommt  eine entschei-

dende Bedeutung für die Weiterentwicklung des

Mobilf unksektors zu. UMTS ist  ein Mobilf unk-

system der „drit t en Generat ion“, über das neuart i-

ge draht lose mult imediale Dienste bereitgestellt

werden können, die die Möglichkeiten von Sys-

temen der bisherigen „zweiten Generat ion“ wie GSM-

Netze (D- Netze/ E- Netze) deut lich übersteigen und

das sich sowohl auf  Elemente der terrest rischen

als auch auf  solche der Satellit enübert ragung

stützt . UMTS wird europaweit  die mobile Nut -

zung breitbandiger Dienste wie z.B. den Zugang

zum Internet  ermöglichen und damit  die Wet t -

bewerbsfähigkeit  des Mobilf unks gegenüber dem

Festnetzbereich verbessern. Die Regulierungs-

behörde für Telekommunikat ion und Post  hat  kürzlich

die Eckpunkte für das Lizenzierungsverfahren

UMTS vorgestellt . Es ist  davon auszugehen, dass das

neue System bereit s im Jahr 2002 in Deutschland

mit markt reifen Dienst leistungen an den Start  gehen

kann.
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Aktion:

n Die Regulierungsbehörde für Telekommunika-

t ion und Post  plant  im Herbst  1999 das

Genehmigungsverfahren UMTS (Universal

Mobile Telecommunicat ions System) vorzu-

stellen und Anfang 2000 die Lizenzvergabe

durchzuführen. Damit  wird die Voraussetzung

für die zügige Einführung des neuen Mobil-

f unkstandards geschaf fen. 

n Darüber hinaus wird die Bundesregierung die

europäischen Bemühungen um die Zuweisung

geeigneter Erweiterungsbänder für UMTS

durch die Welt funkkonferenz im Jahr 2000

sowie die Fest legung weltweit  kompat ibler

Standards (im Rahmen der Internat ional

Mobile Telecommunicat ion- 2000- System-

family) unterstützen. 

5.3. Erweiterte Nutzung der
Kabelnetze

Die Bundesregierung begrüßt  und unterstützt  die

Öf fnung des Breitbandkabelnetzes der Deutschen

Telekom AG für private Invest it ionen durch die Aus-

gliederung des Kabelnetzes und die Überführung in

mehrere Regionalgesellschaf ten. Zu begrüßen ist

auch, dass nach Angaben der Deutschen Telekom AG

den neuen Gesellschaf ten bezüglich des Bet reiber-

konzeptes, ihrer Netzausbaust rategien und ihres

angebotenen Diensteport folios Unabhängigkeit  zu-

gestanden werden soll. Es ist  zu erwarten, dass neue

Anteilseigner die in dieser volkswirt schaf t lichen Res-

source liegenden Entwicklungs-  und Innovat ionspo-

tent iale, insbesondere zur Schaf fung breitbandiger

Internet Zugangsmöglichkeiten, ausschöpfen und

rasch die hierfür erforderlichen Invest it ionen tät igen

werden. 

Aktion:

n Die Bundesregierung setzt  sich dafür ein, dass

die Entwicklungschancen der geplanten 

Regionalgesellschaf ten für das Breitbandka-

belnetz der Deutschen Telekom AG nicht

durch überzogene Regulierungseingrif f e,

etwa des Rundfunk-  oder Medienrechts,

beschränkt  werden. Im Hinblick auf  die neuen

Mult imedia- Dienste muss für faire Wet tbe-

werbsbedingungen gesorgt  werden. 

n Die Bundesregierung wird sich insbesondere

dafür einsetzen, dass die Kabelbelegungsrech-

te der Länder die Nutzung der Kabelnetze für

neue Mult imediaanbieter nicht  unangemes-

sen einschränken.

5.4. Digitaler Rundfunk

Mit  der „ Init iat ive Digit aler Rundf unk“ f ördert  die

Bundesregierung den Übergang von der analogen

zur digit alen Rundf unkübert ragung. Die Digit al-

isierung des Rundf unks ist  eine wesent liche Voraus-

set zung f ür die Konvergenz der Branchen Telekom-

munikat ion, Medien und Inf ormat ionst echnologie.

Die Digit alisierung ermöglicht  eine erhebliche

Verbesserung der Übert ragungsmöglichkeit en und

damit  eine Vielf alt  neuer Formen der Inf ormat ion,

der Unt erhalt ung oder neuer Dienst e. Im Rahmen

des Telekommunikat ionsrat es der Europäischen

Union am 27. November 1998 wurde die Init iat ive

„Digit aler Rundf unk“ der Bundesregierung auf

europäischer Ebene vorgest ellt  und um ein mög-

lichst  gemeinsames Vorgehen der M it gliedsst aat en

geworben. Die Init iat ive „Digit aler Rundf unk“

st art et e im Dezember 1997. In einem erst en Schrit t

ist  bereit s die generelle St rat egie f ixiert  worden –

u.a. das Ende analoger TV- Übert ragungen im Jahre

2010. 

Aktion:

n Die Bundesregierung setzt  die Init iat ive Digi-

taler Rundfunk als gemeinsame Akt ivit ät  des

Bundes und der Länder unter Mitwirkung der

Marktbeteiligten (Programm- /Diensteanbie-

ter, Netzbet reiber, Indust rie, Handel, Hand-
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werk und Verbraucher) fort . Für eine ef f iziente

Lösung der vielfält igen Aufgaben sorgt  eine

neue Arbeitsst ruktur, bestehend aus fünf

Arbeitsgruppen (Kapazitätsbedarf , Szenarien,

Rechtsf ragen, Marktentwicklung und Inter-

nat ionales), die durch einen Lenkungsausschuss

gesteuert  werden. Erste Ergebnisse werden in

der ersten Hälf te des Jahres 2000 erwartet . 

n Darüber hinaus wird sich die Bundesregierung

auf  internat ionaler Ebene verstärkt  für gemein-

same Übergangsszenarien einsetzen, um eine

homogene, digitale Rundfunkinf rast ruktur in

Europa zu erreichen (z.B. Konferenz „Digitaler

Rundfunk“ im Rahmen der Expo 2000). 

5.5. Forschungsnetz der Zukunft

Das Breitbandwissenschaf t snetz des Vereins Deut -

sches Forschungsnetz (DFN), das alle Forschungsein-

richtungen und Hochschulen in Deutschland ver-

netzt , stößt  in technischer wie ökonomischer Hinsicht

an seine Grenzen. Neue Anwendungen wie Teletea-

ching und Telemedizin, Metacomput ing und virtuelle

Realit ät  benöt igen einen hohen Breitbandbedarf  und

garant ierte Dienstegüte. Die Zunahme des Datenver-

kehrs im Wissenschaf t snetz erfordert  den Ausbau der

vorhandenen Netzinf rast ruktur.

Der DFN- Verein wird deshalb bis zum Frühjahr 2000 ein

bundesweites Gigabitnetz für die Wissenschaf t  auf -

bauen, das zunächst  Übert ragungsbandbreiten von 2,5

Gigabit  pro Sekunde und garant ierte Dienstgüten bie-

tet . Ein weiterer Netzausbau nach zwei Jahren ist  vorge-

sehen. Der Technologiesprung, den die Wissenschaf t  mit

dem Übergang zum Gigabitnetz vollzieht , wird die An-

wendungsentwicklung nachhalt ig st imulieren und zu

einem Erfahrungsgewinn auf  dem Gebiet  neuer Netz-

technik und neuer Netzdienste führen. Begleitet  wird

der Netzausbau durch die Förderung von Projekten im

Bereich des Netzmanagements, neuer netznaher Dien-

ste, wie z.B. mobile Agenten, und neuer Anwendungen.

Mit  dem Gigabit - Forschungsnetz wird die Wissen-

schaf t  im Bereich breitbandiger Anwendungen

gegenüber der allgemeinen Marktentwicklung einen

deut lichen Vorlauf  erringen. Aus diesem Erfahrungs-

vorsprung sollt en Impulse für Markt -  und Technik-

entwicklung result ieren. Es ist  zu erwarten, dass die

Wissenschaf t , wie bei der Entwicklung des Internet

der 1. Generat ion, auch für die nächste Internet -

Generat ion eine Vorreiterrolle einnimmt . Die Bundes-

regierung unterstützt  deshalb insbesondere auch die

t ransat lant ische Zusammenarbeit  des DFN- Vereins im

Rahmen des Internet  2 – Projektes.

Aktion:

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung

stellt  bis zum Jahr 2003 ca. 160 Mio. DM für den

Auf -  und Ausbau eines f lächendeckenden Gigabit -

netzes und für Projekte zur Entwicklung netznaher

Dienste und Anwendungen zur Verfügung.

5.6. Kommunikationsnetze der
nächsten Generation

Optische Netze

Das weltweite Wachstum des Datenverkehrs stellt  hohe

Anforderungen an die Netzinf rast ruktur bis in den

Zugangsbereich der Nutzer. Das Internet  wird die kom-

munikat ionstechnische Basis der zukünf t igen Infor-

mat ionsgesellschaf t  und damit  eine wesent liche Vor-

aussetzung für die Leistungsfähigkeit  einer Indust rie-

nat ion im globalen Wet tbewerb sein. Aufgrund des

starken Wachstums des Internetverkehrs t rit t  der Tele-

fonverkehr in den nächsten Jahren von seinem Volu-

men her zunehmend in den Hintergrund. Das hat

grundlegende Auswirkungen auf  die Netztechnik.

Im klassischen Bereich der Übert ragungs-  und Ver-

mit t lungstechnik für die Sprachkommunikat ion sowie

im Ausbau der Netze nimmt  die deutsche Indust rie im

weltweiten Vergleich eine Spit zenposit ion ein. Durch

die Integrat ion von Sprach-  und Datendiensten in ein

gemeinsames Netz ist  jedoch eine Veränderung der

klassischen verbindungsorient ierten Netzst ruktur zu

einer paketvermit telnden Netzst ruktur zu erkennen.

Das Internet  wird zunehmend in Funkt ionalit äten

klassischer Sprachkommunikat ionsnetze bieten und

zu einer Absorpt ion dieser Netze führen.
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Leistungsfähige, an die neuen Anforderungen an-

gepasste Kommunikat ionsnetze sind die Vorausset -

zung für die Funkt ionsfähigkeit  zukünf t iger interak-

t iver Mult imediaanwendungen. Im Rahmen des

Förderschwerpunktes KOMNET fördert  die Bundes-

regierung die Entwicklung der für die nächsten

Netzgenerat ionen benöt igten Technologien und

deren Erprobung unter realist ischen Netzbedingun-

gen. Im Raum Berlin und auf  Fernst recken nach

Darmstadt  und Stut tgart  werden Bet rieb und Mana-

gement  eines schnellen photonischen Netzes mit

großer Kapazität  untersucht  und getestet . Ziel ist , bei

der Übert ragungsgeschwindigkeit  bis zum Jahr 2005

in den Terabitbereich (das entspricht  1000 Gbit /s) vor-

zustoßen. Die Weiterentwicklung und Erprobung

unterschiedlicher technischer Ansätze, das Netzmana-

gement  und Beit räge zur Standardisierung von breit -

bandigen Zugangssystemen sind weitere Anliegen.

Von entscheidender Bedeutung für die zukünf t ige

Informat ionsgesellschaf t  ist  jedoch der uneinge-

schränkte Zugang zu einem Breitbandinternet  für

jedermann an jedem Ort  und zu jeder Zeit . Für unse-

re Netzinf rast ruktur bedeutet  dies, dass das Glasfa-

serkabel zukünf t ig nicht  mehr allein im Weit verkehrs-

netz, sondern längerf rist ig bis zum Hausanschluss

vordringen wird.

Demzufolge werden die Förderakt ivit äten des Bun-

desministeriums für Bildung und Forschung im Rah-

men des Programms KOMNET die Fragen mit  ein-

schließen, wie zukünf t ige Netze vom regionalen

Bereich bis hin zum Mult imedia- Endgerät  zu gestal-

ten sind. Hierbei wird unter Wahrung der Kompat ibi-

lit ät  zu bereit s exist ierenden Netzen der konsequente

Einsatz der Photonik im Vordergrund stehen.

Funknetze

Breitbandige Mobilkommunikat ionssysteme, die zu

jeder Zeit  und an jedem Ort  Zugrif f  auf  mult imediale

Dienste zulassen, werden ein wesent licher Wet tbe-

werbsfaktor zukünf t iger Informat ions-  und Kommu-

nikat ionsdienste sein. Deutschland hat  gerade im

Bereich der Funknetze herausragende Kompetenzen

und Dank des Erfolges bei der Def init ion und Nutzung

der GSM- Norm (Handy- Norm) eine gute wet tbewerb-

liche Ausgangsposit ion.

Heut ige Mobilkommunikat ionssysteme sind auf

Sprachkommunikat ion opt imiert . Damit  künf t ig die

mobile Nutzung aller interakt iven Dienste ermöglicht

wird, müssen neue ef f iziente System- , Übert ragungs-

und Endgerätekonzepte und zugehörige Technologi-

en entwickelt  werden. Da es selbst  innerhalb Europas

aufgrund zahlreicher nat ionaler Regulierungen

immer schwieriger wird, unterhalb von 1 Gigahertz

ein harmonisiertes Frequenzspekt rum mit  ausreichen-

der Bandbreite zu f inden, müssen Wege gefunden

werden, die eine dynamische Zuweisung von Fre-

quenzbereichen an Kommunikat ionsdienste und

deren störungsf reie Koexistenz ermöglichen. Eine

besondere Herausforderung besteht  darin, in hetero-

genen Mobilf unknetzen eine hohe Dienstqualit ät

(Qualit y of  Service) zu gewährleisten. Hierzu bedarf

es neuer technischer Verfahren insbesondere zur Vor-

und Nachverarbeitung, der Bild-  und Tonkompression

sowie der assoziierten Transport -  und Signalisierungs-

protokolle. Hiermit  soll die Interoperabilität  auf  Fest -

und Mobilnetzen sowie der f lexible Einsatz in porta-

blen und mobilen Endgeräten gewährleistet  werden. 

Ziel muss sein, das Spekt rum von schmalbandigen

Anwendungen bis hin zur mobilen breitbandigen Mul-

t imediakommunikat ion in einem geschlossenen Ge-

samtsystem mit  hoher Dienstequalität  zu integrieren.

Die Schwierigkeit  besteht  unter anderem darin, den

gesamten Bereich vom Festnetz über den draht losen

Teilnehmeranschluss sowie über zellulare Netze außer-

halb und innerhalb von Gebäuden bis hin zum univer-

sellen, sof twarebasierten Mult imedia-Endgerät  in ein

solches System einzubeziehen. Dazu bedarf  es nutzer-

f reundlicher System- , Übert ragungs-  und Endgeräte-

konzepte. Mobilität , Daten-  und Systemsicherheit

sowie ext rem schnelle Übert ragung sind notwendige

Eigenschaf ten von Breitbandsystemen der Zukunf t . 

Aktion:

Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung hat  für die Entwicklung neuart iger Netz-

technologien in den Bereichen opt ische Netze

und Funknetze bis zum Jahr 2005 Mit tel in Höhe

von insgesamt  ca. 400 Mio. DM eingeplant .
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5.7. Sichere und verlässliche
Transaktionen in offenen
Kommunikationsnetzen 

Die Erschließung des Potent ials der neuen Kommuni-

kat ionsnetze hängt  ab von dem Vert rauen der Nutzer

in die Sicherheit  der neuen Technologien. Der von der

Bundesregierung init iierte Wet tbewerb „VERNET“ soll

zu entsprechenden Pilotprojekten anregen, in denen

Lösungen für die sichere Kommunikat ion in of fenen

Netzen entwickelt  und angewendet  werden. Im Mit -

telpunkt  stehen die vier Schwerpunkte „Sicherer und

verlässlicher Datenaustausch zwischen Unternehmen,

Verwaltungen und Privatpersonen“, „Sicherheit sinf ra-

st rukturen und organisatorische Vorkehrungen zum

Schutz gegen unautorisierte Zugrif f e auf  Informat io-

nen“, „Sichere und einfach anzuwendende elekt roni-

sche Zahlungssysteme“ und „Schutz privater Netz-

werke“. Im Kern geht  es darum, dass die of fenen Netze

für den elekt ronische Geschäf t sverkehr vert rauens-

würdig werden.

Nach Experteneinschätzungen wird es bereit s in

wenigen Jahren weltweit  mehr als eine Milliarde ver-

netzter Computer geben. Bei den über das Internet

getät igten Geschäf ten rechnet  man bis zum Jahr

2002 mit  der Verzehnfachung des Umsatzes auf  450

Mrd. $. Diese Prognosen werden nur dann zut ref fen,

wenn die Sicherheit srisiken weitgehend einge-

schränkt  werden können. Sicherheit stechnologien

sind schon heute ein erst rangiger Wachstumsmarkt ,

bei dem Deutschland gute Wet tbewerbschancen

besit zt . Insbesondere gibt  das 1997 in Kraf t  get rete-

ne Informat ions-  und Kommunikat ionsdienstegesetz

– insbesondere das Gesetz zur digitalen Signatur –

Deutschland einen deut lichen Wet tbewerbsvorteil. 

Mit  dem Projekt  VERNET soll das sicherheit stechni-

sche Know- how öf fent licher Forschungseinrichtun-

gen und in Deutschland tät iger Unternehmen zusam-

mengeführt  werden. Gegenstand der Förderung

sind Sicherheit stechnologien für den vert raulichen,

integrierten und authent ischen Informat ionsaus-

tausch, Elekt ronische Zahlungssysteme mit  nachprüf -

barer Vert rauenswürdigkeit  und hoher Akzeptanz

sowie Sicherheit  bei mobilen autonomen Agenten

oder Java Applets. Die höchste Sicherheit sstufe bilden

dabei die qualif izierten Zert if ikate gemäß dem Signa-

turgesetz.

Aktion:

Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und Tech-

nologie beabsicht igt  den Wet tbewerb „Sichere

und verläßliche Transakt ionen in of fenen Kom-

munikat ionsnetzen“ (VERNET) noch im Jahr 2000

auszuschreiben. Im Mit telpunkt  sollen dabei die

Schwerpunkte „Sicherer und verlässlicher Daten-

austausch zwischen Unternehmen, Verwaltungen

und Privatpersonen“, „Sicherheit sinf rast rukturen

und organisatorische Vorkehrungen zum Schutz

gegen unautorisierte Zugrif f e auf  Informa-

t ionen“, „Sichere und einfach anzuwendende

elekt ronische Zahlungssysteme“ und „Schutz pri-

vater Netzwerke“ stehen. Es ist  vorgesehen, die

10 besten Projekt ideen zu fördern.

5.8. Neue netzbasierte Anwendungen 

Neue informations-  und kommunikations-

technische Anwendungen im Netz

Die Informat ions-  und Kommunikat ionstechnik ist

heute integrierter Bestandteil unserer Gesellschaf t .

Aber nicht  nur der Einsatz und die rasche Verbreitung

von PC- Systemen und die dazu gehörigen Sof tware

sind hier von Bedeutung, sondern auch und gerade

der zunehmende Einsatz von Mikroprozessoren in

nahezu allen Geräten des täglichen Lebens. Endgerä-

te des Internets sind im heut igen Verständnis nur

etwa 200 Millionen PC und Arbeit splatzrechner welt -

weit . Die Zahl der Microcont roller ( Mikroprozessoren

und digitale Signalprozessoren), die sich in unter-

schiedlichsten Geräten (Fernseher, Mikrowelle, Ge-

bäudesteuerung, Mobilt elefon, u.a.) bef inden, beläuf t

sich auf  ca. 12 Milliarden. Durch die zunehmende

Vernetzung solcher Microcont roller/Microprozessor-

gesteuerter Systeme entstehen Inf ranetze auf  der

Basis unterschiedlicher Technologien (Powerline,

Ethernet , Bluetooth, Inf rarot , u.a.) und können als

direkte Verlängerung des Internet  in den Heim- /Büro-

/Gebäudebereich aber auch als Kommunikat ionsin-

f rast ruktur z.B. mit  Internet - Zugang für Automobile

bet rachtet  werden. Solche Netzwerke stellen zum

einen den Transport  von Steuerungs- , Diagnose-  und

Kont rollinformat ion innerhalb ihres Umfeldes sowie
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von/zu Rechnern im Netz sicher und dienen zum

anderen als Informat ions-  und Kommunikat ionsnetz

für die Nutzer.

Die Vernetzung mikroprozessorgesteuerter Geräte

untereinander und ihre Anbindung an of fene und

interne Netze oder Bussysteme erlauben eine Vielzahl

neuer Anwendungen und bieten beacht liche Chancen

für Innovat ionen. Bei der Entwicklung von innovat i-

ven Anwendungen und Systemen im Bereich der IuK-

Technologien bekommt  neben der konvent ionellen

Hard-  und Sof twareentwicklung zunehmend der

Aspekt  der Dienst leistung eine ausschlaggebende

Bedeutung. Viele der heute diskut ierten Produkt ideen

setzen die gleichzeit ige Entwicklung des technischen

Systems, dessen Integrat ion in ein Netzwerk und den

Aufbau eines Dienstes selbst  voraus. Beispielhaf t  sol-

len in den Anwendungsfeldern Sicherheit , Unterhal-

tung, Handel, Telediagnost ik und - analyt ik, Domot ik

und Gebäudemanagement  die Basistechnologien für

neue Anwendungen entwickelt  werden und im Rah-

men von Pilotprojekten einige Anwendungen mit  den

benöt igten Diensten prototypisch erprobt  werden.

Neue Endgeräte für mobiles M ult imedia

Endgeräte sind das Tor zum digitalen Netz. Als

Schnit t stelle zwischen Netz und Nutzer best immen

sie das Tempo des Fort schrit t s auf  dem Weg in die

Informat ionsgesellschaf t  maßgeblich mit . So f indet

Mult imedia nur dann eine schnelle und breite

Anwendung, wenn die Endgerätetechnik eine ein-

fache Handhabung erlaubt , kostengünst ig ist  und

Gefahren für den Nutzer (z.B. unbefugte Eingrif f e in

die Privatsphäre oder in Geschäf t sprozesse) weitge-

hend ausschließt . Von großer Bedeutung ist  auch,

dass die neuen Geräte- Entwicklungen schnell (Time

to Market ) und breit  (Standards setzen) Anwendung

f inden.

Darauf  beziehen sich die geplanten Fördermaßnah-

men des Bundesministeriums für Wirt schaf t  und

Technologie. In erster Linie geht  es um gerätetechni-

sche Innovat ionen, die einerseit s mit  qualit at iven

Fortschrit t en bei Kosten, Benutzerf reundlichkeit ,

Sicherheit  und Zuverlässigkeit  verbunden sind und

die Anwendung von Mult imedia in Wirt schaf t  und

Gesellschaf t  beschleunigen und verbreitern. Damit

soll die deutsche Wet tbewerbsposit ion, die bei den

Endgeräten im internat ionalen Benchmarking derzeit

im Mit telfeld angesiedelt  ist  und unterhalb des

Durchschnit t s in Westeuropa liegt , deut lich verbessert

werden. 

Die Fördermaßnahmen bet ref fen in erster Linie wis-

senschaf t lich- technische Entwicklungen, die für den

Fortschrit t  von Mult imedia erfolgsentscheidend sind.

Förderschwerpunkte sind mobiles Mult imedia (ein-

schl. draht lose Datenübert ragung und Datenkom-

pression), Funkt ionsintegrat ion (d.h. Konvergenz der

Systeme zu hybriden Endgeräten, die neben ihrer

angestammten Funkt ion – z.B. PC, Fernseher oder

Telefon – wicht ige mult imediale Zusatzfunkt ionen

mit  Internet - Zugang haben) sowie intelligente Ver-

netzung (neue Konzepte zur Vernetzung unterschied-

licher Gerätesysteme, z.B. zur Steuerung und Überwa-

chung von privaten Haushalten). In erster Linie geht

es um die Realisierung von Problemlösungen, die den

Durchbruch von Mult imedia in die breite Allt ags-

praxis beschleunigen und breitenwirksam Nach-

ahmungsef fekte auslösen. 

Aktion:

n Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung wird für Forschung auf  dem Gebiet

der netzbasierten Anwendungen einen neuen

Förderschwerpunkt  einrichten.

n Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und

Technologie beabsicht igt  die beschleunigte

Entwicklung und Anwendung der für mobiles

Mult imedia erforderlichen Sof tware-  und

Hardware- Plat t form zu fördern (z.B. Leitpro-

jekt  „Mult imedia- Arbeit splatz der Zukunf t “).

5.9. Neue Technologien für
Informationssuche im Internet

Das Internet  eröf fnet  dem Nutzer den Zugang zu

einer für ihn unüberschaubaren Informat ionsmenge

und ermöglicht  ihm seinerseit s eigene Informat ionen

global zugänglich zu machen. Damit  stellen sich für

ihn drei Probleme: 
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n das Auf f inden der gewünschten Informat ion,

n die Überprüfung der Validit ät  der Informat ion,

n die Sicherung der eigenen persönlichen Daten

und Nutzungsprof ile.

Staat  und Gesellschaf t  stehen zusätzlich noch vor der

Frage, wie rechtswidrige Inhalte im Internet  aufge-

spürt  und ein ef fekt iver Jugendschutz durchgesetzt

werden kann. Für die Informat ionswirt schaf t  ist

zudem der Urheberschutz seiner Produkte zum Teil

von existent ieller Bedeutung. Nicht  alle diese Fragen

lassen sich allein durch technische Ansätze lösen.

Neue Internet - Technologien wie

n mobile Agenten, die zeit lich unabhängig vom

Nutzer Informat ionen nach seinen speziellen

Anforderungsprof ilen eigenständig sammeln und

autonom vorbewerten sowie die Nutzerdaten

selbständig schützen können,

n digitale Wasserzeichen, die den Schutz des geist i-

gen Eigentums sichern helfen,

n Schaf fung von Systemst rukturen, die personen-

bezogene Daten schützen und die Datensicher-

heit  f ür den Nutzer erhöhen

können aber dazu beit ragen, die Akzeptanz für das

Internet  dauerhaf t  zu sichern.

Wicht ig in diesem Zusammenhang ist  die Schaf fung

technischer Voraussetzungen für die Erhöhung der

Dienstequalit ät . Technisches Ziel ist  hier das akt ive,

„intelligente“ Netzwerk, das erkennt , ob Sprache oder

Bilder in Echtzeit  wie beim Telefon oder Fernsehen

übert ragen werden müssen, oder ob – wie z.B. beim

Fax – die Übermit t lung ein paar Sekunden Zeit  hat .

Aktion:

Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung fördert  die Entwicklung neuer, spezif i-

scher Internet - Technologien zur Verbesserung der 

Informat ionssuche und zur Erhöhung der Dien-

stequalit ät  bis zum Jahr 2005 mit  insgesamt  ca.

100 Mio. DM.

5.10. Neue Softwareentwicklungen
und Basistechnologien

In Deutschland und anderen Indust riestaaten hängt

von der Sof twaretechnik und von anderen Basistech-

nologien der Informat ik inzwischen die Wet tbewerbs-

fähigkeit  nahezu aller Wirt schaf t szweige ab. Dement -

sprechend erreichte der deutsche Markt  für Sof tware

und dazugehörende direkte Dienst leistungen im Jahr

1998 bereit s ein Volumen von ca. 23,7 Mrd. ECU – bei

jährlichen Wachstumsraten zwischen ca. 8,5 und

12,5 % (Quelle: EITO 99). Heute gehören Sof tware

und sof twarebezogene Dienst leistungen zu den

Bereichen, in denen neue Arbeit splätze rasch und in

bet rächt licher Anzahl entstehen. 

Ziel von Forschung und Entwicklung auf  dem Förder-

gebiet  Informat iksysteme ist  daher nicht  nur, die

technologischen Wet tbewerbsfähigkeit  des Wirt -

schaf t sstandortes Deutschland zu erhalten und aus-

zubauen, sondern vor allem auch die Schaf fung neuer

und die Sicherung vorhandener Arbeit splätze. Dies

soll erreicht  werden durch die Stärkung der wissen-

schaf t lich- technischen Basis der deutschen Informa-

t ikforschung und einem beschleunigten Transfer

neuer Erkenntnisse aus der Wissenschaf t  in die Wirt -

schaf t . Hierzu werden Verbundvorhaben gefördert ,

die Hochschulen und Forschungseinrichtungen ein-

beziehen und damit  stets auch Elemente der Nach-

wuchsförderung zur Behebung des aktuellen Fach-

kräf temangels enthalten.

Neben den bisherigen Informat ik- Schlüsselbereichen

wie Intelligente Systeme, Sprachverarbeitung und

Informat ionsverarbeitung nach biologischen Prinzipi-

en sieht  die Bundesregierung angesichts des ständig

steigenden Entwicklungs-  und Wertanteils von Sof t -

ware in der Informat ionstechnik und in technischen

Produkten Forschungs-  und Entwicklungsbedarf  vor

allem auf  dem Gebiet  der Sof twaretechnologie, um

Sof twareentwicklungsprozesse ef f izienter zu gestal-
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t en und die Qualit ät  komplexer Sof twaresysteme zu

verbessern. Erhebliche Potent iale liegen auch in der

Anwendungen des Höchst leistungsrechnens und der

virtuellen Realit ät . Computersimulat ionen werden in

Wissenschaf t  und Wirt schaf t  zunehmend komplexe,

zeit intensive und teuere wissenschaf t lich- technische

Experimente teilweise oder gänzlich ersetzen. Neben

der Schaf fung der technischen Voraussetzungen gilt

es, bundesweite Zugangsmöglichkeiten zu vorhande-

nen Höchst leistungsrechnern und deren Vernetzung

untereinander zu realisieren.

Die heut ige Informat ionstechnik, die ursprünglich

von Spezialisten für Spezialisten entwickelt  wurde,

muss für den allt äglichen, breiten Einsatz in der

Gesellschaf t  viel stärker auf  die Bedürfnisse sowie die

Denk-  und Verhaltensweisen des Menschen eingehen.

Sie darf  nicht  nur für Techniker ausgelegt  sein, son-

dern sie muss auch für Nicht - Techniker handhabbar

sein – schließlich ist  das die Mehrheit  der Käufer und

Anwender. Technik muss sich dem Menschen anpas-

sen, nicht  umgekehrt . Gerade für Zielgruppen, die

noch ein hohes Marktpotent ial darstellen – z.B. älte-

re Personen - , ist  der herkömmliche Zugang zum Netz

unat t rakt iv. Eine Studie der Gesellschaf t  f ür Konsum-

forschung bezif f ert  den Anteil der Internetnutzer-

innen und Internetnutzer im Alter zwischen 50–59

Jahren erst  bei 10 % der Gesamtnutzer, obgleich diese

Altersgruppe 23 % Anteil an der Gesamtbevölkerung

hat . Mit  alternat iven Technologien besteht  aber die

Möglichkeit , diese und andere Bevölkerungsgruppen

für die moderne IuK- Technik zu gewinnen und damit

die Durchdringungsrate der Online- Anschlüsse signi-

f ikant  zu erhöhen.

Das ist  auch Ziel des vom Bundesministerium für Bil-

dung und Forschung init iierten Leitprojekts Mensch-

Technik- Interakt ion. Die Zukunf t  wird von Systemen

der modernen Informat ions-  und Kommunikat ions-

technologie geprägt  sein, die das beruf liche und das

private Leben eines jeden Einzelnen durchdringen.

Dabei wird es mehr als bisher darauf  ankommen, dass

die Menschen mit  den vielen neuen Produkten und

Methoden und mit  den damit  verbundenen innovat i-

ven und intelligenten Technologien souverän und

ohne großen Zeitaufwand, etwa für Suchprozesse in

einer Menütechnik, umgehen können. Die zu ent -

wickelnden Systeme müssen f lexibel und unkompli-

ziert  an die sich ständig ändernden individuellen

Bedürfnisse und Anforderungen der Benutzer ange-

paßt  werden können, wobei auch Aspekte der benut -

zerorient ierten und ergonomischen Arbeit splatz-

organisat ion einzubeziehen sind.

Aktion:

Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung stellt  f ür die Förderung innovat iver For-

schungs-  und Entwicklungsprojekte in den Tech-

nologiefeldern „Grundlagenforschung Sof tware“

und „Mensch- Technik- Interakt ion“ bis zum Jahr

2005 insgesamt  ca. 500 Mio. DM zur Verfügung.

5.11. Vom Halbleiterbauelement zum 
M ult imediagerät

Die Mikroelekt ronik schaf f t  zusammen mit  der Über-

t ragungstechnik die hardwaremäßige Grundlage für

den Aufbau von Informat ionsnetzen. Ihre Produkte

sind die Informat ion verarbeitende und speichernde

Einheiten. Die Ziele der Mikroelekt ronik sind klar def i-

niert . Neben der St rukturverkleinerung (im Jahre

2005 < 130nm) stehen besonders die Steigerung der

Verarbeitungsgeschwindigkeit  (z.B. Takt f requenzen

> 2 GHz) und die Verringerung des Energieverbrauchs

(z.B. Versorgungsspannungen < 1,5 V) im Vorder-

grund.

In den nächsten Jahren werden die technologischen

und technischen Voraussetzungen geschaf fen, die

Computer, Telefon und Fernseher zu einem universel-

len Mult imediagerät  zusammenwachsen lassen. Zur

Stärkung der deutschen Indust rie auf  dem Gebiet  der

Mikroelekt ronik- Technologie wird ausgehend von

laufenden Projekten im Jahre 2001/2002 die Produk-

t ion von Schalt kreisen auf  300mm- Wafern auf -

genommen, wodurch Deutschland erstmalig eine

führende Rolle in einer Frontend- Technologie der

Mikroelekt ronik einnimmt .

Neben innovat iven Produkt ionstechniken steht  heute

das Thema „Systems on Chip“ (Mikrochips für System-

anwendungen) weiter an vorderer Stelle der For-

schungs-  und Entwicklungspriorit äten in der Mikro-
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elekt ronik. Wirt schaf t liche Ziele sind hier die Siche-

rung bzw. Erweiterung der Fert igungst iefe und die

Gewinnung von Anteilen am Systemmarkt . Techni-

sche Vision ist  das leistungsstarke Ein- Chip- Mult ime-

diagerät , das den Nutzer auf  die verschiedenen Netz-

angebote und im Endgerät  verfügbaren Informat io-

nen einfach, bedienf reundlich und schnell zugreifen

läßt . 

Aktion:

Das Bundesministerium für Bildung und For-

schung stellt  bis zum Jahr 2003 ca. 350 Mio. DM

für die Entwicklung neuer Hochtechnologien der

Mikroelekt ronik zur Signal-  und Informat ionsver-

arbeitung und –speicherung bereit .

6. Staatliche M odernisierung
vorantreiben

Querschnit t stechniken wie der Informat ions-  und

Kommunikat ionstechnik kommt  bei der wirksamen

Wahrnehmung öf fent licher Aufgaben eine zent rale

Bedeutung zu. Sie sind ein wirksames Inst rument  zur

Qualit ät ssteigerung und Nutzung von Ef f izienzpoten-

t ialen. Der Einsatz von Informat ions-  und Kommuni-

kat ionstechniken kann damit  einen wesent lichen Bei-

t rag zu einer leistungsfähigen und wirt schaf t lich

arbeitenden öf fent lichen Verwaltung leisten. Sie prä-

gen darüber hinaus das Verhältnis von Bürgerinnen

und Bürgern und Staat , sie eröf fnen neue Chancen

für das Zusammenwirken von Bürgerinnen und Bür-

gern, Verwaltung und Unternehmen und schaf fen

Voraussetzungen für ef f iziente und bürgerf reundliche

Dienst leistungen der öf fent lichen Hand. Zugleich

besit zen sie ein demokrat isches Potent ial, das es zu

erkennen und zu fördern gilt . 

Dazu gehört  die elekt ronische Modernisierung der

Verwaltung im Verhältnis zum Bürger und zur Wirt -

schaf t  sowie die Möglichkeit  demokrat ischer Infor-

mat ion, Diskussion und Part izipat ion über das Netz.

Innovat ive Formen von Bürgerengagement  und Bür-

gerbeteiligung können st imuliert  und für vielfält ige

Aufgabenstellungen genutzt  werden. Alle wicht igen,

öf fent lich zugänglichen Dokumente können über

öf fent lich zugängliche Informat ions-  und Kommuni-

kat ionsnetze zur Verfügung stehen. Die Bürgerinnen

und Bürger sollt en Gelegenheit  haben, jederzeit  onli-

ne auf  Originaldokumente zuzugreifen um für das

tägliche Leben wicht ige Transakt ionen mit  der Ver-

waltung via Internet  abwickeln zu können. Die

öf fent lichen Einrichtungen müssen dabei zunehmend

von den technischen Möglichkeiten Gebrauch

machen, um ihr Verwaltungshandeln für alle Bürge-

rinnen und Bürger t ransparent  zu machen. 

Auch Formen direkter Bürgerbeteiligung an staat -

lichen Entscheidungen sind denkbar und sollt en

erprobt  werden. Dabei sollt en – neben der verfas-

sungsrecht lichen Zulässigkeit  der direkten Beteili-

gungsformen – folgende Voraussetzungen erfüllt

sein: Es muss eine allgemeine Beteiligung an den Net -

zen geschaf fen werden. Ferner sind auch technisch

sichere und gegen Manipulat ionen schützende Ver-

fahren erforderlich. 

Vor diesem Hintergrund und im Einklang mit  dem Anlie-

gen des Grünbuchs der Kommission der Europäischen

Gemeinschaf t  zu „Informat ionen des öf fent lichen Sek-

tors – eine Schlüsselressource für Europa“ unterstützt

die Bundesregierung das Best reben auf  Landes-  und

Kommunalebene, die neuen mult imedialen Möglichkei-

ten zur Informat ion der Bürgerinnen und Bürger über

Rechts-  und Verwaltungsvorschrif ten, Ausschreibungen,

Termine, Veröf fent lichungen sowie zum interakt iven

Kontakt  zu nutzen. Sie setzt  deut liche Zeichen, indem

sie Netzwerke, welche die Akteure aus allen gesell-

schaf t lichen Bereichen zusammenführen und die ge-

sellschaf t liche Teilhabe verstärken, nachhalt ig fördert .

Der öf fent liche Sektor sollt e insgesamt  zum Motor

für eine beschleunigte Anwendung der neuen Infor-

mat ions-  und Kommunikat ionstechniken werden,

indem er selbst  als Modell f ür beispielhaf te Init iat iven

vorangeht  und indem er die elekt ronische Vernetzung

mit  Bürgern und Unternehmen bereit stellt . Gerade

für die Durchsetzung des elekt ronischen Geschäf t s-

verkehrs kann er als Schnit t stelle zu wicht igen Unter-

nehmensbereichen eine bedeutende Rolle spielen. Die

im Folgenden genannten Projekte dienen dazu, die

Transparenz der öf fent lichen Verwaltung zu steigern

und den prakt ischen Service für Bürgerinnen und

Bürger sowie für die Wirt schaf t  zu verbessern. Gleich-
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zeit ig haben diese Projekte eine Pilot funkt ion, um

prakt ische Erfahrungen mit  den Möglichkeiten und

Chancen von Informat ionstechnik in der öf fent lichen

Verwaltung zu sammeln. 

6.1. Die IT- Strategie des Bundes

Staaten und Regierungen müssen an der Schwelle des

nächsten Jahrhunderts den Übergang zur Informat i-

onsgesellschaf t  und die Modernisierung ihrer Verwal-

tungen zu modernen Dienst leistungsunternehmen

bewält igen. Dazu bedarf  es einer st rategischen Aus-

richtung des Einsatzes von Informat ions-  und Kom-

munikat ionstechnik sowie einer Koordinierung der

Aufgabenbereiche Technik und Organisat ion.

In der Informat ionsgesellschaf t  wird die staat liche

Verwaltung zu einem Informat ions- Dienst leister

unter anderen. Damit  wird sie dem Wet tbewerb aus-

gesetzt . Markt  und Wet tbewerb in der Informat ions-

gesellschaf t  beruhen ganz wesent lich auf  Informat i-

onstechnik (IT). Der Umgang mit  dieser Technik und

dem Produkt ionsfaktor Informat ion bekommt  somit

st rategische Bedeutung.

Um der Herausforderung dieses Wet tbewerbs gerecht

zu werden, wird die Bundesregierung bis zum Som-

mer 2000 eine umfassende IT- St rategie entwickeln.

Unter den Gesichtspunkten von Produkt ion, Vert rieb

und Market ing des Informat ionsangebots der Bun-

desregierung haben dabei

n Informat ionsmanagement ,

n One- Stop- Shop und 

n der Informat ionsverbund des Bundes

besondere Bedeutung.

Informationsmanagement

Das Informat ionsmanagement  bildet  das St rategie-

konzept  für die Produkt ionsplanung unter den Rah-

menbedingungen der Informat ionsgesellschaf t . Das

Informat ionsmanagement  entwickelt  eine Gesamt -

sicht  auf  die Informat ion einer Organisat ion (das

Organisat ionswissen), macht  sie nutzbar und für die

Zweckerfüllung (Organisat ionsziele) produkt iv. Bis-

lang wurde Informat ionstechnik (IT) in der Ministeri-

alverwaltung vorrangig als rein technisches Hilf smit -

tel zum Ersatz der Werkzeuge Papier und Bleist if t

benutzt . Die Verwaltungsmodernisierung kann aber

nur gelingen, wenn direkt  beim Umgang mit  Wissen

und Informat ion angesetzt  wird. Informat ion ist

einerseit s der eigent liche Rohstof f  (Produkt ionsfak-

tor) des Verwaltungshandelns, denn Produkt ionspro-

zesse in der Verwaltung bestehen wesent lich im Fin-

den und Auswerten von bestehenden Informat ionen.

Andererseit s ist  Informat ion das Produkt  des Verwal-

tungshandelns, das mit  f ür die Informat ions-

gesellschaf t  geeigneten Mit teln präsent iert  und Kun-

den zur Verfügung gestellt  werden muss.

One- Stop- Shop 

Die öf fent liche Verwaltung t rit t  in vielen, für die

Wirt schaf t  wesent lichen Bereichen als bedeutender

Produzent  von Informat ion auf . Nicht  zuletzt  die

Wet tbewerbsfähigkeit  der deutschen Wirt schaf t  und

Verwaltung als Voraussetzung für einen at t rakt iven

Standort  Deutschland erfordert  es, dass die öf fent -

liche Verwaltung am elekt ronischen Geschäf t sver-

kehr teilnehmen kann, um z.B. über öf fent liche Auf -

t räge zu informieren und Angebote entgegenzuneh-

men.

Die neuen Technologien werden darüber hinaus den

Austausch von Informat ionen, Waren und Dienst leis-

tungen zwischen Kunden und Anbietern sowie sonst i-

ge Geschäf t sbeziehungen in absehbarer Zeit  t iefgrei-

fend umgestalten. Sie erlauben, Kauf , Verkauf , Konto-

führung und zahlreiche andere Geschäf t svorgänge zu

dezent ralisieren. Die öf fent liche Verwaltung kann den

mit  diesen Entwicklungen verbundenen Herausforde-

rungen nur begegnen, wenn sie eine zeitgemäße

Form des Geschäf t sverkehrs mit  den Bürgern ent -

wickelt . 

St rategisches Ziel der Bundesregierung ist  der Ver-

t rieb ihrer Informat ionsprodukte von einer Zugangs-

stelle aus (One- Stop- Shop). Dieser Vert riebsweg, für

den auch die Bezeichnungen „elekt ronischer Schal-

ter“ oder „elekt ronisches Amt “ („Front  Of f ice“) ge-

bräuchlich sind, wird Zugang zu allen Dienst leistun-
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gen des Staates schaf fen und den Gang zu verschie-

denen Behörden ersetzen.

Die föderale St ruktur der Verwaltung in der Bundes-

republik Deutschland bringt  es mit  sich, dass Publi-

kumsverkehr zu einem erheblichen Teil außerhalb von

Bundesbehörden stat t f indet . Kurzf rist iges Ziel der IT-

St rategie ist  es, Bürgerinnen und Bürgern alle Dienst -

leistungen der Bundesverwaltung über einen One-

Stop- Shop anzubieten. Langf rist ig sollt e durch

Kooperat ion mit  Ländern und Kommunen eine völlige

Durchlässigkeit  zwischen den Verwaltungsebenen

ermöglicht  werden.

Informationsverbund des Bundes (IVBV) 

Die Verbindung zweier Regierungsstandorte durch

modernste Kommunikat ionstechnik im Informat ions-

verbund Berlin- Bonn stellt  eine weltweit  einmalige

Innovat ion dar. Damit  bestehen für die Bundes-

regierung besonders günst ige Voraussetzungen,

durch 

n Einsatz neuer Medien zum direkten Dialog mit

Bürgerinnen und Bürgern, insbesondere über

Internet  und

n Rat ionalisierung der Arbeit  von Bundesregierung

und Bundesverwaltung durch ganzheit liche IT-

Unterstützung

eine Spit zenstellung im Wet tbewerb der europäi-

schen Verwaltungen zu erreichen. 

Dazu ist  harmonisiert  mit  den anderen Komponenten

der IT- St rategie der Bundesverwaltung eine ef f izien-

te, zeitgemäße und wirt schaf t liche Kommunikat ions-

inf rast ruktur für alle Behörden und Einrichtungen des

Bundes aufzubauen. Dieser Informat ionsverbund der

Bundesverwaltung (IVBV) stellt  eine wesent liche

technische Grundlage für die Umsetzung der IT- St ra-

tegie dar. Der IVBV eröf fnet  den Zugang zu den Stel-

len, an denen in der Informat ionsgesellschaf t  Ange-

bot  und Nachf rage zusamment ref fen (virtuelle Märk-

te). Dieser Inf rast ruktur kommt  deshalb beim

Market ing der Informat ionsprodukte der Bundesver-

waltung besondere Bedeutung zu. 

Aktion:

Die Bundesregierung wird die Arbeiten zur Vorla-

ge einer IT- St rategie bis zum Sommer 2000

abschließen. Diese St rategie wird u.a. zeitgemäße

Grundlagen für die Produkt ion, den Vert rieb und

das Market ing von Informat ionsdienst leistungen

enthalten. 

6.2. Zukunftsweisende M odellprojekte

Die Bundesregierung erprobt  in zahlreichen Modell-

projekten den verbesserten Zugang zu Informat ionen

und Serviceleistungen der öf fent lichen Hand für Bür-

gerinnen und Bürger. Markante Beispiele sind:

n Das Elekt ronische Ant rags- /Angebots- System

(kurz: easy) des Bundesministeriums für Bildung

und Forschung bietet  Ant ragstellern von Förder-

mit teln für Forschungsvorhaben die Möglichkeit ,

alle notwendigen Formulare über die Sof tware

auszufüllen, zu speichern, zu ändern und zu

drucken. Allerdings kann aus jurist ischen Grün-

den auf  den (ausgedruckten) Papierant rag derzeit

noch nicht  verzichtet  werden.

n Der Deutsche Wet terdienst  bietet  Informat ionen

für die Landwirt schaf t , f ür die Wasser-  und

Schif f f ahrt sverwaltung des Bundes und die Bun-

desanstalt  f ür Gewässerkunde ein elekt ronisches

Wasserst raßen- Informat ionssystem im Internet

an.

n Das Deutsche Patentamt  macht  im Rahmen des

Aufbaus internat ionaler elekt ronischer Patent -

bibliotheken Informat ionen aus dem Patent -

informat ionssystem DEPATIS als IPDL (= intellec-

tual propert y digital library) im Internet  zugäng-

lich. 

n Moderne Informat ionstechnik bildet  zudem das

wesent liche Hilf smit tel, um nach dem Umzug des

Deutschen Bundestages von Bonn nach Berlin bei

der Auf teilung der Regierungsfunkt ionen auf  die

beiden Standorte die räumliche Ent fernung zu
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überwinden. Der Informat ionsverbund Berlin-

Bonn (IVBB) dient  dazu, die uneingeschränkte

Arbeit sfähigkeit  der Verfassungsorgane an bei-

den Standorten sicherzustellen. Er schließt  die

verschiedenen Standorte in Berlin und Bonn zu

einem „vernetzten Unternehmen“ zusammen. 

n Der „Informat ionsverbund der Bundesverwaltung

(IVBV)“, ein Corporate Network aller Bundes- Ein-

richtungen, soll künf t ig die ef f iziente Kommuni-

kat ion und Informat ionsbereit stellung in der

gesamten Bundesverwaltung ermöglichen. Der

IVBV umfasst  den IVBB, insbesondere den Zugang

zu seinen zent ralen Diensten, und den Zugrif f  auf

zent rale Informat ionen. Die Koppelung mit  den

Netzen der Länder sowie europäischer und

internat ionaler Partner f ließt  in die Konzept ion

ein.

n Die Bundesverwaltung beabsicht igt , neue

Dienstausweise auf  der Basis mult if unkt ionaler

Chipkarten einzuführen. Die heute verfügbaren

Chips ermöglichen, den Dienstausweis neben der

herkömmlichen Ausweisfunkt ion mit  zusätzli-

chen Funkt ionen auszustat ten: Prüfbarkeit  der

Echtheit  des Ausweises mit tels digitaler Signatur;

Authent isierung (z.B. beim Zut rit t  zu Räumen

oder beim Zugang zu Rechnern); Arbeit szeit -

erfassung; Erzeugung digitaler Signaturen

(Speicherung und Anwendung des privaten Sig-

naturschlüssels); Verschlüsselung für den elekt ro-

nischen Dokumentenaustausch (E- Mail); Elekt ro-

nische Geldbörse und Berecht igungsnachweis für

best immte Leistungen, z.B. bei Dienst reisen. Die

Nutzung dieser Funkt ionen ist  opt ional und kann

von den einzelnen Behörden festgelegt  werden.

Das Bundesministerium des Innern (BMI) führt

ein Projekt  zur Einführung eines solchen

Dienstausweises durch, mit  dem Erfahrungen für

die gesamte Bundesverwaltung gesammelt  wer-

den sollen. Gleichzeit ig f indet  unter Feder-

führung der Koordinierungs-  und Beratungsstel-

le der Bundesregierung für Informat ionstechnik

in der Bundesverwaltung im Bundesministerium

des Innern (KBSt ) und des Bundesamtes für

Sicherheit  in der Informat ionstechnik (BSI) die

Piloterprobung SPHINX zur Einführung von digi-

talen Signaturen und Verschlüsselungen in der

Bundesverwaltung stat t . Daran nehmen Bundes- ,

Landes-  und Kommunalverwaltungen sowie

Wirt schaf t  und Verbände teil.

Aktion:

Die Bundesregierung wird im Rahmen der Umset -

zung der IT- St rategie ein umfassendes mult ime-

diales Dienst leistungsangebot  unter Einbindung

der verschiedenen laufenden Modellprojekte auf -

bauen.

6.3. Öffentliche Auftragsvergabe per
Internet

Mit  über 30.000 öf fent lichen Auf t raggebern, die Auf -

t räge über Liefer- , Dienst -  und Bauleistungen in Höhe

von rund 400 Mrd. DM pro Jahr vergeben (ca. 7 % des

Brut toinlandsprodukts [BIP]), ist  das öf fent liche Auf -

t ragswesen ein beacht licher Wirt schaf t sfaktor. In der

Europäischen Union wird der Wert  der Auf t räge, die

von etwa 500 000 öf fent lichen Auf t raggebern verge-

ben werden, auf  ca. 700 Mrd. EURO geschätzt  (das

entspricht  11 % des Brut toinlandsprodukts).

Die von den öf fent lichen Händen benöt igten Leistun-

gen werden auf  verschiedenen Märkten grundsätzlich

im Wet tbewerb über die Vergabe von Auf t rägen

beschaf f t . Nach bisheriger Vergaberechtslage bedarf

der Austausch von Informat ionen und Willenser-

klärungen aus Gründen der Vert ragsklarheit  und 

- sicherheit  weitgehend der Schrif t f orm. Insbesondere

Angebote bedürfen zu ihrer Wirksamkeit  der eigen-

händigen Unterschrif t . 

Mit  dem Informat ions-  und Kommunikat ionsdienste-

Gesetz (IuKDG) hat  der Gesetzgeber wicht ige Grundla-

gen dafür geschaf fen, anstelle der eigenhändigen

Unterschrif t  für elekt ronisch übermit telte Schrif t -

stücke eine digitale Signatur zu verwenden. Die

Bundesregierung hat  diese Chance für ef f izientere

Verfahrensweisen zwischen Staat  und Wirtschaf t  –

mit  Unterstützung der Europäischen Kommission –

auch auf  dem Gebiet  des Vergaberechts ergrif fen.

Elekt ronische Dokumente im Vergabewesen sind nach

gegenwärt iger Planung zunächst  als Ergänzung zur
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verbindlichen Papierform vorgesehen. Die prakt ische

Umsetzung des Gesetzes zur digitalen Signatur – bei-

spielsweise durch die Verfügbarkeit  von Trust - Centern,

wird sich auch auf  das öf fent liche Auf t ragswesen aus-

wirken. Die recht lichen Rahmenbedingungen werden

entsprechend angepasst  werden. Um Unternehmen,

die moderne Informat ions-  und Kommunikat ionstech-

nologien bisher noch nicht  nutzen, eine Beteiligung

an öf fent lichen Vergabeverfahren zu ermöglichen,

kann auf  die Papierform in absehbarer Zeit  aber noch

nicht  vollständig verzichtet  werden. Dennoch ist

davon auszugehen, dass eine parallele Ausschreibung

öf fent licher Auf t räge über Internet  eine Schubwir-

kung erzeugen wird, durch die bisher nicht  mult ime-

dial agierende Firmen angehalten werden, sich auch

auf  diese Kommunikat ionsform einzustellen. 

Informat ionstechnik im öf fent lichen Auf t ragswesen

wird von der Europäischen Kommission und den Mit -

gliedstaaten durch verschiedene Projekte gefördert .

Gegenwärt ig wird beispielsweise im Rahmen von

SIMAP (System d‘Informat ion sur les Marchés Publics)

die Veröf fent lichung von geplanten Ausschreibungen

über Internet  getestet . Deutschland stellt  dabei

innerhalb der EU mit  über 80 Pilot teilnehmern das

größte Kont ingent . Das Bundesministerium für Wirt -

schaf t  und Technologie hat  hier die nat ionale Feder-

führung.

Aktion:

n Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und

Technologie wird die Kernvorschrif t en der

Vergaberegeln in seinem Zuständigkeit sbe-

reich (Vergabeverordnung, Verdingungsord-

nung für Leistungen VOL, Verdingungsord-

nung für f reiberuf liche Leistungen VOF) bis

Ende des Jahres 1999 ändern, so dass künf t ig

öf fent liche Auf t raggeber die Möglichkeit

haben, elekt ronische Ausschreibungsverfah-

ren zu nutzen. Zur technischen Umsetzung

sind Pilotprojekte in der Bauverwaltung ange-

laufen, deren Ergebnisse im 1. Halbjahr 2000

vorliegen werden. 

n Parallel zu den nat ionalen Pilotprojekten sol-

len im Rahmen des EU- Vorhabens SIMAP 

(System d‘Informat ion sur les Marchés

Publics) nach einem „Drei- Stufen- Modell“

zunächst  Kurzbeschreibungen von ausge-

schriebenen Vorhaben zusätzlich zur bisheri-

gen Veröf fent lichung im Amtsblat t  auch im

Internet  zur Verfügung gestellt  werden. Die

Projektphase hierzu ist  angelaufen. In der

zweiten Stufe sollen Ausschreibungsunterla-

gen in elekt ronischer Form zum Abruf  ins

Internet  eingestellt  werden. Im drit t en Schrit t

sollen parallel zu schrif t lichen Angeboten

auch Angebote in elekt ronischer Form entge-

gengenommen werden. 

6.4. ELektronische STeuerERklärung
(ELSTER) – Steuererklärung via
Internet

Bund und Länder verfolgen das Ziel, die Abgabe und

Bearbeitung von Steuererklärungen durch den Ein-

satz moderner Kommunikat ionsmit tel bürgerf reund-

licher und weniger verwaltungsaufwendig zu gestal-

ten. Sie haben deshalb das Verfahren „ELekt ronische

STeuerERklärung (ELSTER)“ als bundeseinheit liche

Sof tware entwickelt . Um die Vorteile der „elekt roni-

schen Steuererklärung“ möglichst  kurzf rist ig einer

großen Zahl von Bürgern zugänglich zu machen, wird

seit  Anfang 1999 in einigen Ländern die Übermit t -

lung von Steuererklärungsdaten über das Internet  in

einem Pilot verfahren erprobt . Interessierte Sof t -

warehersteller können die für den Druck und die

Übermit t lung von Steuererklärungen benöt igte

Sof tware, das sog. TeleModul, unmit telbar bei

der EDV- Stelle der Oberf inanzdirekt ion München

ht tp://www.elster.de anfordern und in die von ihnen

vert riebenen Steuererklärungsprogramme einbinden.

Das TeleModul hat  mehrere Funkt ionen: zum einen

übernimmt  es nach einer schon beim Steuerpf licht i-

gen oder Berater durchgeführten Plausibilit ät sprü-

fung die korrekte Übermit t lung der verschlüsselten

Steuererklärungsdaten und entschlüsselt  empfangene

Daten des Steuerbescheids; zum anderen wird mit

seiner Hilf e eine sog. „komprimierte Steuererklärung"

ausgedruckt . Dabei handelt  es sich um eine neue

Form der amt lich vorgeschriebenen Vordrucke i.S.d.
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§ 150 Abs. 1 der Abgabenordnung (AO). Ihr Inhalt

ist im Wesent lichen auf  die Angaben zu Be-

steuerungsgrundlagen des jeweiligen Einzelfalls

beschränkt  und benöt igt  dadurch weniger Papier.

Auf diese Weise ist  sichergestellt , dass die elekt ro-

nisch übermit telten Daten und die vom Steuer-

pf licht igen unterschriebene papierene Steuerer-

klärung übereinst immen. Die recht lichen Bedingun-

gen dieses neuen Verfahrens werden durch

„Grundsätze für die Verwendung von Steuerer-

klärungsvordrucken" und durch „Grundsätze für die

elekt ronische Übermit t lung von Steuererklärungsda-

ten" erläutert ; sie werden im Bundessteuerblat t  ver-

öf fent licht . 

Aktion:

n Einkommensteuererklärungen können ab

Januar 2000 auf  elekt ronischem Weg über

marktübliche Steuererklärungsprogramme

abgegeben werden, die das TeleModul der

Steuerverwaltung verwenden. Im Laufe des

Jahres 2000 wird die Abgabe von Umsatz-

steuer- Voranmeldungen und Lohnsteuer-

anmeldungen auf  gleichem Weg ermöglicht .

n Die elekt ronische Abgabe wird auf  weitere

Steuerarten ausgedehnt  (z.B. Gewerbesteuer).

Die Projektphase hierzu ist  angelaufen. 

n In einer späteren Stufe wird die elekt ronische

Übermit t lung von Steuerbescheinigungen

und notwendigen Belegen (z.B. Lohnsteuer-

karte, Bilanzen) sowie die Einführung einer

digitalen Signatur realisiert . 

6.5. Virtuelle Stadt: M EDIA@ Komm

Die Präsenz von Städten und Gemeinden im Internet

wächst . Gleichwohl ist  die bisherige Entwicklung über

das Niveau von Informat ionsangeboten kaum hinaus-

gegangen. Der breite Durchbruch zur rechtsverbindli-

chen Interakt ion in elekt ronischen Netzen auf  Basis

der digitalen Signatur steht  noch aus. Hier setzt  das

Projekt  MEDIA@ Komm an. Es soll Deutschland auf

dem Weg zu elekt ronischen Verwaltungs-  und Wirt -

schaf t sst rukturen deut lich voranbringen. Seine Leit -

ziele sind das „virtuelle Rathaus“ und der „virtuelle

Marktplatz“. Das bedeutet  mehr Service und mehr

Transparenz öf fent licher Behörden für Bürgerinnen

und Bürger und die übrigen Teilnehmer am Rechts-

und Wirt schaf t sleben. 

Das Projekt  MEDIA@ Komm ist  ein ganzheit licher

Innovat ionsansatz, der Bürgerinnen und Bürger,

öf fent liche Verwaltung und Unternehmen im bisher

größten Pilot versuch des Bundes zur mult imedialen

Gestaltung des kommunalen Lebens zusammenführt .

Mit  ihm werden kommunale Informat ions- , Kommu-

nikat ions-  und Interakt ionsprozesse direkt  in das

elekt ronische Netz verlagert . Ein zent raler Bestandteil

dabei ist  die digitale Signatur, da ohne sie ein ver-

t rauenswürdiger und sicherer elekt ronischer Ge-

schäf t sverkehr nicht  möglich wäre. 

Mit  MEDIA@ Komm werden die Verwaltungen ef f izi-

enter und bürgerf reundlicher und Unternehmen f le-

xibler und produkt iver. Für die Menschen verbessern

sich die Arbeit s-  und Lebensbedingungen. Zum Bei-

spiel können die in vielen Lebenslagen erforderlichen

Behördengänge und Änderungsmit teilungen selb-

ständig und parallel übers Netz abgewickelt  werden.

Digitale Ausschreibungen beschleunigen Bauvorha-

ben und sorgen gleichzeit ig für mehr Transparenz des

öf fent lichen Sektors. Elekt ronische Studentenaus-

weise und digitale Studienbücher, verknüpf t  mit

Zahlungsfunkt ionen für den öf fent lichen Personen-

nahverkehr, erleichtern den Studentenallt ag. Gezielte

Produkt informat ionen und - vergleichsmöglichkeiten

führen zu mehr Markt t ransparenz und Wet tbewerb.

Viele Dienst leistungen, z.B. Online- Ticket ing und

Reisebuchung, können digital vom eigenen Schreib-

t isch aus erledigt  werden. Mit  dem MEDIA@ Komm-

Projekt  werden Technologie- Entwicklung und - An-

wendung als Einheit  gefördert , Unternehmen mobili-

siert  und die recht lichen Rahmenbedingungen

erprobt  und fortentwickelt . 

In Form eines Wet tbewerbs haben 10 Städte und

Gemeinden hierfür detaillierte Konzepte erstellt . Als

Gewinner des Wet tbewerbs hat  das Bundesministeri-

um für Wirt schaf t  und Technologie im März 1999,

entsprechend dem Votum einer unabhängigen und

internat ional besetzten Jury, die Städte Bremen, Ess-

lingen und Nürnberg ausgezeichnet . Ihre Konzepte
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werden in den kommenden Jahren als Best - Pract ice-

Beispiele umgesetzt , um breitenwirksam Nachah-

mungsef fekte und Invest it ionen in zukunf t sfähige

Arbeit splätze auszulösen. 

Aktion:

Die Bundesregierung wird die Nutzung des Inter-

net  im kommunalen Allt ag im Rahmen des Pro-

jekts MEDIA@ Komm weiter fördern, dabei soll

auch den Informat ionsbedürfnissen von Frauen

besonders Rechnung get ragen werden. Für die

Verbreitung der Erfahrung und Erkenntnisse wird

im Rahmen der geplanten Begleit f orschung und

durch Einrichtung geeigneter Arbeit skreise ge-

sorgt . Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und

Technologie stellt  hier für MEDIA@ Komm Mit tel

in Höhe von bis zu 60 Mio. DM bereit .

6.6. Telearbeit  in kommunalen
Verwaltungen (DATEL)

Maßnahmen, die die kommunikat ive oder interakt ive

Seite der Arbeit sabläufe bet ref fen – wie Telearbeit

oder Telekooperat ion – sind bisher in Deutschland nur

in 3 % der Städte umgesetzt  und lediglich in 28 % der

Städte geplant . Mit  dem Einsatz der neuen Informa-

t ions-  und Kommunikat ionstechniken, speziell f ür

Telearbeit , eröf fnen sich für kommunale Verwaltun-

gen vielfält ige Chancen zur Einführung dezent raler

Organisat ionsst rukturen über Dezernats-  und Fach-

bereichsgrenzen hinweg. Für Bürgerinnen und Bürger

und für die Wirt schaf t  können so zeit raubende Be-

arbeitungsst rukturen durch ef f izientere Leistungser-

bringung ersetzt  werden, bei gleichzeit iger Umgestal-

tung der Arbeit splätze und einer Verbesserung der

Arbeit sorganisat ion. Mit  Telearbeit  können – im

Bereich der kommunalen Verwaltung kaum verbreite-

te – Call- Center geschaf fen oder der Einst ieg in Tele-

kooperat ion erreicht  werden. Mit  Hilf e von über das

Netz versendbaren, digitalisierten Akten kann die

Durchlauf -  und Bearbeitungsgeschwindigkeit  bei ei-

ner Vielzahl von Anf ragen und Ant rägen im Interesse

von Bürgerinnen und Bürgern und Wirt schaf t  erheb-

lich beschleunigt  werden. Hierbei sind allerdings

datenschutzrecht liche und sicherheit stechnische Be-

lange zu beachten.

Der Wet tbewerb DATEL fördert  die Einrichtung und

Erprobung von datensicherer Telearbeit  in verschiede-

nen Tät igkeit sbereichen der kommunalen Verwaltung

sowie in Unternehmen mit  kommunalem Bezug.

Damit  sollen im kommunalen Bereich eine ef f iziente

und rasche Abwicklung von Verwaltungsverfahren

und ämterübergreifende Problemlösungen erreicht

werden. DATEL setzt  die erfolgreich abgeschlossene

Fördermaßnahme „Telearbeit  im Mit telstand“ fort , die

dazu führte, dass bei mit telständischen Unternehmen

während der Laufzeit  des Projekts von Anfang 1997

bis Anfang 1999 rund 1.700 Telearbeit splätze, darun-

ter über 500 völlig neue Arbeit splätze eingerichtet

werden konnten. 

Aktion:

Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und Tech-

nologie stellt  rund 2,5 Mio. DM für den Wet t -

bewerb zur Einrichtung und Erprobung von

datensicherer Telearbeit  in der kommunalen

Verwaltung (DATEL) bereit . Bis zu 50 Kommunen

bzw. Unternehmen mit  kommunalem Bezug kön-

nen mit  jeweils bis zu 60.000 DM gefördert  wer-

den. Hauptkrit erien der Förderung sind die Anzahl

der neu zu schaf fenden Telearbeit splätze und die

Schlüssigkeit  des Sicherheit skonzeptes. 

6.7. Informationsdienste in den
Arbeitsverwaltungen 

Informationsangebote der Arbeitsverwaltung

Die Bekämpfung der Arbeit slosigkeit  ist  die zent rale

polit ische Aufgabe. Eine funkt ionierende Arbeit sver-

mit t lung ist  dabei die Grundvoraussetzung, dass f reie

Stellenangebote möglichst  ohne Zeit verzug besetzt

werden können. Dabei müssen sich die Fachkräf te für

Arbeit svermit t lung in den Arbeit sämtern angesichts

der hohen Zahl von Arbeit ssuchenden auf  diejenigen

Fälle konzent rieren können, in denen eine gezielte

und persönliche Beratung unumgänglich ist . Reine
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Informat ionsaufgaben können deshalb ef fekt iv über

das Internet  abgewickelt  werden. Die Bundesanstalt

f ür Arbeit  (BA) bietet  deshalb Informat ionsangebote

über öf fent liche Netze an. Seit  1997 sind verschiede-

ne Angebote der BA im Internet  unter www.arbeit s-

amt .de verfügbar. Diese haben sich mit t lerweile mit

bis zu 200.000 täglichen Zugrif f en einen Spit zen-

platz unter den Web- Angeboten erobert . Der Stellen-

Informat ions- Service (SIS) zum Beispiel ermög-

licht den direkten Zugrif f  auf  die Stellenangebote der

Arbeit sämter. Derzeit  können über 300.000 of fene

Stellen aus Deutschland und dem europäischen

Ausland unter dieser Internetadresse abgerufen wer-

den. 

Der Arbeitgeber- Informat ions- Service (AIS) ermög-

licht  – in anonymer Form – den Zugrif f  auf  beim

Arbeit samt  gemeldete Bewerberprof ile, deren Veröf -

fent lichung die Arbeit ssuchenden zugest immt  haben.

Dies eröf fnet  den Unternehmen individuelle Suchwe-

ge bei der Stellenbesetzung. Of fene Stellen und Aus-

bildungsplätze können über AIS direkt  von den

Arbeitgebern übermit telt  werden. Zwischenzeit lich

hat  die Bundesanstalt  f ür Arbeit  ihren Internet - Servi-

ce für Arbeitgeber um das Angebot  „Management -

vermit t lung Online“ (Prof ile von Spit zen-  und

Führungskräf ten) erweitert . Über den Ausbildungs-

Stellen- Informat ions- Service (ASIS) besteht  zudem

der direkte Zugrif f  auf  f reie, bei der Berufsberatung

des Arbeit samtes gemeldete Ausbildungsstellen.

Damit  unterstützt  die Bundesanstalt  f ür Arbeit  unter

anderem die Bemühungen der Bundesregierung im

Rahmen ihres „Sofortprogramm für 100.000 Jugend-

liche“, möglichst  vielen Jugendlichen eine gründliche

Berufsausbildung zu ermöglichen. 

Konzept „IT 2000“ der Bundesanstalt  für Arbeit

Im Rahmen ihres Vorhabens „Arbeit samt  2000“ st rebt

die Bundesanstalt  f ür Arbeit  (BA) an, ihre Informat i-

onsverarbeitung zu modernisieren und auszubauen.

Dies dient  dem Ziel, die Qualit ät  der Dienst leistungen

der BA nachhalt ig zu verbessern und die Dienst lei-

stung für die Bürgerinnen und Bürger ganzheit lich

und möglichst  aus einer Hand zu erbringen. Die

Dezent ralisierung des Dienst leistungsangebots setzt

eine weitergehende und ort sunabhängige Verfügbar-

keit  aller Informat ionen voraus. Die zunehmende

Bereit schaf t  der Kunden, sich selbst  zu informieren,

erfordert  den Auf -  und Ausbau interakt iver Informa-

t ionssysteme in öf fent lichen Netzen. 

Mit  dem Konzept  „IT 2000“ wird angest rebt , dass

künf t ig jeder Mitarbeiter der Bundesanstalt  f ür Arbeit

– im Rahmen der übert ragenen Aufgaben – Zugrif f

auf  eine gemeinsame Datenbasis hat , in elekt ronisch

gespeicherten Dokumenten und Vorgängen recher-

chieren und einheit liche Bürodienst leistungen für das

Bearbeiten von Vorgängen und Anf ragen nutzen

kann. Für den Informat ionsaustausch mit  internen

und externen Partnern stehen Kommunikat ionsdien-

ste zur Verfügung. Rechtsnormen und Weisungen,

Handbücher, Arbeit sanleitungen, Stat ist iken und Per-

sonalinformat ionen werden in elekt ronischer Form im

Int ranet  der Bundesanstalt  f ür Arbeit  t agesaktuell

bereitgestellt . Das Konzept  wird seit  Ende 1998

schrit tweise umgesetzt . Ab Herbst  2000 gibt  es ein IT-

Verfahren mit  einer integrierten Lösung für die

Geschäf t sprozesse „Arbeit svermit t lung und Arbeit slo-

sengeld/Arbeit slosenhilf e“. Damit  verbunden sind ein

geringerer Erfassungsaufwand, f lexiblere und erwei-

terte Suchmöglichkeiten, bundesweit  verfügbare

Stellen-  und Bewerberdaten, verbesserte Auskunf t s-

fähigkeit  ohne Einsichtnahme in einzelne Akten und

leistungsfähige Berechnungshilf en. 

Aktion:

n Die Bundesanstalt  f ür Arbeit  wird ihr elekt ro-

nischen Informat ionsangebot  kont inuierlich

ausbauen, anwenderorient iert  weiterent -

wickeln und eine möglichst  f lächendeckende

Erfassung anst reben.

n Innerhalb der nächsten drei Jahre sollen – im

Interesse einer bürgernahen Verwaltung – alle

Mitarbeiter der Bundesanstalt  f ür Arbeit ,

einschließlich der ört lichen Arbeit sämter, an

ihrem Arbeit splatz über einen vernetzten

computergestützten Arbeit splatz verfügen,

über den sie auf  alle zur Aufgabenerledigung

benöt igten Fachanwendungen, Of f ice- Pro-

dukte und weitere PC- Anwendungen sowie

auf  eine gemeinsame Datenbasis zugreifen

können. 
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n Im Rahmen ihres Vorhabens „Arbeit samt

2000“ st rebt  die Bundesanstalt  f ür Arbeit  (BA)

an, die Informat ionsverarbeitung zu moderni-

sieren und auszubauen. Die Dienst leistungen

der BA sollen qualit at iv verbessert  und für die

Bürgerinnen und Bürger möglichst  aus einer

Hand erbracht  werden. Die dafür sinnvolle

Dezent ralisierung des Dienst leistungsange-

bots setzt  eine weitgehend ort sunabhängige

Verfügbarkeit  aller Informat ionen voraus.

6.8. Wahlen im Internet 

Eine der vielen Chancen des Internet  besteht  darin,

demokrat ische Entscheidungsprozesse zu unter-

stützen und zu beschleunigen. Bislang liegen hierzu

prakt ische Erfahrungen noch kaum vor. Mit  dem

bereit s im Frühjahr 1999 angelaufenen Projekt

„Wahlen im Internet “ wurden erstmals die Vorausset -

zungen für eine Wahl über das Internet  – alternat iv

zur Briefwahl – geschaf fen. Die Vielzahl von Wahlen

in Deutschland auf  den verschiedenen polit ischen

Ebenen macht  eine Erleichterung der Teilnahme an

Wahlen sehr wünschenswert . Bei steigender Mobilit ät

und Alterung der Wahlbevölkerung bietet  die St imm-

abgabe über das Internet  eine neue, ebenso prakt i-

sche wie at t rakt ive Möglichkeit . 

In der Vergangenheit  haben zwei Hindernisse das

Internet  als Wahlplat t f orm ungeeignet  erscheinen

lassen: seine mangelhaf te Verbreitung und seine

Of fenheit , die eine geheime, also anonyme und fäl-

schungssichere St immabgabe prakt isch unmöglich

gemacht  haben. Zum einen ist  aber die Verbreitung

des Internet  inzwischen weit  genug gediehen, um für

eine größere Zahl von Wählern interessant  zu sein;

zum anderen lassen moderne Sof tware, die Verwen-

dung digitaler Signaturen und zuverlässige gesetzli-

che Rahmenbedingungen wie das Informat ions-  und

Kommunikat ionsdienstegesetz (IuKDG) die nöt ige

Anonymisierung und Fälschungssicherheit  jet zt  reali-

sierbar erscheinen. 

Mit  dem Projekt  „Wahlen im Internet “ sollen schrit t -

weise die technischen und recht lichen Probleme

gelöst  werden, so dass am Ende ein Internet - Wahl-

verfahren analog zur Briefwahl verfügbar ist . Dabei

soll stufenweise die IuKDG- konforme digitale Signa-

tur eingesetzt  werden. Durch wirklichkeit snahe Tests

sollen Schlussfolgerungen für die Weiterentwicklung

gezogen werden. So werden gegenwärt ig prakt ische

Erfahrungen gesammelt  bei den Sozialwahlen der

Techniker- Krankenkasse, bei den Personalratswahlen

des Stat ist ischen Landesamtes Brandenburg und bei

Kollegialorganwahlen an der Universität  Osnabrück.

Darüber hinaus werden Möglichkeiten der wirt schaf t -

lichen Verwertung der Projektergebnisse geprüf t .

Zudem sind, insbesondere im Hinblick auf  die Sicher-

stellung des Wahlgeheimnisses auch während der

St immabgabe, weitere recht liche Prüfungen erforder-

lich. Bei Wahlen zum Deutschen Bundestag müssen

die verfassungsrecht lichen Vorgaben des Art ikel 38

Abs. 1 GG im Hinblick auf  eine „geheime Wahl“ erfüllt

werden. Dies dürf te voraussicht lich erst  mit telf rist ig

erreicht  werden können.

Aktion:

Das Bundesministerium für Wirt schaf t  und Tech-

nologie fördert  das Projekt  „Wahlen im Internet “

mit  über 1,3 Mio. DM. Darüber hinaus ist  geplant ,

die Ergebnisse breitenwirksam, unter anderem

durch Veranstaltungen und Dokumentat ionen,

aufzubereiten.

6.9. Aufbau integrierter raum-
bezogener Informationssysteme

Für planende Maßnahmen ist  ein sensibles und

schnell reagierendes stat ist isches Darstellungs-  und

Analyseinst rumentarium unerlässlich. Im Rahmen der

laufenden Raumbeobachtung bet reibt  das Bundes-

amt  für Bauwesen und Raumordnung (BBR) im nach-

geordneten Bereich des Bundesministeriums für Ver-

kehr, Bau-  und Wohnungswesen seit  Mit te der 70- er

Jahre eine Regionaldatenbank. Inzwischen haben sich

die Hardwareplat t f orm als auch die Rahmenbedin-

gungen für Bet rieb, Organisat ion und Nutzung regio-

nalisierter Datenbestände stark verändert , was eine

Neuorganisat ion des gesamten Informat ionsmanage-
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ments in dem BBR erfordert . Das neu einzuführende

„St rategische Informat ionssystem (SIS)“ wird eine

Verbesserung des Informat ionszuganges für die Nut -

zer, eine insgesamt  verbesserte Dokumentat ion der

Daten, einen einfacheren und leichteren Zugrif f  auf

Daten und räumliche Bezüge sowie die Entwicklung

hausinterner und externer Berichterstat tungssysteme

bringen. Dazu gehört  u.a. auch die mult imediale Prä-

sentat ion von Ergebnissen der laufenden Raumbeob-

achtung mit  Hilf e neuer Informat ionstechniken und

–medien (z.B. CD- Rom, Internetangebot ). 

Geoinformat ionen sind in der modernen Informat i-

ons-  und Kommunikat ionsgesellschaf t  auf  allen Ebe-

nen in Verwaltung, Wirt schaf t  und Gesellschaf t  von

erheblicher Bedeutung und Voraussetzung für die

Ansiedlung neuer Geschäf t sfelder. Geo- Datensätze

bilden auch künf t ig ein wertvolles Wirt schaf t sgut

ersten Ranges und können bei st raf fer Koordinierung

der behördlichen Datenbewirt schaf tung zur Verbes-

serung der Rahmenbedingungen für Wachstum und

Beschäf t igung beit ragen. 

Das Bundesministerium des Innern hat  ein Geodaten-

zent rum (GDZ) beim Bundesamt  für Kartographie und

Geodäsie eingerichtet . Der Zugrif f  auf  die überwie-

gend in der öf fent lichen Verwaltung vorgehaltenen

Geoinformat ionen und Geodaten wird daher künf t ig

unter Ausschöpfung der modernen Informat ions-

technologie für alle Anwender und Nutzer in Verwal-

tung, Wirt schaf t  und Wissenschaf t  wesent lich er-

leichtert  werden. 

Aktion:

n Im Rahmen einer mehrmonat igen Testphase,

die zugleich als der Einst ieg in die System-

umstellung gelten kann, soll im Echtbet rieb

untersucht  werden, inwieweit  das ausgewähl-

te Programmsystem „St rategisches Informat i-

onssystem (SIS)“ den spezif ischen Anforde-

rungen des Bundesamtes für Bauwesen und

Raumordnung entspricht . 

n Zur Verbesserung der Koordinierung des Geo-

informat ionswesens in Deutschland hat  die

Bundesregierung einen ständigen „Intermini-

steriellen Ausschuss für Geoinformat ions-

wesen“ (IMAGI) unter Federführung des Bun-

desministeriums des Innern eingerichtet . Er

soll insbesondere die Konzept ion eines ef f izi-

enten Datenmanagements für Geodaten auf

Bundesebene als priorit äre Aufgabe ent -

wickeln, die Bund/Länder- Abst immung über

Kompat ibilit ät  und Entgelt f ragen intensivie-

ren und Normungs-  und Standardisierungs-

konzept ionen durchsetzen. 

7. Europäische und internationale
Zusammenarbeit

Der globale Charakter der Informat ions-  und Kom-

munikat ionsnetze verdeut licht , wie wicht ig europa-

weite und internat ionale Rahmenbedingungen sind,

um die Entwicklung der Informat ionsgesellschaf t

weltweit  zu befördern. Nat ionale Regelungen werden

hierdurch nicht  in jedem Fall überf lüssig. Sie müssen

aber durch innerhalb Europas und internat ional

akzept ierte Spielregeln und Rahmenbedingungen

wirksam ergänzt  werden. 

Besonderes Gewicht  hat  in der internat ionalen Zu-

sammenarbeit  auch die Verbesserung der Beteiligung

von Frauen an der Entwicklung und Gestaltung der

Informat ions-  und Kommunikat ionstechnologien.

Hierzu plant  die Bundesregierung eine übergreifende

internat ionale Konferenz, die beispielhaf te Entwick-

lungen in diesem Bereich vorstellen soll.

7.1. Zusammenarbeit  in der
Europäischen Union

Auf  der Ebene der Europäischen Union sind eine

Reihe von Init iat iven zur Harmonisierung der nat io-

nalen Rechtsordnungen eingeleitet  worden, um die

Voraussetzungen für die Verwirklichung des gemein-

samen Binnenmarktes auch für den elekt ronischen

Geschäf t sverkehr sicherzustellen. 

Für die Richt linie über gemeinsame Rahmenbedin-

gungen für elekt ronische Signaturen wurde am



22. April 1999 unter deutscher Präsidentschaf t  ein

Gemeinsamer Standpunkt  im Ministerrat  verabschie-

det . Für diese Richt linie war das deutsche Signaturge-

setz entscheidende Ausgangs-  und Beratungsgrund-

lage. Mit  dem jetzt  gefundenen Kompromiss zwischen

den sicherheit stechnischen Anforderungen an die

elekt ronische Signatur und der notwendigen Flexibi-

lit ät  f ür die Wirt schaf t  ist  eine wicht ige Grundlage

für die zukünf t ige Entwicklung elekt ronischer Dienste

geschaf fen worden. Die jet zt  noch notwendigen Ver-

handlungen im Europäischen Parlament  können vor-

aussicht lich bis Ende 1999 abgeschlossen werden. 

Derzeit  wird auf  EU- Ebene eine Richt linie zur Rege-

lung des Urheberrechts und verwandter Schutzrechte

in der Informat ionsgesellschaf t  beraten. Hierbei

kommt  es darauf  an, einen angemessenen Ausgleich

zwischen dem Interesse der Urheber nach Schutz

ihres geist igen Eigentums und der möglichst  f reizügi-

gen Verbreitung und Nutzung von Inhalten zu erzie-

len. Um zu einer für alle Seiten akzeptablen Lösung

zu gelangen, müssen noch eine Reihe von einzelnen

Fragen, z.B. eine mögliche Vergütungspf licht  für Pri-

vatkopien und der recht liche Schutz von technischen

Maßnahmen zum Schutz der Urheber (wie Kopier-

sperren oder Verschlüsselungen) geklärt  werden. Ein

gemeinsamer Standpunkt  der Mitgliedsstaaten wird

für den Dezember 1999 angest rebt . 

Der Vorschlag der EU- Kommission für eine Richt linie

zu best immten recht lichen Aspekten des elekt roni-

schen Geschäf t sverkehrs im Binnenmarkt  greif t  die

Kerngedanken des Teledienste- Gesetzes zur Zulas-

sungsf reiheit , Verantwort lichkeit  und Anbietert rans-

parenz auf . Mit  dieser Richt linie wird auch der

Abschluss und die Anerkennung elekt ronisch ge-

schlossener Vert räge europaweit  einheit lich geregelt

werden. Die Bundesregierung setzt  sich dafür ein,

dass die entwicklungsof fenen und pragmat ischen

Regelungen des IuKDG so weit  wie möglich in die

europaweiten Regelungen eingebracht  werden. Sie

wird darauf  achten, dass insbesondere die Regelun-

gen zur Werbung verbraucherf reundlich ausgestaltet

werden. Grundvoraussetzung hierfür ist , dass unver-

langte Werbung als solche eindeut ig und klar erkenn-

bar sein muss. 

Mit  der Richt linie über den Fernabsatz von Finanz-

dienst leistungen soll das bisherige Regelwerk zum

Schutz der Verbraucher bei Vert ragsabschlüssen im

Fernabsatz für den Finanzbereich ergänzt  werden.

Hiermit  sollen grundlegende europaweit  gült ige

Regelungen wie die Informat ionspf lichten der Anbie-

ter und das Widerrufsrecht  des Verbrauchers geschaf -

fen werden. 

7.2. Internationale Zusammenarbeit

Aktivitäten in OECD und WTO

Ein wicht iger erster Schrit t  auf  dem Weg zu interna-

t ional abgest immten Rahmenbedingungen war die

Bonner Ministerkonferenz über globale Informat ions-

netze, die im Juli 1997 stat t f and. Hier wurden erst -

mals Aufgaben und Zielrichtung einer internat iona-

len Abst immung formuliert . Darauf  aufbauend hat

sich die OECD auf  der Ministerkonferenz in Ot tawa

vom Oktober 1998 ein umfangreiches Arbeit spro-

gramm zu allen Fragen des elekt ronischen Geschäf t s-

verkehrs gegeben. Hierbei stehen vor allem Fragen

des Verbraucher-  und Datenschutzes, der IT- Sicher-

heit , der Verantwort lichkeit , der Inf rast ruktur, der

Besteuerung und der sozialen und wirt schaf t lichen

Auswirkungen des elekt ronischen Geschäf t sverkehrs

im Vordergrund. Erste Fort schrit t e hierzu werden auf

dem Paris Forum on Elect ronic Commerce der OECD

am 12./13. Oktober 1999 vorgestellt  werden. 

Auf  der Ebene der Welthandelsorganisat ion (WTO)

wird sich Deutschland zusammen mit  den anderen

EU- Mitgliedsstaaten weiter an dem Arbeit sprogramm

zum Elect ronic Commerce beteiligen. Ziel ist  es hier-

bei, Handelsbeschränkungen durch neue Zölle oder

andere Handelshemmnisse zu vermeiden. Deutsch-

land hält  dabei an seiner Posit ion fest , dass digital

erbrachte Leistungen nicht  als Waren, sonder als digi-

tale Dienst leistungen eingestuf t  werden müssen und

dabei prinzipiell der Zollf reiheit  unterliegen. Diese

Posit ion wird die Bundesregierung auf  der WTO- Mini-

sterkonferenz im Dezember in Seat t le nachdrücklich

vert reten und sich für eine umfassende Behandlung

handelsrecht licher Fragen des elekt ronischen Ge-

schäf t sverkehrs einsetzen. 
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Global Business Dialogue on Electronic Commerce

Der von dem ehemaligen EU- Kommissar Bangemann

init iierte Global Business Dialogue on Elect ronic

Commerce (GBD) ist  ein Zusammenschluß führender

globaler Unternehmen der Informat ionswirt schaf t

unter dem Vorsit z von Time Warner, Bertelsmann AG

und Fujit su. Erklärtes Ziel des GBD ist  es, in Koopera-

t ion mit  den internat ionalen Regierungen Möglich-

keiten zur Schaf fung eines länderübergreifenden

Ordnungsrahmens für den Online- Handel auszuloten

und konsensfähige Posit ionen der Wirt schaf t  zu den

drängendsten Fragen zu formulieren. Darüber hinaus

wollen die Teilnehmer des GBD Vorschläge für Selbst -

regulierungsmodelle unterbreiten, um so staat liche

Regulierungen auf  ein notwendiges Mindestmaß zu

begrenzen. In neun Arbeit sgruppen hat  der GBD fol-

gende Themen aufgegrif f en, die für die zukünf t ige

Entwicklung des Online- Handel entscheidend sind:

Urheberrechte, Haf tungsf ragen, IT- Sicherheit , Daten-

schutz, Steuern und Zölle, Informat ionsinf rast ruktur,

recht liche Zuständigkeiten, Inhalte/Werbung und

Verbraucherschutz. Auf  einer Konferenz in Paris am

13. September hat  der GBD erste Vorschläge der ein-

zelnen Arbeit sgruppen mit  Regierungen und interna-

t ionalen Organisat ionen diskut iert . Die Bundesregie-

rung ist  best rebt , diesen partnerschaf t lichen Dialog

fort zusetzen, insbesondere um die Möglichkeiten der

Selbstkont rolle und Selbstverpf lichtung der Wirt -

schaf t  auszuschöpfen. 

Internet- Verwaltung und Standardisierungs-

gremien

Die Bundesregierung misst  den neuen Gremien zu

Verwaltung des Internet  herausragende Bedeutung

für die Entwicklung der globalen Informat ionsinf ra-

st ruktur zu. Sie begrüßt , dass mit  der neuen Organi-

sat ion ICANN (Internet  Corporat ion for Assigned

Names and Numbers) eine polit isch neut rale, unab-

hängige, regional ausgewogene und t ransparente

Organisat ion zur Weiterentwicklung der technischen

Standards und der Verwaltung von Internet - Adressen

geschaf fen wurde. Die Bundesregierung beteiligt  sich

akt iv im Government  Advisory Commit tee (GAC) der

ICANN, das beratende Funkt ionen wahrnimmt  und

im Mai diesen Jahres in Deutschland getagt  hat .

Die Bundesregierung sieht  es als unerlässlich an,

dass deutsche und europäische Interessen in den Gre-

mien der ICANN, aber auch in anderen Internet -

Organisat ionen wie der Internet  Society (ISOC), der

Internet  Engineering Task Force (IETF) und dem World

Wide Web Consort ium (W3C) deut lich vert reten wer-

den, damit  der Einf luss Deutschlands und Europas auf

die Weiterentwicklung des Internet  akt iv gestärkt

wird.

Im Rahmen der Internat ionalen Fernmeldeunion (ITU)

arbeitet  Deutschland daran mit , weltweite Standards

für die Gestaltung, die Zusammenschaltung und den

Bet rieb von Telekommunikat ionsnetzen zu entwerfen,

sowie das notwendige Funkf requenzspekt rum, Satel-

lit enposit ionen und die Bedingungen für deren Nut -

zung festzulegen, auf  deren Grundlage Internet -

Dienst leistungen angeboten werden können. 

Ebenfalls im Rahmen der ITU koordiniert  Deutschland

die Funkf requenzen für Mobilf unk-  und Satellit ensy-

steme sowie Orbitposit ionen für Satellit ensysteme,

mit  deren Hilf e Datenübert ragungen bis zu breitban-

digen Mult imediaanwendungen für das Internet

bereitgestellt  werden können.

Weltweite Gipfelkonferenz zur Informations-

gesellschaft

Die internat ionale Fernmeldeunion (ITU) ist  von den

Mitgliedsländern beauf t ragt  worden, in Abst immung

mit  den Organisat ionen der Vereinten Nat ionen (VN)

die Möglichkeit  für eine gemeinsame weltweite Gipfel-

konferenz zu wicht igen Fragen der Informat ionsgesell-

schaf t  zu prüfen. An der Vorbereitung sollen sich

neben der ITU die Organisat ion der VN für Bildung,

Wissenschaf t , Kultur und Kommunikat ion (UNESCO),

das Entwicklungsprogramm der VN (UNDP), das Um-

weltprogramm der VN (UNEP), die Internat ional Mari-

t ime Organisat ion (IMO), Weltbank und Weltpostverein

sowie die Weltorganisat ion für geist iges Eigentum

(WIPO) und die Welthandelsorganisat ion (WTO) beteili-

gen. Alle wirtschaf t lichen, sozialen, recht lichen und

kulturelle Fragen sowie die Entwicklung der techni-

schen Inf rast ruktur sollen auf  der Konferenz, die für

das Jahr 2002 geplant  ist , erörtert  werden. 

Der Auf t rag an die ITU erging in Anbet racht  des

wachsenden Einf lusses der Telekommunikat ion auf
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polit ische, wirt schaf t liche, soziale und kulturelle Ent -

wicklungen. Die Bundesregierung wird an einer

umfassenden Beschreibung der Informat ionsgesell-

schaf t  mitarbeiten und helfen, einen st rategischen

Akt ionsplan für eine abgest immte Entwicklung zu

erstellen, der Ziele def iniert , notwendige Ressourcen

ident if iziert  und die Aufgaben aller Beteiligten

beschreibt , um eine ef f iziente Koordinierung aller

Maßnahmen sicherzustellen, die zum Auf -  und Aus-

bau der Informat ionsgesellschaf t  in den verschiede-

nen Ländern notwendig sind und die in angemessener

Weise die formulierten Ziele der Polit ik der Bundesre-

gierung berücksicht igt .

Im Rahmen der Akt ivit äten der ITU sind Vert reter und

Vert reterinnen der Bundesregierung – in enger

Zusammenarbeit  der Regulierungsbehörde für Tele-

kommunikat ion und Post  und Unternehmen – ent -

scheidend beteiligt  an der Gestaltung der Elemente,

die die künf t ige Informat ionsinf rast ruktur best im-

men.
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